Aufstieg und Niedergang des kapitalistischen Weltsystems: eine politische Ökonomie der Moderne by Elsenhans, Hartmut
HARTMUT ELSENHANS  
Aufstieg und Niedergang des kapitalistischen Weltsystems. Eine 
politische Ökonomie der Moderne 
Disposition für ein Taschenbuch und für ein in 5 Bände zu gliederndes großes Werk 
            
            
     
Für Cynthia Tensin Wosel Elsenhans 
Als Einführung: Die unterschiedlichen politökonomischen Implikationen von Rente 
und Profit für die Strategie der Privilegierten. Die Abhängigkeit von Profit von Wett-
bewerb und Ausgaben für Investitionen. Das grundlegende keynesianische Wachs-
tumsmodell mit Endogenisierung technischen Fortschritts durch wettbewerbsabhän-
gige Innovation. Das permanente Streben der Unternehmer nach Renten. Die Auf-
rechterhaltung von Renten bei unvollkommenem Wettbewerb. Die Zerschlagung von 
Renten durch Verminderung des verfügbaren Überschusses und der damit bedingten 
Intensivierung von Konkurrenz. Kapitalismus als Zwang zur Wahrnehmung der Reali-
tät durch die Privilegierten – Rente als Chance der Privilegierten, Wirklichkeit zu „in-
terpretieren“, d. h. gegebenenfalls unter Einsatz von Macht auch zu leugnen. Kapita-
lismus als eine von „abhängiger“ Arbeit erzwungene Veranstaltung des Abbaus von 
Einkommensvorsprüngen und Machthierarchien. Kapitalismus basiert auf Massen-
konsum und Widerstandsmöglichkeiten knapper Arbeit. 
1. Vorkapitalistische Produktionsweisen und die Blockierung des 
Übergangs zu Kapitalismus 
– Die zwangsläufige gesellschaftliche Differenzierung in gemeinschaftlichen Produk-
tionsweisen 
– Technischer Fortschritt ohne Chance für Kapitalismus und tributäre Produktions-
weise 
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– Vorkapitalistischer Fernhandel als Instrument der Festigung von Monopol und Un-
gleichheit 
– Sklaverei schafft Kommerzialisierung, aber keine kapitalistische Akkumulation 
– Sonderfall und Prekarität von Feudalismus in Europa 
 
Im Mittelpunkt des Kapitels/Bands steht die These, dass es vor der industriellen Re-
volution gesellschaftliche Differenzierung, technischen Fortschritt und Märkte gege-
ben hat, die zwar Vorbedingung für den späteren Übergang zu Kapitalismus waren, 
diesen Übergang aber nicht hervorbrachten. Ihr zivilisatorischer Fortschritt ging mit 
tendenziell wachsender Unterdrückung der arbeitenden Bevölkerung einher. Diese 
Gesellschaften waren durch gewaltsame Aneignung von Mehrprodukt als Rente und 
nicht durch Profit gekennzeichnet.  
1.1. Die zwangsläufige gesellschaftliche Differenzierung in 
gemeinschaftlichen Produktionsweisen 
Zur Erklärung der Schichtbildung in gemeinschaftlichen Produktionsweisen genügen 
drei anthropologische Annahmen:  
1. Menschen sind „faul“ und wollen das Verhältnis zwischen Arbeitsaufwand und Er-
trag minimieren.  
2. Menschen haben Angst, insbesondere vor dem Tode und vor widrigen Umstän-
den, und wollen übernatürliche Kräfte beeinflussen.  
3. Menschen lieben ihre eigenen Kinder mehr als andere Menschen und die Kinder 
anderer Menschen.  
Für die Stabilisierung von Schichtung ist als zusätzliche Annahme notwendig, dass 
bei niedriger Arbeitsproduktivität die Grenzerträge auf konstanten Flächen mit wach-
sendem Arbeitseinsatz sinken. Gesellschaften können überleben, wenn ihre Ge-
samtproduktion höher als ihr Verbrauch ist. Dies schließt nicht aus, dass bei unter-
schiedlichen Zugangsrechten zu den natürlichen Ressourcen einzelne Mitglieder sol-
cher Gesellschaften weniger produzieren, als sie zum Überleben benötigen, also von 
Umverteilung abhängig sind.  
Dabei Präsentation des Marginalität-cum-Rente-Modells.  
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– Die Konstruktion ursprünglicher gemeinschaftlicher Produktionsweisen mit gerin-
ger gesellschaftlicher Differenzierung und ihre zweifelhafte empirische Existenz. 
Grundlage der „Horde“: unspezifische Anpassung an Umwelt (Gehlen), lange ext-
rauterinäre Aufzuchtphase. Kontakte jenseits der Horde wegen Sexualproportion. 
Ende der Mutation durch Erfindung von Sprache und dadurch größere Kommuni-
kation, die das Überleben auch weniger Angepasster innerhalb der kooperativen 
Gruppe ermöglicht.  
– Jäger und Sammler können wechselnde Beziehungen der Über- und Unterord-
nung haben. Sie benötigen kein Mehrprodukt, aber viel Raum. Wegen geringer 
Bevölkerungskonzentration pro Raum sind sie menschlichen Gruppen militärisch 
unterlegen, die sich auf weniger Raum reproduzieren können.  
– Ackerbau und Viehzucht erlauben, den Aufwand im Verhältnis zum Ertrag bei 
wachsender Bevölkerung zu reduzieren. Für die Suche nach Methoden von 
Ackerbau und Viehzucht ist deshalb demographisches Wachstum ausreichend. 
Charakteristika der neolithischen Revolution.  
– Bei Ackerbau fällt die Entscheidung über die erwartete Produktionshöhe und die 
Realisierung der Produktion zeitlich auseinander. Zwischen beiden liegt eine durch 
Unsicherheit (Wetter) geprägte Periode. Ökonomisch rational ist ein Niveau der 
Aussaat, bei dem unter den Bedingungen einer unterdurchschnittlich günstigen 
Witterungsperiode die erreichte Ernte bis zur nächsten Ernte reicht. Damit ist das 
Auftreten eines Mehrprodukts statistisch unausweichlich. Seine Verwaltung bedarf 
einer rechtlichen Einbettung.  
– Ackerbau und Viehzucht erfordern rechtliche Bestimmungen zur Nutzung von 
Ressourcen und damit einen Mechanismus zur Sicherung von Nutzungsrechten 
und zur Vergleichbarmachung unterschiedlicher konkreter Arbeit. Bei gleicher 
Gewaltproduktion pro Person können Nutzungsrechte gegen als Banden organi-
sierte Regelverletzer nur durch eine diesen zahlenmäßig überlegene Organisation 
bekämpft werden. Im Übergang zu Ackerbau und Viehzucht liegen Ursachen für 
wenigstens funktionale Hierarchien, Zentralisierung und Arbeitsteilung (z. B. spe-
zialisierte „Kämpfer“).  
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– Selbstversorgende Produktionseinheiten haben dann das Problem der Vergleich-
barkeit unterschiedlicher konkreter Arbeit zu lösen. Dies ist nur mit allgemein ver-
bindliche Entscheidungen innerhalb einer wie immer legitimierten Gemeinschaft zu 
erreichen, die eine gewisse Zahl von Produktionseinheiten umfasst.  
– Es entstehen Ämter, wie Könige, Herren des Bodens, Herren des Wassers 
u. ä. m., wie wir sie noch Anfang des 20. Jh. in den „gemeinschaftlichen“ Produkti-
onsweisen des subsaharischen Afrika, der Rückzugsgebiete in den ökologisch 
schwierigeren Gebieten Asiens (Kachin) und Ozeaniens beobachten können.  
– Ämter begünstigen Schichtung. Die Stabilisierung solcher Schichtungen ist um-
stritten. Die Kriterien für die Zuordnung zu Schichtungen sind vielfältig. Grundsätz-
lich versuchen aber die Begünstigten, ihre Position zu verstetigen.  
– Ein Ansatzpunkt für Schichtung ist das Bedürfnis nach Transzendenz. Transzen-
denz setzt am Todeserlebnis und an der Unberechenbarkeit der Natur an. Aus 
dem Todeserleben ergibt sich der Wunsch nach Überwindung des Todes und da-
mit die Vorstellung einer Unsterblichkeit der Seele. Ihre Folge ist die Annahme des 
Weiterlebens der Toten in einer verborgenen Welt. Gerade wenn die Ahnen nicht 
allein in der verborgenen Welt leben, wird ihnen unterstellt, dass sie zu den übri-
gen Mitgliedern der verborgenen Welt einen besonderen, den Lebenden direkt 
verwehrten Kontakt haben. Schichtung aufgrund des Bedürfnisses nach Trans-
zendenz hat damit zwei Ausprägungen. Die „Älteren“ kennen noch Ahnen als Le-
bende. Zum Ahnenkult passen damit Schichtungen nach Altersklassen. Nach der 
psychologischen Disposition auffälligen Menschen, z. B. Epileptikern, wird Ähnli-
ches unterstellt. Konkretisierung aus Schamanenkult, subsaharisches Afrika und 
Ozeanien.  
– Bei noch geringer Beherrschung der Natur ist der Versuch des Auffindens besse-
rer natürlicher Produktionsbedingungen oft kostengünstiger als die Verbesserung 
der innegehabten, z. B. durch investive Arbeit wie Bewässerung. Menschen wan-
dern damit schon früh bei noch geringer technischer Entwicklung. Schon Ansässi-
ge erheben von Zuwanderern Arbeitsrenten in der Form von Dienstleistungen oder 
Produktenrenten. Teile der Einwohner sehen sich im heutigen subsaharischen Af-
rika als diejenigen, denen die Väter das Land gegeben haben. Zuwanderer haben 
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für sie Arbeitsleistungen zu erbringen (Semaniers in Mali). Nach demselben Krite-
rium gibt es Schichtungen innerhalb der indischen Dörfer, dort historisch erinnert. 
Ebenso können Zuwanderer die Ortsansässigen unterwerfen. Dadurch Entstehen 
einer ethnisch konstruierten Spaltung der Gesellschaft.  
– Schichtung wird verstetigt durch den Versuch, Vorteile zu vererben. Wer beson-
ders gutes Land nutzt, wird sich den Umteilungsmaßnahmen gemeinschaftlicher 
Produktionsweisen widersetzen, wer siedlungsnahes Land hat, ebenso etc. Wer 
die Funktion des Herrn des Bodens hat, wird diese Schaltstelle zu vererben versu-
chen. Transzendentale Kompetenz oder besondere Fertigkeiten (Metallschmelze, 
Schmieden) werden als Geheimwissenschaft nur an die eigenen Nachkommen 
weitergegeben. Große Bedeutung der oralen Transmission von „Geheimwissen-
schaft“ in nicht verschrifteter Kultur bis in die Zeit tributärer Produktionsweisen.  
– Entscheidend für die Verfestigung von Schichtung ist die Verfügungsmacht über 
das Mehrprodukt. Gemeinschaftliche Produktionsweisen sind deshalb durch die 
periodische Zerstörung des bei rationalen Produktionsentscheidungen unaus-
weichlich auftretenden Mehrprodukts gekennzeichnet. Die periodische Vernich-
tung des Mehrprodukts soll den Übergang zu einer Klassengesellschaft blockie-
ren. „Fortschritt“ auf dem Weg zur Klassengesellschaft lässt sich deshalb an der 
Behandlung des Mehrprodukts ablesen.  
– Demographisches Wachstum und durch Vererbung ungleicher Zugang zu Nut-
zungsrechten bei natürlichen Ressourcen führen zum Auftreten von „Defizithaus-
halten“. Sie können trotz voller Ausschöpfung ihres Arbeitspotentials wegen sin-
kender Grenzerträge nicht immer oder nicht im Regelfall für das Überleben zwi-
schen zwei Ernten ausreichend produzieren. In ihren Augen ist die rituelle Zerstö-
rung des Mehrprodukts als Form der Gewinnung der Unterstützung transzenden-
taler Kräfte dysfunktional. Sie erfinden deshalb andere Formen des Zugangs zu 
Transzendenz. Sie „bieten“ als rational die Besänftigung der transzendentalen 
Welt durch ihre Dienste an, die in der landwirtschaftlichen Produktion (sinkender 
Grenzertrag) weniger als durch Bezahlung dieser besonderen und neuen Dienste 
aus dem Mehrprodukt erbringen. Dazu müssen die Bessergestellten gewonnen 
werden: „Wir beten für Euch, weil den mächtigen Ahnen permanenter Gottesdienst 
mehr bringt als periodische Feste. Dafür sorgt Ihr für eine neue Verwendung des 
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Mehrprodukts auch zu unserem Unterhalt.“ Die Defizithaushalte werden damit zur 
politischen Basis für die Förderung der Macht der Bestgestellten. Die Mächtigen 
werden durch solchen Gottesdienst weiter abgehoben. Entstehen des sakralen 
Königtums. 
– Weil bei niedriger Agrarproduktivität Defizitfarmer auftreten müssen, sofern das 
demographische Wachstum nicht begrenzt wird, können sich die ursprünglichen 
egalitären Züge der gemeinschaftlichen Produktionsweisen nicht dauerhaft halten.  
1.2. Technischer Fortschritt ohne Chance für Kapitalismus und 
Mechanismen der tributären Produktionsweise 
Zur Erklärung der Stabilität einer tributären Klassengesellschaft steht die Annahme 
im Mittelpunkt, dass sich eine zentralisierte Klasse aus der Verfestigung der funktio-
nalen Hierarchien der gemeinschaftlichen Produktionsweisen bilden kann. Eine sol-
che Klasse verfügt über einen Repressionsapparat und Legitimationsinstrumente. 
Sie kann dann das Mehrprodukt zentralisieren. Sie finanziert dadurch Militär/Polizei 
und die „Symbole/Werke der höheren Einheit“, die Gemeinschaftsgefühl legitimieren, 
vor allem sakrale Bauten. Solche tributären Produktionsweisen tendieren zur Ver-
prassung und damit nach Aufstieg zu ökonomischem Verfall, im Anschluss an Ibn 
Chaldûn und der chinesischen Theorie des dynastischen Zyklus zur Ablösung zwi-
schen neu aufsteigenden „Dynastien“, deren Selbstprivilegierung mit Verschärfung 
von Ausbeutung für Luxus und dann Verfall. Im Verfall fällt die Ausbeutung der Bau-
ern nicht ausreichend, als dass der Anreiz für den Aufbau von gewerblicher Produk-
tion für bäuerliche Massen nachhaltig entstünde, auch weil im Verfall der Handel be-
hindert wird und die Produktivität in Bewässerungslandwirtschaften sinken kann.  
– Entscheidend ist die Verfestigung von Schichtung und der Umfang des Mehrpro-
dukts, das den Aufbau eines Repressions- und Legitimationsapparats erlaubt. Die 
Wittfogel’sche Annahme einer großen Rolle von Funktionen, bei ihm in den Be-
wässerungskulturen – China, Indien, Mesopotamien, Ägypten –, ist hilfreich, deckt 
aber nicht alle Fälle ab. In Bewässerungskulturen ist das Mehrprodukt hoch, aber 
nicht alle Gesellschaften mit tributären Produktionsweisen haben Bewässerungs-
kulturen.  
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– Der Prozess der Verstetigung von Schichten muss nicht irreversibel sein. Das 
Problem von Angkor: Abwanderung überausgebeuteter Bauern aus der Bewässe-
rungslandwirtschaft in die Regenfeldwirtschaft oder ökologischer Niedergang von 
Angkor, mit gleichen Konsequenzen, nämlich der Reduktion des Mehrprodukts?  
– Repressionsapparate bedürfen der Zentralisierung, weil militärische Überlegenheit 
bei noch gering entwickelter Militärtechnologie grundsätzlich auf der räumlichen 
und zeitlichen Konzentration von militärischem Manpower gegenüber Widerstand 
leistenden direkten Produzenten beruht. Abgaben verweigernde Bauern können 
deshalb niedergeworfen werden, weil ein aus viel größeren Regionen ernährtes 
Heer regional und zeitlich konzentriert gegen eine einzelne Region eingesetzt 
werden kann. Die sich aus den Schichtungstendenzen gemeinschaftlicher Produk-
tionsweisen ergebenden tributären Produktionsweisen sind also zwangsläufig, 
aber unvollständig zentralisiert. Im Hinblick auf Europa und Japan ist zu erklären, 
weshalb sich dort diese Zentralisierungstendenzen nur gebrochen durchsetzten.  
– Innerhalb zentralisierter Klassen ist die von mir bei modernen Staatsklassen ana-
lysierte Tendenz zum Kampf um die Macht, um finanzielle Ressourcen (zur Finan-
zierung von Macht) und um Prestige (zur Erlangung von Ressourcen ohne ange-
messenen Einsatz und damit Verbrauch von finanziellen und militärischen Res-
sourcen) dominant. Wie bei den modernen Staatsklassen führt dies zu steigenden 
Ausgaben. Steigende Ausgaben können entweder durch Erhöhung des Abgaben-
drucks (Indien: kollektive Besteuerung der Dörfer unter den „schlechteren“ Kai-
sern, nachzuweisen über Mogulen) oder territoriale Expansion gedeckt werden.  
– Der Zentralisierung wirkt die Tendenz aller „Unterführer“ entgegen, durch eine Er-
höhung der auf sie entfallenden Ressourcen die eigene Position im Kampf um mi-
litärische Ressourcen, finanzielle Ressourcen und Prestige zu erhöhen. Regelmä-
ßige Umsetzung der „Unterführer“, prekäre Eigentumsrechte, Parallelarmeen, pa-
rallele Sicherheitsdienste (Kautilya) sind Anzeichen für die Stärke des Zentrums.  
– Bei steigendem Abgabendruck wächst Widerstand (Robin-Hood-Phänomen, 
Hobsbawms Sozialrebellen). Solcher Widerstand kann endemisch bleiben. Er 
kann aber von unbefriedigten Teilen der herrschenden Klasse, Invasoren, periphe-
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ren Mitgliedern der herrschenden Klasse etc. instrumentalisiert werden. Das Reich 
zerfällt dann.  
– Bei militärischer Expansion steigen die Kosten der Kontrolle peripherer Regionen, 
auch der Kontrolle der eigenen unteren Militärführer in diesen Regionen, die in 
den von ihnen kontrollierten Regionen neue Reiche bilden können. Dadurch Zer-
fall des Reiches. 
– Handel, gewerbliche Produktion, Städte, Defizithaushalte und selbst marktorien-
tierte Bauern sind am Ende der „Zeit der Wirren“ interessiert, weil sie öffentliche 
Sicherheit anstreben.  
– Die militärische Repressionskapazität und die Legitimationsbasis erlauben die Ab-
schöpfung des überwiegenden Teils des Mehrprodukts. In tributären Produktions-
weisen leben die ländlichen Massen am Subsistenzminimum. Die Nahrungsmittel-
quote an ihrem Verbrauch ist damit hoch. Es gibt keinen großen und vor allem 
keinen wachsenden Markt der ländlichen Massen für gewerbliche Produkte.  
– Quellen der Abgaben sind Landsteuern, individualisiert bei guten Herrschern, mit 
kollektiver Verantwortung der gesamten Dörfer bei schlechten Herrschern, die den 
Ausbeutungsdruck erhöhen, sowie Fronarbeit und monopolistische Handelsprofite, 
weil die Sicherheit von Handelsrouten von der Gewährung öffentlicher Sicherheit 
abhängt. Dabei Verflechtung zwischen Händlern und Staatsklassen tributärer Pro-
duktionsweisen.  
– Die Nachfrage nach nichtlandwirtschaftlichen Produkten ist durch den militäri-
schen Bedarf und die (Luxus-) Konsumausgaben der herrschenden tributären 
Klasse, teilweise der Händler, bestimmt.  
– Es ergibt sich wegen der Armut der Massen und der Privilegien der Reichen eine 
typische Dreiteilung der gewerblichen (handwerklichen) Produktion:  
1. Dorfhandwerk niedrigen technischen Stands ohne Anreize zur Expansion, teil-
weise außerhalb von Ware-Geld-Beziehungen. Dieses Dorfhandwerk ist zu In-
novation wenig fähig, weil es arm ist und keinem Wettbewerb ausgesetzt ist.  
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2. An besondere natürliche Voraussetzungen der Produktion gebundenes Hand-
werk mit nur geringer Konkurrenz, weil das Mehrprodukt hier in der Vermark-
tung (Salzsteuer) abgeschöpft werden kann. Die Staatsklasse unterbindet zu ih-
rer Bereicherung Konkurrenz und bindet diese Produzenten zu ihrer eigenen 
Bereicherung in ihre Herrschaftsstrukturen ein.  
3. Luxushandwerk, in dem Wettbewerb auf die Exzellenz und Singularität des 
Produkts (als Extrem: das Kunstwerk) abhebt. An der kostengünstigen Produk-
tion gleichartiger Produkte sind die an Prestige orientierten Mitglieder von 
Staatsklassen tributärer Produktionsweisen nicht interessiert.  
– Der technische Fortschritt ist an der Exzellenz des Produkts orientiert. Maschinen 
kommen außer bei wenigen Konsumgütern (Töpferei) nur bei der Gewinnung von 
Rohstoffen und Zwischenprodukten zum Einsatz. Dies ist ein fundamentaler Ge-
gensatz zur beginnenden kapitalistischen Produktionsweise in Nordwesteuropa, 
deren technischer Fortschritt an der möglichst kostengünstigen Produktion gleich-
artiger Produkte durchschnittlicher Qualität orientiert war.  
– Legitimität wird produziert durch Ergänzung der Naturreligionen und des Ahnen-
kults durch einen Areopag von Göttern, zu denen die Sterblichen einen nach 
„Stand“ und Personen (Rivalität innerhalb der Staatsklassen) unterschiedlichen 
Zugang haben mögen. Dieser Areopag von Göttern reproduziert die auf Erden 
existierenden Hierarchien (Gottkönig, Sohn des Himmels u. ä. m.).  
– Tributäre Produktionsweisen haben aber das Ideal der Gleichheit nicht erdrücken 
können. In den „peripheren“ Regionen in tributären Produktionsweisen, aber auch 
in einigen Kerngebieten, wird „Monotheismus“ erfunden. Gibt es nur einen Gott, 
dann sind alle Menschen vor ihm gleich (Jaspers axiale Revolution). Beispiele sind 
nicht nur der Judaismus, das Christentum und der Islam. In Gebieten mit schon 
stärker verfestigter Ungleichheit setzt sich die Erfindung von Monotheismus nur 
gebrochen durch (Buddhismus, Jainismus und reaktiv dazu Bhaktibewegung im 
Hinduismus, aber auch Problem von Echnaton in Ägypten).  
– Den bürokratischen Klassen tributärer Produktionsweisen gelingt die Inkorporation 
der monotheistischen Revolution (vor allem in den peripheren Gebieten) oder ihre 
Seite 10 von 135 
militärische Zerschlagung (Indien) mit vielen Varianten (Rückzug des Buddhismus 
in Südasien auf die Gebiete, in die königlichen Armeen mit Elefanten nicht vor-
dringen konnten, z. B. obere Lagen des Himalaya, Gangesdelta).  
– Das Ideal der gleichen Gotteskinderschaft hat dort, wo sie Erfolg hatte, die Orga-
nisation der Religion als öffentliche Institution erzwungen, weil das gute öffentliche 
Leben sich an religiösen Maßstäben orientieren musste. Dies markiert einen we-
sentlichen Unterschied zwischen dem christlich islamischen Westen und dem süd- 
und ostasiatischen Raum im Hinblick auf die Autonomie des Individuums und die 
Lehre von Gut und Böse. Im Westen kann das scheiternde Individuum auf seine 
Rechtfertigung vor einem Gott hoffen. Im Osten ist gut, was der Unbeflecktheit der 
Seele nutzt, und dies bedeutet auch für die Unterschichten die Bindung an die So-
lidarität mit der Kleingruppe (Kaste, Klan, Großfamilie). Es gibt im Osten keine In-
stanz der Transzendenz, vor der alle gleich sind.  
– Solidaritätsbeziehungen innerhalb der Ausgebeuteten sind bei Marginalität be-
schränkt. Es gibt bei dichter Besiedlung im Verhältnis zu den natürlichen Ressour-
cen arbeitsfähige Menschen, die weniger produzieren, als sie zum Überleben be-
nötigen, wenigstens in schlechteren Perioden. Der Ausgleich findet innerhalb der 
Kleingruppen statt. Die Herren geben einigen wenigen Mitgliedern oder lokal 
mächtigen Familien günstige „Arbeitskontrakte“ (auch in Arbeiten zur Legitimation 
und Repression) und binden diese an politisches Wohlverhalten. Ihr Interesse liegt 
nicht allein in der Maximierung des Mehrprodukts, sondern auch in der Erweite-
rung der Zahl ihrer zuverlässigen Untertanen oder Untertanencliquen, weil diese 
unter bestimmten Konfigurationen ein Pfund in der Auseinandersetzung zwischen 
Segmenten innerhalb der Staatsklasse sein können (wer mehr mobilisieren kann, 
hat mehr Macht). Die durch günstige Arbeitskontrakte Begünstigten können sich 
der Umverteilung innerhalb der jeweiligen kleinen Gruppe nicht völlig entziehen. 
Sie fordern als Gegenleistung Hilfe aller Gruppenmitglieder bei der Erhöhung der 
Durchsetzbarkeit ihres Ansehens gegenüber den Patronen, damit ihre günstigen 
Arbeitskontrakte nicht gefährdet sind. Daraus ergeben sich zwangsläufig kaska-
denartige klientelistische Beziehungen der Privilegierung und Verpflichtung. Sie 
würden durch politische Aufmüpfigkeit oder moralisches Fehlverhalten der übrigen 
Mitglieder der Kleingruppe gefährdet. Die übrigen Mitglieder der Kleingruppe kön-
nen also nur durch Wohlverhalten oder durch „Nerven“ innerhalb der „Pri-
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mär“gruppe  die Umverteilung innerhalb solcher Kleingruppen zu ihren Gunsten 
sichern. Hier Quelle des Kampfs um das Bewahren des eigenen Gesichts. 
1.3. Vorkapitalistischer Fernhandel als Instrument der Festigung von 
Monopol und Ungleichheit 
Der vorkapitalistische Fernhandel ist kein Instrument der Förderung kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse.  
Im Mittelpunkt steht das Argument, dass Handel durch ungleiche Einkommensvertei-
lung begünstigt wird und diese zugleich fördert. Vorkapitalistischer Handel ist am 
Monopol ausgerichtet und stützt tributäre Strukturen im Regelfall. Der Ausnahmefall 
ist das alte Griechenland neben Ansätzen in Indien.  
– Fernhandelsbeziehungen sind schon bei geringer sozialer Differenzierung zu be-
obachten. Sie gehen der Errichtung tributärer Produktionsweisen voraus. Über-
blick über Fernhandelsnetze und ihre relative Stabilität in der alten Welt.  
– In gemeinschaftlichen Produktionsweisen erhöhen Handelsbeziehungen das Inte-
resse der Bessergestellten an einem wachsenden Mehrprodukt. Bei noch geringer 
technischer Entwicklung ist die Breite der lokal produzierten Produkte gering. Es 
gilt deshalb das Gesetz des abnehmenden Grenznutzens. Zwischen steigenden 
Kosten der Erzwingung von Mehrprodukt und sinkendem Nutzen zusätzlicher 
„Prestigegüter“ kommt es bei niedriger Ausbeutungsrate relativ früh zum Gleich-
gewicht. Handel erweitert wegen der Verknüpfung von Wirtschaften aus unter-
schiedlichen naturräumlichen Bedingungen die Breite des Güterangebots und 
wirkt damit dem abnehmenden Grenznutzen entgegen. Gleichzeitig sind viele Im-
portprodukte Prestigegüter, deren Verteilung die Funktionsträger zentral kontrollie-
ren können. Dies fördert ihre Macht (z. B. Prestigegüter und deren Bedeutung für 
das Recht auf Heirat im subsaharischen Afrika).  
– Es gibt eine ganze Reihe von Gesellschaften, in denen die Kontrolle der Prestige-
güter durch die Funktionsträger erst deren Macht begründet. Coquery-Vidrovitch 
erklärt die Rolle des Handels im subsaharischen Afrika als Vehikel der Staatsbil-
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dung. Es gibt aber auch ganze Gesellschaften, die ihr Mehrprodukt nur aus dem 
Fernhandel beziehen, zum Beispiel Tibet oder in der Sahara die Sanûssia.  
– Fernhandel schloß die bevölkerungsstarken Gebiete der alten Welt zusammen. 
Drehscheiben waren das südchinesische Meer, die Seidenstraße, die Oasenwege 
aus dem subsaharischen Afrika ans Mittelmeer, die Verbindung Zentralasien–
Harappa–Magadha. Griechenland und Kleinasien waren in Bezug auf diese Han-
delsrouten strategisch gelegen.  
– Vorkapitalistische Fernhändler verdienen am Handel, weil sie Produkte tauschen, 
die nur in einer der jeweils verbundenen Wirtschaften hergestellt werden können. 
Ihr Gewinn lässt sich dann maximieren, wenn sie als Monopolist anbieten und die 
Menge so stark reduzieren, dass der Monopolgewinn optimiert wird.  
– Der Monopolerlös für Luxusprodukte ist ceteris paribus in den Gesellschaften am 
höchsten, die am reichsten sind. Bei hohem Reichtum einer privilegierten Ein-
kommensschicht sinkt der Grenznutzen lokaler Luxusgüter umso mehr, als die 
Breite dieser Luxusgüter klein ist, während der Grenznutzen noch knapper frem-
der Luxusgüter hoch ist. Je reicher die lokalen Privilegierten, desto höher der 
Grenznutzen fremder Luxusgüter. Je reicher die lokalen Privilegierten, desto 
wahrscheinlicher ihre Möglichkeit, Produkte anbieten zu können, die ihre Handels-
partner in anderen Gesellschaften günstig tauschen können.  
– Zusätzlich werden die Routen durch naturräumlich bedingte Angebotsmöglichkei-
ten bestimmt (subsaharisches Gold, indische Gewürze, indonesische Gewürze 
und Edelhölzer). Daraus ergibt sich ein geographisches Muster der Handelsrou-
ten, das relativ stabil ist. Berühren: Armut Europas an naturräumlich bedingten Lu-
xusprodukten. Kerngebiete der Routen: Das Band der hydraulischen Kulturen vom 
Nil bis zum Huang-ho. 
– Preissenkungen und damit das Hinüberwachsen des Handels in eine Mengenkon-
junktur werden ausgeschlossen, wenn die Händler monopolistisch organisiert sind. 
Daraus ergibt sich die Vorteilhaftigkeit von Ingroup-Bildungen (bestimmte buddhis-
tische Sekten kontrollierten einzelne Handelsrouten in Tibet von Kloster zu Klos-
ter, ähnlich Transsaharahandel). Herausbildung von Sekten innerhalb von Religio-
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nen unter den Fernhändlern. Politisch erforderte die Kontrolle der Routen häufig 
die Zusammenarbeit mit tributären Produktionsweisen, die sich aus der Kontrolle 
von Routen ganz oder teilweise reproduzierten (Iran, Zentralasien, Zimbabwe).  
– In der vorkapitalistischen Welt verschaffte Gemeinsamkeit der Religion Rechtssi-
cherheit auf den Routen. Die Ausbreitung des Islam folgte den Handelsrouten zwi-
schen Mittelmeer, subsaharischem Afrika, Indien und Indonesien.  
– Aus dem Interesse an Monopol sind die Fernhändler an fairen tributären Reichen 
interessiert, die Rechtssicherheit und damit kalkulierbare Abschöpfungsraten ga-
rantieren können im Gegensatz zu Banditen.  
– Handelsprofite werden wegen des Interesses an Angebotsbeschränkung nur be-
grenzt in Produktionserweiterung investiert. Handels„kapitalisten“ kaufen sich mit 
wachsendem Reichtum auch in Europa in Land und Ämter ein, die sicherere Ein-
künfte gewährleisten. Diese Regel gilt weltweit, auch in tributären Produktionswei-
sen. Handelskapital lebt in Symbiose mit vorkapitalistischen Klassen. Es zersetzt 
vorkapitalistische Produktionsweisen im Regelfall nicht. Die Gründe für das Ab-
weichen der griechischen Polis vom tributären Kreta muss in komplexeren Zu-
sammenhängen als der geographischen Lage in Bezug auf Handelsrouten ge-
sucht werden.  
1.4. Sklaverei schafft Kommerzialisierung, aber keine kapitalistische 
Akkumulation 
Im Mittelpunkt steht, dass weder die Antike noch die atlantische Sklaverei trotz 
Kommodifizierung der Arbeitskraft (die ja gehandelt wird) eine Öffnung auf kapitalisti-
sche Entwicklung darstellten.1  
– Sklaverei als unfreie Arbeit hat es seit Menschengedenken gegeben. Sie ist zu-
nächst Folge der Tatsache, dass Menschen selten sich allein reproduzieren kön-
nen. Werden sie von ihren Gemeinschaften verstoßen oder diesen entrissen 
(Kriegsgefangene), haben sie sich den Bedingungen der aufnehmenden Gesell-
1  Dieser Abschnitt beruht theoretisch stark auf Elsenhans, Hartmut: "Politische Ökonomie der Skla-
verei vom 16.–18. Jh.", in: Richardt, Tobias; Erdem, M. (ed.): Unfreie Arbeit. Ökonomische und kul-
turgeschichtliche Perspektiven (Zürich; New York; Hildesheim: Georg Olms, 2007); S. 242-259. 
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schaften zu beugen. Grundsätzlich müssen sie das Angebot, dass nur ihr weiteres 
Überleben gesichert ist, annehmen, also gegebenenfalls auf die Bestreitung des 
Unterhalts für eine eigene Familie verzichten.  
– Die Ausbeutungsrate, damit der Arbeitsdruck auf Sklaven kann höher als gegen-
über einer ortsansässigen Bevölkerung sein, und zwar aus zwei Gründen:  
1. Die Zahl der widerstandsfähigen Menschen einer ortsansässigen Bevölkerung, 
die vom Ausbeutungsapparat abzuschrecken sind, ist größer als im Fall der 
Sklaverei. Die Sklaven leben und arbeiten ohne ihre Familien. Frauen und Kin-
der mögen keine militärischen Kämpfer sein, spielen aber eine große Rolle bei 
Kommunikation auch bei Guerillakriegen. Hinzu kommt bei gekauften Sklaven 
das zerstörte soziale Netzwerk der Ursprungsgesellschaft im Vergleich zum 
Vertrauen innerhalb einer ortsansässigen Gesellschaft, einschließlich der 
Sprachdifferenzen (von Sklavenhaltern bewusst genutzt).  
2. So lange Sklaven gehandelt werden, hängt die Reproduktion der auszubeuten-
den arbeitenden Bevölkerung nicht von der Gewährung von Einkommen ab, bei 
dem die Sklaven die zukünftige Arbeitsbevölkerung durch eigene Familien, also 
einschließlich deren Unterhaltskosten, reproduzieren.  
– Sklaverei setzt die Absenkung der Kosten der Arbeitskraft auf deren Subsistenz-
kosten ohne die Kosten der Reproduktion dieser Arbeitskraft voraus. Dazu muss 
es Gesellschaften geben, denen Arbeitskräfte zu geringeren Preisen entrissen 
werden können, als die Reproduktionskosten betragen.  
– Im Fall der Versklavung von Kriegsgefangenen ist die Ware Sklave ein „Kuppel-
produkt“, das als Nebenergebnis des Hauptziels der Produktion, dem Sieg in einer 
militärischen Unternehmung, anfällt. Bei Kuppelprodukten kann der Preis „belie-
big“ tief fallen. Ebenso ist der Schuldsklave das Nebenprodukt des Repressions-
systems.  
– Bei der neuzeitlichen atlantischen Sklaverei wurden die Kosten der Reproduktion 
von Arbeitskraft auf die bejagten Gesellschaften in Afrika abgewälzt.  
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– Wenn unter Sklaverei die Arbeitsbevölkerung sich nicht selbst reproduzieren 
muss, dann besteht ein Interesse am möglichst schnellen Verschleiß der als Skla-
ven arbeitenden Bevölkerung unter Minimierung der alltäglichen Subsistenzkosten 
(ohne die Kosten der Reproduktion einer Familie, die ohnedies vermieden wer-
den). Der hungernde Sklave, der rasch stirbt, kann „profitabler“ sein als ein pro-
duktiverer, länger lebender wohlgenährter Sklave. Das Interesse am Verschleiß 
der Arbeit wächst proportional invers mit den Kosten des Ankaufs von Sklaven 
und proportional invers mit den Kosten der Subsistenzgüter: Je billiger die Sklaven 
und je teurer die Nahrungsmittel (im Fall der Karibik aus den amerikanischen 
Nordkolonien) für ihren Unterhalt, desto rationaler die Anhebung des Arbeits-
drucks auch um den Preis eines früheren Ablebens der Sklaven.  
– Die Einschaltung lokaler afrikanischer Gesellschaften als Sklavenjäger ist nur 
dann für diese ökonomisch rational, wenn die Lieferungen, die sie von einem eu-
ropäischen Sklavenhändler erhalten, wertvoller als das Mehrprodukt sind, das sie 
selbst den Sklaven abpressen können. Dies erklärt die Bereitschaft der Sklavenjä-
ger, trotz eigener afrikanischer Sklaverei zusätzlich in großem Umfang Sklaven zu 
verkaufen. Es setzt voraus, dass die europäische Gesellschaft Luxusgüter oder 
technisch fortgeschrittene Güter anbieten kann, die die afrikanische Gesellschaft 
nur unter hohen Kosten substituieren kann. Nur auf Handel beruhende Sklaverei 
setzt internationale Produktivitätsdifferenzen voraus. 
– Nicht jede Absenkung der Kosten von Arbeit oder deren exportierter Produkte un-
ter die Reproduktionskosten der Arbeitskraft (also Löhne, die die Kosten der zur 
Reproduktion notwendigen importierten Basisprodukte nicht decken) zu Lasten ei-
ner anderen Gesellschaft muss mit Blockierung der wirtschaftlichen Entwicklung in 
diesen anderen Gesellschaften einhergehen. Die heutige abwertungsgetriebene 
Industrialisierung wäre ein Beispiel. Entscheidend sind deshalb die weltgeschicht-
lichen Konstellationen und die damit einhergehenden Anpassungsoptionen der 
Gesellschaften, die an der Mobilisierung von Arbeit unter den Reproduktionskos-
ten teilhaben. Modernisierungstheoretisch profitierten die sklavenjagenden Gesell-
schaften von Tendenzen zur Zentralisierung und zur Reichsbildung, die sie auf 
dem Weg von gemeinschaftlichen Produktionsweisen zu tributären Produktions-
weisen voranbrachten, allerdings ohne eine mit den asiatischen, nordafrikanischen 
und südamerikanischen tributären Produktionsweisen vergleichbare Entwicklung 
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auch des luxusorientierten Handwerks zu durchlaufen. Sie gerieten in die Falle der 
„Dutch Disease“ auf der Grundlage einer beim Sklavenexport erzielten externen 
Rente, die sie für den Import gewerblicher Produkte ausgaben (aus Europa, aber 
auch aus Indien). Die bejagten Gesellschaften konnten angesichts der techni-
schen Entwicklung ihrer Landwirtschaften nicht die Bevölkerungsverluste durch 
Steigerung des Bevölkerungswachstums ausgleichen und suchten ihr Heil in der 
Flucht, die Dezentralisierung und Verzicht auf Arbeitsteilung zur Folge hatte. Die in 
den Antillen entstehenden Sklavenwirtschaften wurden auf Rohstoffexporte spezi-
alisiert mit geringer technischer Entwicklung wegen Dutch Disease (sogar ange-
sichts der billigen Arbeitskräfte: mögliche Regression). Ökologische Zerstörung 
der Böden durch Monokultur ging mit einher.  
– Die hohen Gewinne im Sklavenhandel erlaubten zwar in den den Sklavenhandel 
organisierenden Gesellschaften Westeuropas Zentralisierung finanzieller Res-
sourcen. Reale Akkumulation wäre nur möglich gewesen, wenn in diesem Prozess 
Investitionsgüter, Rohstoffe oder Nahrungsmittel für eine Investitionsgüter herstel-
lende Bevölkerung in Europa transferiert worden wären. Im Zusammenhang mit 
der europäischen Industrialisierung ist zu diskutieren, inwieweit solche Transfers 
stattfanden und für die Akkumulation in Europa überhaupt notwendig waren.  
– Die Sklaverei brachte zwar Ausbeutung und menschliches Elend, möglicherweise 
hat aber die damit einhergehende Aneignung von Mehrprodukt keinerlei Wirkung 
auf wirtschaftlichen Fortschritt in irgendeiner der beteiligten Gesellschaften ge-
habt.  
1.5. Sonderfall und Prekarität von Feudalismus in Europa 
Der europäische Feudalismus stellt einen Sonderfall der vorkapitalistischen Klassen-
gesellschaft dar, weil er für Widerstandsmöglichkeiten von unten relativ offen war, die 
sich wirtschaftlich auf die Nachfragestruktur auswirkten. „Gestützt“ (zugelassen) 
durch eine relativ dezentrale Struktur der herrschenden Klasse konnten Ansätze für 
die Bildung eines Massenmarkts auf dem Lande und in der Stadt entstehen. Diese 
Struktur war laufend von Zentralisierungstendenzen bedroht, die geschichtswirksam 
(Absolutismus) aber erst wurden, als sich wenigstens regional eine breite und öko-
nomisch starke Klasse selbständiger gewerblicher Produzenten gebildet hatte, die 
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sich gegen solche Zentralisierungsbestrebungen und ihre ökonomischen Folgen (Fi-
nanzkrisen des absolutistischen Staats) wenigstens zunächst zur Wehr setzten.  
– Das spätrömische Reich war eine tributäre Produktionsweise, jedoch nicht ganz 
gelöst von ihrem historischen Erbe. Im Unterschied zu anderen tributären Produk-
tionsweisen war sie durch einen hohen Grad der Durchsetzung des Privateigen-
tums zugunsten einer privilegierten Klasse gekennzeichnet, die den überwiegen-
den Teil ihrer Einkünfte anders als in tributären Produktionsweisen vorwiegend 
aus ihrem Landbesitz und nicht aus Staatsämtern bezog. Dabei Diskussion der 
Besonderheit des klassischen Griechenlands im Unterschied zu den zuvor auch in 
diesem Raum bestehenden tributären Produktionsweisen (Kreta, Mykene), der 
Permanenz tributärer Produktionsstrukturen im Osten des Reiches, der „Rückent-
wicklung“ von Sklaverei zum Kolonat im Westen und der Ursachen des Nieder-
gangs im Westen.  
– Warum übernahmen die germanischen Einwanderer nicht wie andere Einwande-
rer mit noch niedrigem Stand der gesellschaftlichen Differenzierung im Beispiel 
Westroms die vorhandenen tributären Produktionsweisen, wie z. B. die Mongolen 
in Asien, die Araber im reicheren Teil der südlich des Mittelmeers gelegenen Ge-
biete? Diskussion der Auswirkungen des Konflikts eher gemeinschaftlicher Struk-
turen der Nomaden mit den reichen Produktionsweisen im historischen Längs-
schnitt.  
– Die Zufälligkeit der weströmischen Spaltung der herrschenden Klasse durch eine 
Doppelspitze der Rivalität zwischen Kaiser und Papst mit gleichzeitig geistlichen 
und weltlichen Machtansprüchen und die daraus folgende Behinderung der Zent-
ralisierung auch der weltlichen Herrschaft. Exkurs auf den Investiturstreit und die 
verfassungsrechtliche Blockierung des deutschen Gebiets auf dem Weg zur Zent-
ralisierung durch den Versuch zur Bildung einer „Bürokratie“ durch mit Eheverbot 
belegte geistliche Würdenträger, die keine legitimen Erben haben konnten.  
– Gesellschaftliche Folgen der ökologisch bedingt (reichlich Regen und doch nicht 
kalt) relativ geringen Differenzierung der Produktivität in der Landwirtschaft im 
westeuropäischen Raum im Vergleich zu den klassischen Fällen der Bewässe-
rungslandwirtschaft alter tributärer Produktionsweisen. Diskussion von ähnlich ge-
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lagerten Fällen mit „rainfed agriculture“. Diskussion der Frage, warum eine ökolo-
gisch produktive Landwirtschaft im subsaharischen Raum zur internen Sklaverei 
(Landreichtum) führt, während eine ökologisch reiche Landwirtschaft im westeuro-
päischen Raum trotz politischer Tendenzen zur Durchsetzung unfreier Arbeit 
(Leibeigenschaft) trotzdem über Bauernaufstände, Abwanderung an die „Grenze“ 
(nicht nur deutsche Ostkolonisation) und Verknappung von Arbeit, schließlich Re-
duktion von Unfreiheit zur Folge hat.  
– Ein relativ geringes Mehrprodukt erschwert die Zentralisierung und bindet die 
Grundherren an die Einkommen, die sie aus ihren Ländereien ziehen können. Die 
Einkünfte aus Ämtern in einer von den Herrschern projektierten zentralen Amtshie-
rarchie bleiben klein. Die Bindung der Grundherren an ihr eigenes Land bleibt 
groß.  
– Wegen der Bindung der Einkommen der Grundherren an ihren Landbesitz gibt es 
Kooperation zwischen Grundherren und Bauern mit dem Ziel der Steigerung der 
Produktivität. Dabei wird das Instrument der materiellen Interessierheit der Bauern 
von den Grundherren akzeptiert. Agrarrevolution des Mittelalters. Komplementär 
industrielle Innovationen. Die Bauerneinkommen steigen im Mittelalter, damit auch 
die Marktorientierung. Es gibt sogar Konflikte über Vermarktungsrechte, insbeson-
dere bei „hoch spekulativen“ Produkten, z. B. Wein.  
– Die Möglichkeiten der „inneren“ Kolonisation und die Kolonisation an den Außen-
grenzen (Spanien, Nordengland, deutsche Ostkolonisation) verschafft Arbeit die 
Option „Exit“. Dabei Bedeutung technischer Innovationen, wie des eisernen Pflu-
ges. Gleichzeitig Diskussion über das Ausbleiben ähnlicher Auswirkungen in tri-
butären Produktionsweisen, z. B. Einführung des eisernen Pfluges im nordindi-
schen Doab.  
– Wegen steigender Bauerneinkommen werden Bauern ein Markt für gewerbliche 
Produkte.  
– Die Städte des europäischen Westens können sich von der Vorherrschaft der feu-
dalen Klasse befreien (Selbstverwaltung statt Vögten), weil sie weder allein vom 
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Fernhandel, noch von ihrer Rolle als Verwaltungszentren abhängen, da sie das 
umliegende Land mit gewerblichen Produkten versorgen.  
– Weil es Massenmärkte gibt, entwickelt sich ein ökonomisch und rechtlich unab-
hängiges Handwerk, vor allem in den Städten, das sich aber immer wieder mono-
polistischer Praktiken bedienen will (Zünfte, Produktionsverbote im ländlichen Um-
land).  
– Städte als Speerspitze des Kampfs gegen Besteuerungsrechte der Kronen und 
damit der Ausbeutungsrechte der Grundherren.  
– Aspekte der insgesamt starken Stellung der Bauern und permanenter Kampf der 
Grundherren gegen diese Selbständigkeit, mit besonderem Gewicht auf der osteu-
ropäischen zweiten Leibeigenschaft. Diskussion der Wallerstein’schen These un-
gleicher Spezialisierung (Handel) und der Gegenthese der durch Klassenkampf 
von oben durchgesetzten zweiten Leibeigenschaft in Osteuropa.  
– Wellenförmige Aufrechterhaltung der Gleichheitsideale der axialen Revolution 
Jaspers im Zusammenwirken zwischen religiöser „Erneuerung“ und Bauernbewe-
gungen (Cluny, Hussiten, Reformation in Deutschland).  
– Rivalität der Krongewalten und Vorformen „nationaler Identität“.  
– Permanente Bedrohung des Einflusses der Unterschichten und der Dezentralisie-
rung der Grundherrenklasse durch „Modernisierung“ durch die Kronen, d. h. durch 
Aufbau von Beamtenapparaten (Friedrich II. von Schwaben, spanische Monarchie 
des 15. Jh., Absolutismus).  
2. Kapitalismus als Ergebnis des Kampfs von Unterschichten gegen Rente 
und Ausbeutung. Industrielle Revolution als Folge der Herausbildung 
des inneren Massenmarkts  
Im Mittelpunkt steht das Argument, dass kapitalistische Entwicklung und die industri-
elle Revolution nicht von der Verfügbarkeit großer Finanzmittel, sondern von der 
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Ausweitung der Massennachfrage abhingen. Es bedurfte keiner ursprünglichen Ak-
kumulation, sondern nur des Erfolgs der Unterschichten gegen Ausbeutung. Dieser 
Erfolg wurde auf unterschiedlichen Wegen erzielt. Er ging nicht immer mit der Besei-
tigung des „Ancien Régime“ und Demokratisierung einher. Weil Kapitalismus „unwil-
lentlich“ von unten erkämpft wurde, ging er nicht unbedingt mit einem zivilisatori-
schen Prozess einher.  
– Die europäische Expansion im 16. Jahrhundert und ihre Auswirkungen auf Europa 
– Die Finanzierung der industriellen Revolution in England 
– Die englische industrielle Revolution und der äußere Markt 
– Die englische Agrarrevolution und die industrielle Revolution 
– Die Lage der Unterschichten in England unter Berücksichtigung der Einfriedungen, 
der Armengesetze und der Konsumniveaus in England 
– Die gesellschaftliche und politische Transformation in England 
– Nachholende Industrialisierung und das Ancien Régime 
• Handelsprofit und Dutch Disease als Blockierung der Industrialisierung in Spa-
nien und Portugal, aber auch in den „frühbürgerlichen“ Niederlanden 
• Revolution des Bürgertums, begrenzte bürgerliche Revolution und gebremste 
industrielle Revolution in Frankreich 
• Erfolgreiche Allianz von Grundadel und Bürgertum in Deutschland und Japan 
• Blockierung „bürokratisch-kapitalistischer Entwicklung“ in Russland 
– Nachholende Industrialisierung in den europäischen Siedlergesellschaften: Staple 
Theory gegen Ausweitung des inneren Marktes bei hohen Einkommen der Unter-
schichten 
– Industrialisierung, Manufaktur, Absolutismus und bürgerliche Revolution 
– Widerstand der Unterschichten und die Konstitution von Arbeiterklassen 
– Zweigstruktur und Industrialisierung: Die Sukzession industrieller Revolutionen 
und ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
– „The Importance of Being First“: Perpetuierung von Führungspositionen und 
Wachstum blockierende Spezialisierung einer Führungsmacht 
– Rivalitäten im europäischen Staatensystem förderten die technologische Innovati-
on und die Unausweichlichkeit des Versuchs der Industrialisierung. Eine Polit-
kökonomie der Herausbildung des europäischen Gleichgewichtes 
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2.1. Die europäische Expansion im 16. Jahrhundert und ihre Auswirkungen 
auf Europa 
Im Mittelpunkt steht das Argument, dass die europäische Expansion des 15. bis 
18. Jh. nichts mit Kapitalismus zu tun hatte, sondern eine unter vielen Expansions-
bemühungen einer vorkapitalistischen Welt war. Mit der Preisrevolution entstand 
Dutch Disease für die von der europäischen Expansion begünstigten Mächte.  
– Überblick über das stabile System vorkapitalistischer Routen zwischen Mittelmeer 
und Indischem Ozean. Dabei Exkurs auf das Konzept Weltsystem: Es wird erst 
vom Kapitalismus geschaffen, macht aber nicht alle Regionen kapitalistisch. 
– Die Abhängigkeit Europas vom Mittleren Osten und die relativ geringe Zahlungs-
fähigkeit Europas  
– Die Kreuzzüge und ihre politökonomischen Grundlagen  
– Maritime Überlegenheit Westeuropas gegenüber allen anderen Gesellschaften 
seit dem endenden 14. Jh. Der Nordseeeffekt. 
– Zustrom von Edelmetallen als Folge der europäischen Expansion nach Latein-
amerika. Unterschiedlicher Verlauf der Preisrevolution je nach Nähe zu den Edel-
metallen. Behinderung der gewerblichen Produktion außer in den Gesellschaften, 
die mit nichts anderem ihre Importe bezahlen konnten, als mit gewerblichen Pro-
dukten.  
– Rivalität der europäischen Mächte um finanzielle Ressourcen und die Transforma-
tion der Militärsysteme in Söldnerarmeen  
– Typen der Reaktion: Kampf um die Universalmonarchie (Spanien, Habsburg), 
Aufbau eines zentralisierten Staatsapparats in Frankreich (Absolutismus), Mobili-
sierung der Bauern im Milizsystem in England und Aufbau der Flotte, Abkoppelung 
Deutschlands in den Religionskriegen und im Dreißigjährigen Krieg.  
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– Die Durchsetzung der Führungsposition des niederländischen Handelskapitals im 
Kampf gegen Portugal und Spanien und Dutch Disease in den Niederlanden.  
– Die handelskapitalistisch dominierte Weltwirtschaft: Errichtung tributärer Produkti-
onsweisen in Lateinamerika, Sklaverei in Afrika, Handelsstationen in Asien und 
Aneignung des Zwischenhandelsprofits, Kampf der Kronen um die Kontrolle der 
Seewege. Die Unterwerfung Indiens.  
– Zur Bestimmung der handelskapitalistischen Weltwirtschaft: Anordnungsformen 
und Produktionsweise, handelskapitalistisch dominierte Produktionsweisen, Han-
delskapital und ungleicher Tausch, Handelskapital und akkumulationsfördernde 
Spin-offs.  
2.2. Die Finanzierung der industriellen Revolution in England 
Im Mittelpunkt steht die These, dass es im Kapitalismus kein Problem der Finanzier-
barkeit von Neuinvestitionen gibt, sofern Kreditschöpfung möglich ist, weil jede Inves-
tition nur dann ökonomisch rentabel ist, wenn sie über Zeit die „synchronisierten Ar-
beitskosten“ vermindert. Jeder Versuch zur Begründung der Notwendigkeit einer ur-
sprünglichen Akkumulation ist deshalb abwegig. Investitionen finanzieren sich inner-
halb eines gewissen Zeitraums selbst.  
– Es gab im England der industriellen Revolution einige stark finanzielle Ressourcen 
absorbierende Investitionen, insbesondere in der Infrastruktur (Straßen- und Ka-
nalbau). Unter den Industriebranchen war vor allem die Kohleindustrie aufwendig.  
– Finanziert wurden dabei aber nicht unbedingt Innovationen. Solcher Landausbau 
war auch in tributären Produktionsweisen anzutreffen.  
– In den Bereichen Bergbau und Infrastrukturausbau war der Anteil des Bankensys-
tems auch in England wenigstens anfangs gering. Vor allem im Kohlebergbau bil-
dete die Grundrente der Landbesitzer eine wichtige Finanzierungsquelle.  
– Führungssektoren in den technischen Revolutionen der Industrialisierung waren 
durch einen verhältnismäßig geringen Kapitalbedarf gekennzeichnet.  
Seite 23 von 135 
– Eine wichtige Quelle der Finanzierung waren Händler, auch über das Verlagssys-
tem und der häufig im Handel tätige niedrige Adel, die Gentry.  
– Das im Überseehandel tätige monopolistische Fernhandelskapital war wenig prä-
sent in der Finanzierung von Investitionen in der gewerblichen Produktion, son-
dern zog Land und – wo möglich – Ämterkauf, auch den Kauf von Parlamentssit-
zen (rotten borroughs) vor.  
– Innovation in einer breiten Palette sich industrialisierender Branchen war das Werk 
kleiner „Projects“ (Joan Thirsk), die aus Krediten der lokalen „Oberschichten“ und 
eigenen Ersparnissen finanziert wurden.  
2.3. Die englische industrielle Revolution und der äußere Markt 
Im Mittelpunkt steht das Argument der nur relativen Bedeutung des äußeren Markts. 
Entscheidend als Absatzgebiet war der innere Markt für Produkte mit insgesamt ge-
ringer Qualität und unter dem äußeren Markt vorrangig der „innerkapitalistische“, 
d. h. zunächst europäische Märkte und im 18. Jh. zunehmend der Markt der Sied-
lungskolonien auf dem nordamerikanischen Festland.  
– England war im Ausgang des Mittelalters kein bei der Qualität der Produkte füh-
rendes Exportland in Europa. England war spezialisiert auf Textilien geringer Qua-
lität, löste dabei Flandern ab, das sich zur Erzielung höherer Handelsmargen bei 
Hochqualitätsprodukten emporgearbeitet hatte, und allmählich dort mit der italieni-
schen, auch auf Hochqualitätsprodukte spezialisierten Textilindustrie konkurrierte.  
– Insgesamt war Europa, auch Portugal und Spanien, im 15. und 16. Jh. durch ge-
ringe Qualität der gewerblichen Produkte im Vergleich zum Mittleren Osten und zu 
Indien gekennzeichnet.  
– England konnte sich zunehmend Exportmöglichkeiten in den Kolonien schaffen, 
zunächst über die schrittweise Öffnung des spanischen Markts und dann zuneh-
mend über spanische Weiterexporte nach Lateinamerika. Der lateinamerikanische 
Absatzmarkt blieb aber trotz der Gewährung des Handelszugangs begrenzt (Asi-
ento Anfang des 18. Jh.).  
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– Der Anstieg des Anteils des Überseehandels im 18. Jh. am britischen Gesamt-
handel ist auf das Wachstum der Importe der amerikanischen Festlandskolonien 
zurückzuführen, d. h. auf einen Markt, auf dem England weder Ausbeutung durch 
ungleichen Tausch noch Deindustrialisierung des Partners durchsetzen konnte.  
– Der Anteil Indiens und Afrikas am englischen Export im 18. Jh. war eher vernach-
lässigbar. Auf dem afrikanischen Markt stand die englische Textilinstustrie in 
scharfer Konkurrenz mit indischen Textilexporten, die die englische Ostindien-
kompanie organisierte.  
– Die Exportquote Englands war durchschnittlich während der industriellen Revoluti-
on gering, für einige sich rasch industrialisierende Branchen höher, aber selbst für 
die Baumwolltextilindustrie erst hoch, als der industrielle Durchbruch schon gelun-
gen war.  
– Indien war mit England konkurrierender Exporteur von verarbeiteten Produkten bis 
Anfang des 19. Jh. und bis Ende des 17. Jh. auch auf den europäischen Märkten. 
Indien war, gefördert von der englischen Ostindienkompanie, auch in England mit 
Baumwolltextilien konkurrenzfähig, so dass England protektionistische Maßnah-
men ergriff.  
– Der englische Außenhandel war lang ausgerichtet auf die Erzielung von Monopol-
gewinnen. Daraus ergaben sich Konflikte zwischen den monopolistischen Fern-
handelskompanien und den englischen gewerblichen Produzenten.  
– Weil England aber komparative Kostenvorteile in den Branchen mit hohem Wett-
bewerb hatte, die einfache Produkte für Massenmärkte, ursprünglich den eigenen 
lokalen, anboten, erzwangen lokale Produzenten eine Veränderung der Struktur 
und Funktion der englischen Außenwirtschaft gegen die Interessen der etablierten 
Export-/Importinteressen. Dabei entstanden signifikante Unterschiede zwischen 
dem englischen und dem kontinentalen Merkantilismus.  
– Bei Interaktion zwischen einem durch Wettbewerb und die geringe Qualität der 
Produkte gekennzeichneten Exportsektor einer Wirtschaft und einem durch Mono-
pol und Hochqualitätsprodukte gekennzeichneten Exportsektor einer anderen be-
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günstigt der Handelsaustausch jeweils die strukturellen Stärken. Das Land mit 
Konkurrenz pflegt Konkurrenz und Mengensteigerung und verstärkt die ursprüng-
lich schon existierenden günstigen Bedingungen für eine kapitalistische Industria-
lisierung.2  
– Der Beitrag der Außenwirtschaft für die Angebotsseite der industriellen Revolution 
war gering. Die Importe trugen nicht zur ursprünglichen Akkumulation bei. Teile 
der Edelmetallzuflüsse gingen bis – nach dem Sieg von Plassey 1757 – zur Erhe-
bung eigener Steuern in Indien nach Asien. Die wachsende Bevölkerung Englands 
wurde mit billigen Nahrungsmitteln von der heimischen Landwirtschaft versorgt. 
Bei Nahrungsmitteln für die Masse der Bevölkerung spielten zwar zunehmend Zu-
cker und tropische Getränke (Tee, Kaffee, Kakao) eine wichtige, aber dennoch 
begrenzte Rolle, die sie unter Konkurrenzbedingungen auch dann hätten spielen 
können, wenn die Erzeugergebiete höhere Einkommen erhalten hätten (die Preise 
in England waren wegen der Kolonialmonopole durchaus hoch, im Übrigen teil-
weise höher in anderen europäischen Ländern: Frankreich). Zu nennen wären 
noch Färbstoffe für die Textilindustrie, zu denen England aber prinzipiell keinen 
preisgünstigeren Zugang hatte als tributäre Produktionsweisen in anderen Gegen-
den der Welt.  
– Ein denkbarer Beitrag der Importe lag in der Versorgung der Reichen mit außereu-
ropäischen Luxusprodukten. Eine solche Befriedigung des Luxusbedarfs könnte 
den Druck der Reichen auf Nutzung lokaler englischer Produktionsfaktoren für ihre 
Privilegien vermindert haben, so dass ein größerer Teil von englischer Arbeit au-
ßerhalb der Luxusgüterproduktion für den kapitalistischen Sektor der Massengü-
ter- und Investitionsgüterproduktion verfügbar wurde, als dies ohne Importe aus 
der außereuropäischen Welt möglich gewesen wäre.  
2.4. Die englische Agrarrevolution und die industrielle Revolution 
Im Mittelpunkt steht das Argument, dass Produktions- und Produktivitätssteigerungen 
in der Landwirtschaft schon erfolgten, als die Bodenkonzentration relativ niedrig war, 
auch im europäischen Vergleich. Die Bodenkonzentration, die für das späte England 
2  Dieser Teil stützt sich stark auf Elsenhans, Hartmut: "Europe's Development and South Asia's Un-
derdevelopment: Globalisation and the Role of the State", in: Vivekanandan, B.; Giri, D. K. (Hg.): 
Contemporary Europe and South Asia (New Delhi: Concept Publishing Company, 2001); S. 21-77. 
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kennzeichnend ist, erfolgte erst relativ spät, als außerhalb der Landwirtschaft schon 
neue Erwerbsmöglichkeiten bestanden. Die Theorie der investiven Nutzung sonst 
marginaler Arbeitskraft in der Landwirtschaft lässt sich für den Start des landwirt-
schaftlichen Wachstums gegen Brenner nachweisen, der auf die Innovationskraft 
größerer Betriebe setzt. Bei diversifizierter Gesamtwirtschaft ist die Rationalisierung 
der Landwirtschaft nicht mehr Beweis für die Notwendigkeit der Einkommenskon-
zentration für die industrielle Revolution.  
– Diskussionswürdig ist die Überlegung, ob England von einer Sukzession zunächst 
der Mobilisierung marginaler landwirtschaftlicher Arbeitskraft innerhalb kleiner 
Produktionseinheiten profitierte, dann aber den technischen Fortschritt weiterfüh-
ren konnte, weil diese Einheiten unter Konkurrenzbedingungen allmählich aufge-
kauft wurden und in größere Betriebe zusammengeführt wurden.  
– Im späten Mittelalter gab es eine Permanenz ländlichen Widerstands gegen Aus-
beutung und die de facto Durchsetzung von bäuerlichen Forderungen im engli-
schen Bauernaufstand (1381 f.) und in der Zeit der großen Pest: Ende der Leibei-
genschaft, Unwirksamkeit gesetzlicher Bestimmungen zur Durchsetzung von 
Niedriglöhnen als Folge der Konkurrenz unter den adligen Arbeitgebern.  
– Anfängliche Dekonzentration des Landbesitzes am Ausgang des Mittelalters und 
im 16. Jh. durch Eliminierung des Großadels (Rosenkriege) zugunsten der Gentry 
und der Yeomanry bis zur Glorious Revolution.  
– Die Rekonzentration des Landbesitzes nach der Glorious Revolution erfolgte auf 
der Grundlage steigender Bodenpreise und offenbar von Verhandlungsmacht der 
im Verlauf der Bodenkonzentration vom Land vertriebenen früheren kleineren 
Grundeigentümer. Gentry und Yeomanry erhielten durch durch Landverkauf (Land 
bietet niedrige, aber sichere Renditen) von Beziehern hoher Einkommen mit Si-
cherheitspräferenz selbst Startkapital für die Aufnahme von gewerblicher Produk-
tion mit tendenziell höheren, aber unsichereren Profiterwartungen.  
– Die Einfriedungen waren während des 16. Jh. im Gegensatz zur These von 
Thomas Morus, die seitdem über Marx weit in der Literatur verbreitet ist, eher be-
grenzt. Sie gewannen an Bedeutung im 17. Jh. Zumindest in den Midlands wurden 
Seite 27 von 135 
sie nicht ausschließlich zugunsten der Großgrundbesitzer durchgesetzt. Kernge-
biete des Wachstums der Hektarerträge waren nicht die Gebiete mit hoher Boden-
konzentration als Folge der Einfriedungen (Nordschottland, Südostengland), son-
dern die Gebiete mit eher einvernehmlichen Einfriedungen und letztlich geringerer 
Bodenkonzentration.  
– Schwerpunkt des landwirtschaftlichen Fortschritts lag nicht in der Exportrohstoff-
produktion (Wolle; für das in der Literatur angesprochene Argument „Schafe fres-
sen Menschen“ wäre eher die spanische Mesta als die englische Wollproduktion 
gutes Beispiel), sondern bei der Nahrungsmittelproduktion.  
– Die englische Argrarpolitik war nahrungsmittelorientiert: Exportverbote in Zeiten 
schlechter Versorgung. Große intellektuelle Anstrengungen zur Verbesserung des 
Nahrungsmittelanbaus (New Husbandry).  
– Aus militärischen Gründen: langer Bauernschutz zur Erhaltung einer auf eigene 
Bauern gestützten Territorialverteidigung. Depopulation Acts, die nicht schon des-
halb irrelevant waren, weil Beispiele ihrer Umgehung durch Grundbesitzer ange-
geben werden können.  
– Die Nahrungsmittelproduktion stieg rascher als die Bevölkerung. Verschwinden 
von Hungersnöten seit dem 17. Jh. in England.  
– Die Region mit niedriger Bodenkonzentration, die Midlands, war gleichzeitig die 
Region mit Wanderungsgewinnen auf der Grundlage hoher (Agrar-) Löhne und 
nicht Südostengland um London.  
– Darstellung des technischen Fortschritts in der Landwirtschaft unter besonderer 
Berücksichtigung des damit einhergehenden Anstiegs der Nachfrage nach Indust-
rieprodukten (Eisen). Indikatoren: das Verhältnis Aussaat zu Ernte, die Hektarer-
träge und das Verhältnis der Produktion pro Arbeitskraft an Nahrungsmitteln zum 
Selbstkonsum der landwirtschaftlich Tätigen mit drei Thesen:  
1. Die Steigerung der Agrarproduktion und des landwirtschaftlichen Überschusses 
waren Voraussetzung der industriellen Revolution.  
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2. Die Steigerung der Agrarproduktivität war Folge guter (im Vergleich zu Konti-
nentaleuropa) und noch verbesserter Zugriffsrechte der Armen auf Nahrungs-
mittel.  
3. Die Steigerung der Agrarproduktivität war Voraussetzung für steigende Mas-
seneinkommen.  
2.5. Die Lage der Unterschichten in England unter Berücksichtigung der 
Einfriedungen, der Armengesetze und der Konsumniveaus in England 
Im Mittelpunkt steht die These der effektiven Bekämpfung von Armut und Marginalität 
mit der Folge, dass sich über Bevölkerungswachstum und steigende Realeinkommen 
ein Markt für billige Massenkonsumgüter bescheidener Qualität herausbildete, der 
technischen Fortschritt in der gewerblichen Produktion durch Einsatz von Maschinen 
begünstigte und ein Interesse an technischem Fortschritt durch Verbesserung sol-
cher Maschinen schuf.  
– Die in der zeitgenössischen Literatur vorgebrachten Klagen über Verarmung wäh-
rend der industriellen Revolution sind nicht unbedingt Beleg für Verarmung, son-
dern Beleg für die Brechung der hegemonialen Auffassung, dass Armut normal 
und gottgewollt, also legitim war.  
– Sinkende Löhne seit der großen Pest in England entsprechen der sinkenden 
Grenzproduktivität in der Landwirtschaft in der Folge der Bevölkerungsvermehrung 
und widersprechen damit nicht notwendig einem als Grundlage der industriellen 
Revolution durchgesetzten Zusammenhang zwischen Arbeitsproduktivität und Re-
allohn, der in tributären Produktionsweisen nicht gilt (wegen Marginalität).  
– Die Empirie sinkender Reallöhne städtischer Arbeiter spiegelt nicht den Wandel 
der Orientierung der gewerblichen Produktion weg von Luxusproduktion durch 
hochqualifizierte Kunsthandwerker zu Massengüterproduktion durch eine breite 
durchschnittlich qualifizierte Arbeiterschaft.  
– Die Diskussion der inzwischen verfügbaren Lohnindizes ergibt steigende Reallöh-
ne ab ca. 1750 mit Unterbrechungen während der französischen Kriege 1789 bis 
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1815 und der sich anschließenden unterkonsumtionistischen Krise (Wegfall der 
Kriegsausgaben, Rückgang der Beschäftigung) mit einem je nach Index unter-
schiedlichem Wiederanstieg ab ca. 1830 (± 5 Jahre).  
– Kerngebiete der industriellen Revolution waren Hochlohngebiete mit geringer 
Auswirkung der aus Einfriedungen abgeleiteten Push-Faktoren und starker Bedeu-
tung der Pull-Faktoren, exemplifiziert auch durch regionale Unterschiede bei Wan-
derungsgewinnen und Wanderungsverlusten.  
– Indizes der Versorgung auch durchschnittlicher Haushalte mit ursprünglichen Lu-
xusgütern zeigen eine Verbesserung des Lebensniveaus auch der Arbeiter ab 
ca. 1750 (Gilboy).  
– Die Armengesetze sind kein Beleg für Verarmung, für die diese Gesetze seit Marx 
regelmäßig in der Literatur zitiert werden, sondern für Umverteilung zu Lasten von 
Bodenrenten. Im Gegensatz zu Marx’ These, die Kapitalisten hätten dadurch ak-
kumuliert, dass sie nicht einmal die Subsistenzkosten ihrer Arbeiter bezahlten, ist 
falsch. Sofern sie in der Landwirtschaft tätig waren, bezahlten sie die Subsistenz-
kosten als Landsteuer mit. Die Zahlungen an die Armen mussten aus dem wirt-
schaftlichen Überschuss bezahlt werden, also den Bodenbesitzern weggenommen 
werden. Sie steigerten die Massennachfrage und schufen dadurch Investitions-
möglichkeiten im für Industrialisierung entscheidenden Bereich der Massenkon-
sumgüterproduktion, durch die wegen des in diesem Sektor möglichen Einsatzes 
von Maschinen (10 % der Konsumtion der Armen sind im Regelfall Textilien) hohe 
Investitionsausgaben möglich werden, so dass keynesianisch der Profit steigt und 
innerhalb des verminderten Mehrprodukts der Profit nicht nur absolut, sondern 
auch relativ zunimmt.3 Die Steigerung der Massennachfrage zu Lasten von Ren-
ten ist ein wesentlicher Mechanismus zur Stärkung von Profit gegen Rente. Diese 
Stärkung ist für die klassischen Autoren und später Schumpeter für die Durchset-
zung von Kapitalismus entscheidend.  
3  Dieser Teil basiert wesentlich auf: Elsenhans, Hartmut: "Englisches Poor Law und egalitäre Agrar-
reform in der Dritten Welt. Einige Aspekte der Theorie, daß Wachstum historisch die Erweiterung 
des Massenmarktes erforderte und heute die Erweiterung des Massenmarktes erfordert", in: Ver-
fassung und Recht in Übersee, 13, 4 (1980); S. 283-318. 
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– Denkbar ist eine Verelendung aufgrund steigender Kosten des Lebens in Städten 
trotz erhöhter, aber angesichts der neuen Lebensherausforderungen unzu-
reichend erhöhter Versorgung mit materiellen Gütern.  
– Mit dem Aufstieg der Unterschichten ging die Verbesserung der materiellen Lage 
der Mittelschichten einher. Diskussionswürdig ist die Frage, welcher der beiden 
Märkte rascher wuchs und für den Übergang zu maschineller Produktion ent-
scheidend war. Gestützt auf Märkte, wandten sich die Mittelschichten gegen über-
kommene Privilegien und setzten auf Konkurrenz auf Märkten.  
– Mit den vermehrten Absatzmöglichkeiten nahm innerhalb der Bessergestellten die 
Mittelschicht an wirtschaftlichem und politischem Einfluss zu. Sie konnte einen von 
Zunftschranken befreiten Sektor der Landindustrie aufbauen, der ihre Reprodukti-
on sicherte und stark wettbewerbsorientiert und antietatistisch war.  
2.6. Die gesellschaftliche und politische Transformation in England 
Im Mittelpunkt steht der Aufstieg einer an Konkurrenz orientierten Mittelklasse und 
die Bildung einer über Kleingruppen hinaus solidarischen Arbeiterklasse.  
Spezifisch für England ist der Niedergang des Hochadels als Folge der Rosenkriege.  
– Mit dem Niedergang des Hochadels und der Ausdehnung von Marktbeziehungen 
wurde der Aufstieg der Gentry möglich, die in enger Symbiose mit den besserge-
stellten Nichtadligen lebte. Angesichts ihres zahlenmäßigen Umfangs und der be-
grenzten finanziellen Ressourcen der Krone konnte die Gentry nicht klientelistisch 
über den Aufstieg eines Amtsadels in das Lager der Krone eingebunden werden, 
wie dies in Frankreich der Fall war.  
– In verschiedenen Wellen mit jedem Innovationsschub verbreiterte sich der Kreis 
gewerblicher Unternehmen, wobei die Neuankömmlinge stets für Konkurrenz ge-
gen die Tendenz der schon etablierten optierten, ihre Positionen durch Marktzu-
trittsbarrieren zu festigen.  
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– Der Aufstieg der Crowd als noch unorganisierter Protest der Unterschichten, der 
Einfluss städtisch konzentriert ohne die militärischen und politischen Risiken von 
Bauernaufständen geltend machen konnte.  
– Die Bildung sekundärer Zusammenschlüsse räumlich mobiler Arbeiter als Folge 
der Herauslösung aus traditionellen Primärsolidaritätsgruppen, exemplifiziert am 
Aufstieg der Friendly Societies, der Zunahme ihrer Funktionen, insbesondere auch 
als Basis für Streikaktivitäten seit Beginn des 18. Jh., bei denen es frühzeitig im 
Wesentlichen um die Arbeitsdauer und das Entgelt ging.  
– Herausbildung einer Arbeiterklasse mit einem eigenen Bewusstsein und ihr Kampf 
zwischen ökonomischen und politischen Forderungen abhängig vom Konjunk-
turzyklus, insgesamt also Lernprozess à la Thompson.  
– Der Kampf um Religionsfreiheit als wesentliche Dimension des individuellen 
Selbstbestimmungsrechts mit klassenspezifischen Orientierungen einzelner Do-
minationen (z. B. Nähe der Methodisten zu den Arbeitern, die sie bilden wollten).  
– Die verfassungsrechtliche Entwicklung der Entmachung der Krone zugunsten des 
Parlaments und die Einflussnahme der Crowd und dann auch der städtischen Ar-
beiter auf das Parlament durch Petitionen und Demonstrationen, noch vor Gewäh-
rung des Wahlrechts.   
– Der Kampf gegen Monopole zur Beschränkung der Möglichkeiten der Patronage 
der Krone gegen die Möglichkeiten des wirtschaftlichen Aufstiegs über den Wett-
bewerb auf Märkten. Dabei Niedergang der Zünfte und Aufstieg zunftfreier Städte 
und der Landindustrie.  
– Protoindustrialisierung als Option der Armen oder Aufstieg der Klein- und Mittelin-
dustrie als Folge der Erweiterung der Massenmärkte.  
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2.7. Nachholende Industrialisierung und das Ancien Régime 
Im Mittelpunkt steht die These, dass das „Empowerment“ von Arbeit anderenorts 
nicht notwendig die gleiche Form annehmen musste wie in England, dass aber 
Reichtum durch Renten im Regelfall ein Hindernis war.  
– Portugal und Spanien konnten den Reichtum, den sie aufgrund ihrer Übersee-
Expansion erhielten, nicht nutzen. Dies ist nicht auf ihre Rückständigkeit gegen-
über England bei der gewerblichen Produktion am Ausgang des Mittelalters zu-
rückzuführen. Zwischen dem Zufluss von Edelmetall und der Entindustrialisierung 
besteht ein Zusammenhang. Am portugiesischen, dem weniger reichen Fall lässt 
sich zeigen, dass Modernisierungsversuche der Krone nur erfolgreich waren in 
Zeiten der Verminderung der Renteneinnahmen aus Übersee (de Pombal). Die 
dauerhafte oder vorübergehende Hinnahme der ungleichen Spezialisierung im 
Verhältnis zu Nordwesteuropa, vor allem England, war weniger Folge englischer 
militärischer Macht als Folge des Zugangs der beiden iberischen Mächte zu Ren-
ten.  
– Renten aus dem Überseehandel erzeugten Dutch Disease selbst dort, wo die ge-
werbliche Produktion zunächst der englischen wenigstens ebenbürtig war, nämlich 
in den Niederlanden.  
– Frankreich war in der industriellen Entwicklung wenigstens technologisch England 
ebenbürtig. Viele technische Innovationen wurden zunächst in Frankreich gemacht 
und dann eher in England angewandt.  
– Frankreich war ein reiches Land. Das Konsumtionsniveau seiner herrschenden 
Klasse war höher als in England. Der französische Adel sah auf den armen engli-
schen Adel herab. Deshalb war (und zwar dann auch lange) in Frankreich die ge-
werbliche Produktion am Luxus ausgerichtet. In der Folge wuchs die Investitions-
güterproduktion eher langsam.  
– Das Argument, Frankreichs Wirtschaftswachstum wäre aufgrund eines militäri-
schen Overcommitments (Flotten- und Überseerivalität mit England und Bedro-
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hung zunächst an zwei Fronten, dann an der Rheingrenze) beschränkt gewesen, 
hält der Überprüfung nicht stand.  
– Stärkere Bedeutung von Monopolen in Frankreich, z. B. durch den Kolonialhandel.  
– Große Bedeutung etatistischer Eingriffe in die gewerbliche Produktion mit Markt-
zutrittsbarrieren, insbesondere im Bereich der Manufaktur. Dabei allgemeiner Dis-
kurs auf die europäische vorindustrielle Manufaktur, die keine Vorläuferin der In-
dustrialisierung war, sondern Quelle von Renten und Privilegien.  
– Hohe Ausbeutung der Bauern im Ancien Régime in Frankreich und anschließend 
malthusianische Beschränkung auch der Innovation der Bauern nach der Revolu-
tion.  
– Geringe Bereitschaft der Arbeiterbewegung zum Kompromiss. Dadurch Revoluti-
onsfurcht des Bürgertums und Umschwung des Ancien Régime unter beiden Na-
poleons. Ähnliche Konstellationen in der Krise von 1876, 1889 (Boulanger) und 
1905 (Dreyfusaffaire).  
– Geringes demographisches Wachstum im 19. Jh. beschränkt Expansion des inne-
ren Markts.  
– Revolution des Bürgertums führt nicht zum Empowerment von Arbeit, weil kein 
Wachstumskompromiss mit Arbeit nach Abschaffung des Ancien Régime.  
– Mit überkommener Spezialisierung auf Luxusprodukte keine Wettbewerbsfähigkeit 
bei Massenkonsumgütern, die die lokale Produktion von Investitionsgütern für 
Massenkonsumgüter angeregt hätte. Dutch Disease aufgrund hoher Margen bei 
den Luxuskonsumgütern, illustriert durch die These, dass Frankreichs industrielle 
Produktivität im 19. Jh. höher lag als in England (O’Brien).  
– In Deutschland Gleichzeitigkeit von Gutsherrschaft und Grundherrschaft am Aus-
gang des Mittelalters mit zweiter Leibeigenschaft. Dadurch substanzielle Regionen 
im Westen mit tendenziell aufnahmefähigen Märkten für Massenkonsumgüter. 
Außer Oberschlesien (naturräumlich bedingt) und Berlin liegen die Führungsregio-
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nen bei der Industrialisierung in Deutschland in den grundherrschaftlichen Regio-
nen (Rheinland, Westfalen, Württemberg, Sachsen).  
– Industrialisierungsorientierte preußische Regierung mit begrenzten Staatsinterven-
tionen und, gestützt auf Zollvereinspolitik, mit gemäßigten Zöllen, also relativ offe-
ner Wirtschaft.  
– Ausgeprägte Industrialisierungsorientierung der Eliten des deutschen Ancien 
Régimes aus militärischen Überlebensgründen.  
– Hohes demographisches Wachstum im Deutschland des 19. Jh.  
– Erwerb komparativer Kostenvorteile ohne technologische Überlegenheit in neuen 
Branchen der wissensabhängigen Industrien Chemie, Elektro und auch Maschi-
nenbau im letzten Drittel des 19. Jh. aufgrund der Rückständigkeit der alten deut-
schen Industrien, deren Produktivität die deutsche Lohnentwicklung gegenüber 
England noch bestimmte.  
– Gewinnung von komparativen Kostenvorteilen in neuen Industrien auf dem Welt-
markt durch Nutzung von Großunternehmen.  
– Nutzung des Schutzes des deutschen Binnenmarkts zu Größenwachstum auf dem 
Weltmarkt durch Exportpreise unter Durchschnittskosten, aber über den niedrige-
ren Grenzkosten (Hilferding).  
– Rasch breite Arbeiterbewegung in Deutschland, die mit dem Angebot materieller 
Anreize, einschließlich der Absicherung gegen Armut (Sozialversicherung) poli-
tisch bekämpft wurde.  
– Geringe Anpassung der politischen Strukturen in Deutschland, aber um den Preis 
wirtschaftlicher Konzessionen an eine relativ umfassend organisierte Arbeiterklas-
se, die sich zunehmend ökonomistisch pazifizieren ließ, mit der Folge rascher Ex-
pansion des Binnenmarkts. Dabei rasche Einbindung der Arbeiterklasse in einen 
nationalistischen Konsens.  
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– Schon hohe ländliche Einkommen der Bauernschaft in Japan in der späten To-
kugawa-Periode mit beschränkter Ausbeutungsrate.  
– Fehlkalkulation der japanischen Reformer des 19. Jh. beim Versuch der Regelung 
der Agrarfrage durch Ersetzung alter „feudaler“ Lasten durch eine Landsteuer: In 
Verbindung mit inflationären Tendenzen aus einer staatlich geförderten Imports-
ubstitutionspolitik konnten die Anpassungen der Reissteuer deren inflationärer 
Entwertung nicht nachkommen, so dass die Realeinkommen der Bauern stiegen.  
– Geringe Rolle der modernisierungstheoretisch am Wachstum der nationalen Wirt-
schaft orientierten embryonalen Staatsklasse der Samurai.  
– Abbruch der etatistischen Importsubstitutionsindustrialisierung in Japan schon En-
de des 19. Jh.  
– Orientierung Japans an komparativen Kostenvorteilen unter besonderer Berück-
sichtigung einer zu 50 % unterbewerteten Währung, möglich wegen hoher Produk-
tivität der Landwirtschaft und eines agrarischen Überschusses, allerdings zuneh-
mend aus den Kolonien (Taiwan, Korea).  
– Entwicklung der Schwerindustrie über einen Militär-Industriellen Komplex und eine 
koloniale Großraumwirtschaftspolitik, die die Kolonien, auch deren Agrarwirtschaf-
ten, und deshalb deren eigene Einkommen förderte.  
– Geringe Modifizierung des Ancien Régime und nationalistische Einbindung der 
Unterschichten mit materiellen Anreizen im Tausch gegen politische „Exklusion“.  
– Erfolgreiche etatistische Entwicklung der Basistechnologien der industriellen Re-
volution in Russland unter der absolutistischen Modernisierungsstrategie des An-
cien Régime.  
– Geringe Entwicklung des internen Massenmarkts wegen der Unfreiheit der Bauern 
und der Modalitäten der Bauernbefreiung im 19. Jh., erst in den 1860ern, dann un-
ter den stolypinschen Reformen.  
Seite 36 von 135 
– Importsubstitution auf der Grundlage von Kapital- und Technologieimport mit Prä-
ferenz des Aufbaus von Großbetrieben, die anders als in Deutschland interne Pro-
tektion nicht durch Wettbewerbsanreize über ihre Aktivität auf dem Weltmarkt 
kompensiert sahen, weil sie trotz niedriger Arbeitskosten gar nicht auf dem Welt-
markt wettbewerbsfähig wurden.  
– Das vorrevolutionäre Russland zeigt wie die erfolglosen Industrialisierungsversu-
che in der „Peripherie“, dass niedrige Arbeitskosten und staatlicher Interventionis-
mus trotz Technologietransfers bei geringer Entwicklung des internen Massen-
markts nicht für Aufholen ausreichen.  
2.8. Nachholende Industrialisierung in den europäischen 
Siedlergesellschaften: Staple Theory gegen Ausweitung des inneren 
Marktes bei hohen Einkommen der Unterschichten  
Gezeigt wird, dass der natürliche Reichtum an Ressourcen unter Bedingungen der 
Knappheit von Arbeit oder starker Organisation von Arbeit nicht als Bodenrente in 
den wirtschaftlichen Überschuss eingehen muss, sondern umverteilt auf Arbeit einer-
seits die Erweiterung des inneren Marktes befördert, andererseits in den exportorien-
tierten Industrien wenigstens unter den Bedingungen des 19. Jh. lokale Investitions-
güterproduktion mit den naturräumlichen Bedingungen angepassten eigenen Tech-
nologien fördert und dadurch technologische Kompetenz steigert.  
– Die USA waren frei von feudalen Fesseln des Ancien Régime und lange Zeit ge-
schützt durch die natürliche Barriere hoher Transportkosten.  
– Freier Zugang zu Land sicherte hohe Bauerneinkommen bei insgesamt noch nied-
rigen Einkommen (und hoher Nahrungsmittelquote am Verbrauch der Haushalte, 
damit gesicherte Aneignung hoher Realeinkommen der Bauern durch Eigenver-
brauch). Freier Zugang zu Land war nicht notwendig Folge der Verfügbarkeit von 
Land, sondern Ergebnis von gesellschaftlichen Auseinandersetzungen.  
– Für die Bestätigung der Turner-These der Rolle der offenen „Frontier“ muss keine 
massive Abwanderung von Bevölkerung an die offene Frontier nachgewiesen 
werden. Schon geringe Abwanderungen können die Arbeitsmärkte in den Abwan-
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derungsgebieten beeinflussen und von der Nachfrageseite zur Erweiterung des 
Marktes und weiterer Arbeitskräfteknappheit in den altbesiedelten Regionen füh-
ren. Dadurch steigen die Arbeitseinkommen in gegenüber der Frontier wirtschaft-
lich diversifizierten altbesiedelten Regionen.  
– Durchsetzung der Interessen der „Homestead“-Bauern im Sezessionskrieg als 
zentrale gesellschaftliche Auseinandersetzung innerhalb der USA.  
– Hohe Masseneinkommen schon zu Beginn des 19. Jh. und noch vor Gewinnung 
der Unabhängigkeit. Dadurch Interesse an standardisierten Produkten (Beispiel 
Uhrenindustrie) und technischer Fortschritt in der Maschinenproduktion, die sich 
an großen Serien ausrichtete und schon 1850 der englischen ebenbürtig war, al-
lerdings mit unterschiedlicher Ausrichtung auf Kostenstrukturen.  
– Frühe Einführung dauerhafter Konsumgüter, die rasch Serienproduktion erlaubten 
(Colt, Nähmaschine, Fahrrad) und dabei Revolutionierung der Fertigungstechni-
ken (Serienproduktion von Einzelteilen statt Anfertigung der Einzelteile für je ein 
Stück: Interchangeable parts).  
– Wegen Dutch Disease durch hohe Produktivität in der Rohstoff- (Nahrungsmittel-) 
Produktion erst spät industrielle Exportfähigkeit. Großer und wegen Fehlen von 
Klassen des Ancien Régime mit hohem Demonstrations- (Luxus-) Konsum homo-
gener Binnenmarkt auf der Grundlage hoher Masseneinkommen. Dies förderte 
über große Produktionsserien standardisierter Massenkonsumgüter mit durch-
schnittlicher Qualität den Einsatz von Technologien vonseiten der Nachfrage.  
– Wegen der Struktur der Nachfrage Erlangung komparativer Kostenvorteile in mas-
senmarktorientierten und arbeitssubstituierenden Technologien. Führungsstellung 
in landwirtschaftlichen Maschinen und Special Purpose Machinery schon Ende 
des 19. Jh. Hoher Turnover der Maschinen. Dadurch Niedrigkostenmodelle be-
schränkter Lebensdauer und rasche Erneuerung, die rasche Umsetzung von In-
novation in neue Prozesstechnologien förderte.  
– Teilhabe mit Deutschland an den wissensorientierten neuen Industrien Chemie 
und Elektrotechnik, weil trotz beschränkter Wettbewerbsfähigkeit in den Führungs-
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industrien Englands (alten Industrien) und guten Erlösen in den traditionellen ame-
rikanischen Exportbranchen (Rohstoffe, Nahrungsmittel) die Abschirmung eines 
eigenen großen amerikanischen Marktes auch bei im internationalen Vergleich 
hohen Arbeitskosten ausreichend Schutz vor ausländischer Konkurrenz bot. Au-
ßerdem war die Technologie der Wettbewerber oft nicht für die Absatzgrößen auf 
dem US-Markt ausgelegt.  
– Gute Rohstoffausstattung kompensierte hohe Reallöhne. Kostengünstige Nah-
rungsmittelproduktion erlaubte relativ hohe Reallöhne bei niedrigen Nominallöh-
nen.  
– Rasche Demokratisierung ging einher mit kompromissorientierter Eingliederung 
der Arbeiter in den politischen Prozess. Andere Sozialisationsmuster von einwan-
dernden Arbeitern wurden trotz auch radikaler eigener Tendenzen in der sozialen 
Bewegung Ende des 19. Jh. definitiv überspielt.  
– Orientierung der gesamtgesellschaftlich schwachen Arbeiterbewegung nicht an 
Strategien der Entwicklung kollektiver Gegenmacht wie auf dem europäischen 
Kontinent (Deutschland), sondern an der Koalition mit auch der Herausbildung von 
Big Business entgegenstehenden Interessen der kleinen Warenproduzenten in der 
Landwirtschaft. Damit Hauptstoßrichtung: Kampf gegen Monopolsituationen und 
nicht gleichgewichtig organisierte Gegenmacht von Arbeit.  
– Diskussion des Zusammenhangs zwischen offener Grenze und industriellem 
Wachstum am Beispiel anderer neu besiedelter Gebiete. Die Staple Theory of 
Growth funktioniert bei egalitärer innerer Verteilung und im Verhältnis zu Zu-
gangsbarrieren geringen Effekten von Dutch Disease aus Rohstoffexporten. Hoff-
nungsloser Fall von Ländern mit bloßer Umverteilung von Exportrenten auf die 
Bevölkerung (Uruguay, heute Teile der OPEC).  
– Diskussion der Kleine-Länder-Problematik: Remonter les filières zur lokalen Inves-
titionsgüterproduktion und Rolle der internen Einkommensverteilung am Beispiel 
Skandinaviens, der Schweiz und der Niederlande (Problematik von Senghaas und 
Menzel).  
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2.9. Industrialisierung, Manufaktur, Absolutismus und bürgerliche Revolution 
Im Mittelpunkt stehen die Thesen des gesamtgesellschaftlichen Charakters der bür-
gerlichen Revolution und deren Prekarität.  
– Irrelevanz der Konzentration finanzieller Mittel durch Verschlechterung der Ein-
kommensverteilung. Eine solche Verschlechterung der Einkommensverteilung im-
pliziert Rentenaneignung, weil die hohen Gelder nicht über Investitionsausgaben 
als Profit angeeignet werden können. Das impliziert Marktunvollkommenheiten. 
Bei stark ungleicher Einkommensverteilung geht politisch einher eine Förderung 
der Kräfte des Ancien Régime oder deren erneute Reproduktion möglicherweise 
aus neuen Aspirantengruppen.  
– Hohe Relevanz des technischen Fortschritts. Technischer Fortschritt besteht aus 
Prozessinnovation und Produktinnovation. Prozessinnovation wird begünstigt 
durch steigende Produktionsserien. Produktinnovation wird begünstigt durch neue 
Technologien infolge des Lernens aus technischem Fortschritt, der als Erkennt-
nisprozess pfadabhängig gedacht werden kann. Produktinnovation hängt von der 
Umlegbarkeit der Entwicklungskosten auf eine schon anfangs relativ große Zahl 
von Konsumenten ab, also Erwartung Absetzbarkeit schon großer Produktionsse-
rien. Die Erwartbarkeit der frühen Steigerung der Produktionsserien begünstigt 
Produktinnovation ebenso wie Erfolge in der Prozessinnovation. Hohe Serien in 
zunächst nur von höheren Einkommensschichten nachgefragten Produkten wer-
den erwartet, wenn die rasche „Demokratisierung“ des Verbrauchs sich abzeich-
net, entweder aufgrund der Einkommensentwicklung oder aufgrund der histori-
schen Erfahrungen, die sich zu einer „Kultur“ der Innovation verdichten können.  
– Bürgerliche Revolution hat ihre geistigen Grundlagen in der Leugnung ererbter 
rechtlicher Unterschiede und damit der Stände. Hierarchien sind nur gerechtfertigt 
auf der Grundlage des Gesellschaftsvertrags. Klassenunterschiede verstoßen nur 
bei unsittlichen Verträgen gegen die Vertragsfreiheit.  
– Bürgerliche Revolution richtet sich gegen rechtliche Privilegien, gegen Monopole, 
Monopolkompanien im Außenhandel, Privilegien, auch gegen Zusammenschlüsse 
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der Arbeiter, die als Zünfte neuen Typs vorübergehend verboten werden (Koaliti-
onsverbote und ihre Aufhebung). 
– Bürgerliche Revolution ist nicht die Revolution durch Bürger, sondern umfasst eine 
sehr viel breitere Unterstützungsbasis. Sie ist der Kampf gegen politisch abgesi-
cherte Privilegien um die „formale“ Gleichheit. Ihre ideologischen Vertreter kom-
men „from all walks of society“ in der europäischen Geschichte am Beispiel Frank-
reichs stark durch den vom Absolutismus entmachteten alten Adel. Ihre politische 
Basis sind alle diejenigen, die von rechtlicher Ungleichheit am meisten Nachteile 
erfahren. Ausbeutung und Benachteiligung wird auch von den Armen in vorkapita-
listischen Strukturen stark durch rechtliche Benachteiligung in Sphären außerhalb 
des Arbeitsprozesses erfahren. Im Kampf gegen rechtliche Benachteiligung sind 
sich Dritter und Vierter Stand in der bürgerlichen Revolution einig. Daraus ergibt 
sich die Einheit aus Drittem und Viertem Stand in der bürgerlichen Revolution. 
Wegen der Möglichkeit, anschließend wieder gegen die Konkurrenz Privilegien 
durchzusetzen, ergibt sich eine nur bedingte Orientierung der „Bourgeoisie“ an 
den Zielen der bürgerlichen Revolution. Wer reich wird, will Gefahr der Umvertei-
lung durch Demokratisierung abwenden. Dies gilt auch für Umverteilung über 
Märkte. Neue Wellen der Bourgeoisie können Fortdauer der Demokratisierung 
schützen. Demokratisierung ist aber das Werk des Vierten Stands, sofern sie er-
folgreich sein soll: Verbot aller Monopole außer Koalitionsfreiheit von Arbeit (Paix 
aux chaumières, guerre aux châteaux).  
– Das Auftreten bürgerlicher Produzenten muss nicht zur bürgerlichen Revolution 
führen, weil diese die Allianz zwischen Drittem und Viertem Stand erfordert. Die 
Bastille wurde nicht von „Großbürgern“ erstürmt. Die Gespanne des nach Versai-
lles flüchtenden königs wurden vom Pariser „Mob“ ausgespannt.  
– Das Festhalten des Bürgertums an den Werten der bürgerlichen Revolution hängt 
von der Möglichkeit der Reproduktion von Kapital über den Markt und von Ver-
trauen in die Eigentumsrechte ab. Keynesianisch lässt sich die erste Bedingung 
als Möglichkeit zur Erweiterung des Kapitalstocks durch Nettoinvestitionen be-
schreiben. Eine wachsende Wirtschaft verschafft Kapitalbesitzern Vorteile bei der 
Akkumulation von Kapital und gleichzeitig die Möglichkeit der Erzielung von Profi-
ten für konkurrenzfähige Einzelunternehmen unter der Voraussetzung von Netto-
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ausgaben für Investitionen der Gesamtheit der Unternehmer. Wegen des Bortkie-
wicz/Okishio-Kriteriums ist dies mit Luxemburg und gegen Lenin vom Wachstum 
der Nachfrage und damit der Massennachfrage abhängig. Wird diese Bedingung 
nicht erfüllt, ruft Business nach staatlicher Stützung und damit Marktunvollkom-
menheiten, nicht nach Ausweitung der Massennachfrage. Bürgertum war bis in die 
Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre nicht kooperationsfähig für einen Deal der 
Förderung des Wachstums von Profit durch Förderung der Nachfrage, weil Bür-
gertum allenthalben die eigene Jagd nach Renten als Konstitution von Profit be-
greift.  
– Politisch trat das Bürgertum für einen begrenzten Staat ein. Zum begrenzten Staat 
gehört dessen Enthaltsamkeit in Umverteilungsfragen. Politisch abgesichert wurde 
diese Enthaltsamkeit durch ein zensitäres Wahlrecht.  
2.10. Widerstand der Unterschichten und die Konstitution von Arbeiterklassen 
Es gibt historisch (und darüber kulturell) bedingte bedingte Unterschiede im Verhält-
nis zwischen Arbeit und Kapital. Sie beeinflussen die Möglichkeiten zu einer transak-
tionskostenmindernden Austragung des Konflikts zwischen Arbeit und Kapital, der 
bürgerliche Demokratien entscheidend strukturiert (nach der Lösung des Konflikts 
über das Besteuerungsrecht der Krone zwischen Tories und Whigs in der vorbürger-
lichen Periode).  
– Typen der Inkorporation von Arbeit in den politischen Prozess (britisch-
nordamerikanisches Modell des frühzeitigen Kompromisses, anarchistisch-
revolutionäres Modell Frankreichs und der südeuropäischen Länder, breite Mas-
senorganisationen auf gewerkschaftlicher und politischer Ebene in Mittel- und 
Nordeuropa).  
– Soweit politische Entfaltung des Vierten Standes möglich war, nutzte er diese zur 
eigenen Organisation und zur Ausgestaltung der Vertragsfreiheit. Er trug seine 
aus der Moral Economy der vorkapitalistischen Periode ererbten Forderungen in 
der Form des Verbots sittenwidriger Verträge gegen ökonomisch Schwache vor 
(erstes Beispiel: der Kampf um den 10-Stunden-Tag). Bei solchen Forderungen 
war Stützung durch Kräfte des Ancien Régime möglich (Beispiel: Arbeiterschutz-
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gesetzgebung). Die konservativen Kräfte, die den Übergang zum Liberalismus be-
schränken wollten, konnten damit auch Einfluss bei den unteren Einkommens-
schichten gewinnen (Beispiel: Birmingham Caucus). Dies wurde im Verlauf der 
Erkämpfung des allgemeinen Wahlrechts wichtig.  
– Frühe Demokratisierung förderte „bread and butter“-Strategien der sozialen Be-
wegung mit geringen Transaktionskosten bei sozialen Auseinandersetzungen und 
frühe Orientierung an produktivitätsabhängigen Steigerungen der Massenein-
kommen.  
– Blockierung der Inkorporation des Vierten Stands führte zur Orientierung der sozi-
alen Bewegung des Vierten Stands an Systemüberwindung. Dies löste Revoluti-
onsfurcht der Mittelklassen aus, die Allianzen mit Kräften des Ancien Régime bil-
deten, wie in Deutschland oder abgebrochen, aber versucht in Frankreich und oh-
ne ausreichende Breitenwirkung in Russland.  
– Wurde die politische Beteiligung der Unterschichten verweigert, bildeten sich „Ge-
gengesellschaften“, die am Ziel der Systemüberwindung auch dann noch festhiel-
ten, wenn den Unterschichten politische Beteiligung eingeräumt wurde.  
– Beim Kompromiss zwischen Mittelklassen und Ancien Régime wurde die Demo-
kratisierung blockiert, möglicherweise mit Gewährung materieller Vorteile je nach 
politischer und wirtschaftlicher Situation für den Dritten Stand. Solche Strategien 
waren verbunden mit dem Versuch der nationalistischen Manipulation, auch unter 
Einsatz des Mittels der Sozialpolitik. Doppelcharakter der korporatistischen Ein-
bindung von Arbeit: „faschistisch“ oder sozialdemokratisch. Dabei war die „faschis-
tische“ Variante erfolgreich vor allem gegenüber den Teilen der Unter- und Mittel-
schichten, die nicht von einer systemkritischen Arbeiterbewegung eingebunden 
werden konnten. In Europa (anders als in der heutigen Dritten Welt bei neuen kul-
turell identitären Bewegungen) ist der Antisemitismus ein wichtiger ideologischer 
Kitt in der Vorspiegelung der Gleichheit innerhalb von Nation und Rasse gegen 
Fremde.  
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– Funktionswandel von Nationalismus als Vehikel der Gleichheit innerhalb der Nati-
on zum fremdenfeindlichen Mittel der Gewährung von Vorteilen an Staats- oder 
Volkszugehörige mit Ausgrenzung gegen Dritte.  
– Dabei Anbindung der Arbeiterbewegungen an ihren jeweiligen nationalen Staat, 
weil dieser das Umverteilungsregime absichert und über die Gewährleistung inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit entsprechende Lohnvorsprünge gegen Arbeit aus 
weniger fortgeschrittenen Ländern sicherte.  
– Zyklizität von Orientierung von Arbeiterbewegung im Zusammenhang mit dem 
Konjunkturzyklus. Bei hohem Beschäftigungsstand „bread and butter“, bei niedri-
gem Beschäftigungsstand politische Aktivität auf der Grundlage der Unterstützung 
seitens eines kleineren, aber „dogmatischeren“ Kerns.  
– Komparative Betrachtung des Anstiegs der Masseneinkommen in Europa, der zu-
nächst verhalten war, weil auf dem Kontinent die Agrarproduktivität bei langsam 
steigender Agrarproduktion (in engem Zusammenhang mit demographischem 
Wachstum) wegen noch geringer technischer Innovation langsam stieg. Dabei 
herausarbeiten: Frühzeitig sanken die Preise für gewerbliche Produkte gegenüber 
den Preisen für Nahrungsmittel, so dass an Agrarpreisen und Arbeitseinkommen 
orientierte Reallohnindizes den Effekt steigender Realausgaben für industrielle 
Produkte verzögert abbilden und unterschätzen.  
2.11. Zweigstruktur und Industrialisierung: Die Sukzession industrieller 
Revolutionen und ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
Im Mittelpunkt stehen Phasen, die von Basistechonologien abhängig sind, und mit 
ihrer Anwendung verbundene neue Herausforderungen des infrastrukturellen Um-
baus und der Einfluss beider Mechanismen auf den Konflikt zwischen Lohnarbeit und 
Kapital und Organisationsformen der sozialen Bewegung.  
– Ursprung der industriellen Revolution in der Mechanisierung der Produktion. Die 
gewerblichen Konsumgüter mit dem höchsten Anteil an den Ausgaben armer 
Haushalte: Textilien (ca. 25 % der Ausgaben für gewerbliche Produkte bei Haus-
haltseinkommen nahe des Subsistenzbedarfs). Ausstrahlung der neuen Produkti-
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onsmethoden auf viele Produkte des einfachen Bedarfs, weil branchenspezifische 
Maschinen grundlegende Probleme aller Maschinen lösen, nämlich die Transfor-
mation von Energie in Bewegung mit Hilfe von dauerhaften eisernen und stähler-
nen Wellen und Stangen mit sie schützenden Lagern.  
– Mechanisierung und Kapitalbedarf: Widerlegung der These des vorrangigen 
Wachstums der Investitionsgüterindustrie. Widerlegung der These der produkti-
onstechnisch bedingten Notwendigkeit dauernd wachsender Konzentration mit un-
terschiedlichen Ergebnissen nach Branchen. Hohe Bedeutung des „disembodied 
technical progress“. Gleichzeitig würde allerdings die Kapitalintensivierung des 
Wachstums die Gesamtnachfrage steigern und deshalb über den Arbeitsmarkt 
zum Empowerment von Arbeit beitragen. Der Effekt hängt von der Importquote bei 
Investitionsgütern ab, der bei den führenden sich kapitalistisch entwickelnden In-
dustrieländern klein war, in aufholenden und vor allem in unterentwickelten Län-
dern wegen des besonders hohen komparativen Kostennachteils in der Investiti-
onsgüter-/Maschinenbauindustrie besonders hoch ist.  
– Transformation der Infrastruktur und Wachstum der konzentrationsanfälligen Mon-
tan- und Chemieindustrie.  
– Entstehen einer breiten Arbeiterschicht in Großbetrieben mit geringen Skilldifferen-
tialen und deren Auswirkung auf die Organisation der Arbeiter, unter dem Stich-
wort „Bildung der Arbeiterklasse für sich“.  
– Differenzierung der Produktpaletten bei wachsendem Massenkonsum und produk-
tionstechnisch möglicher Dekonzentration bei gleichzeitiger finanzkapitalistischer 
Tendenz zur Steigerung der Konzentration. Verknüpfung von neuen Wellen der 
industriellen Revolution mit Konzentrations- und Dekonzentrationstendenzen.  
– Differenzierung der Skill-Anforderungen und der Anforderungen an den Investiti-
onsgütersektor. Differenzierung in der Arbeiterbewegung und Dekonzentration im 
Maschinenbau in ihrer Auswirkung auf das Verhältnis zwischen sich ändernden 
Arbeiterpopulationen und ihren Organisationsformen sowie dem Verhältnis zwi-
schen Kapital und Arbeit auf dem Shop-Floor Level (Stichwort Mallet: neue Arbei-
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terklasse, Piore und Sabel zu unterschiedlichen Betriebsformen und unterschiedli-
chen Konzentrationsgraden, z. B. zwischen den USA und Deutschland).  
2.12. „The Importance of Being First“: Perpetuierung von Führungspositionen 
und Wachstum blockierende Spezialisierung einer Führungsmacht 
Im Mittelpunkt stehen die Thesen der begrenzten Pfadabhängigkeit und damit der 
prekären Stabilität technischer Führungspositionen gegen die Theorie des Pro-
duktzyklus, der Zwangsläufigkeit der Konvergenz im Wettbewerb zwischen diversifi-
zierten sich kapitalistisch entwickelnden Wirtschaften und das in der Konvergenz 
mögliche Überholen der führenden Wirtschaft durch eine rückständige. Empirisch 
steht im Mittelpunkt das Zurückfallen Englands gegenüber Deutschland und den 
USA im 19. Jh. und in der ersten Hälfte des 20. Jh.  
– Technischer Fortschritt wird begünstigt durch „Being First“ bei Gütern mit hohen 
Spin-offs, d. h. technischen Neuerungen, die leicht von anderen Produktionszwei-
gen oder in der Produktion neuer Produkte (Produktinnovation) oder der Rationali-
sierung der Produktion von Produkten der gleichen Branche (Prozessinnovation) 
genutzt werden können. „Being First“ wird begünstigt durch Zugang zu großen 
Märkten. Spezialisierung auf den Weltmarkt und Zugang zu dynamischen Bin-
nenmärkten begünstigen „Being First“ und die Etablierung von regional kon-
zentrierten Clustern der Innovation.  
– Die These der Stabilität der Pfadabhängigkeit technischen Fortschritt in der Theo-
rie des Produktzyklus hängt von unrealistischen Annahmen über die Generierung 
allgemein (und nicht branchengebunden) nutzbaren „disembodied technical pro-
gress“ ab. Angenommen wird, dass die erzielten Fortschritte bei „disembodied 
technical progress“ von einer etablierten technischen Führungsbranche auf eine 
neue technische Führungsbranche nicht nur übertragen werden können, sondern 
dort im Verhältnis zur rückständigen Wirtschaft den gleichen Produktivitätsvor-
sprung sichern wie in den alten Führungsbranchen der führenden Wirtschaft.  
– Die Auswirkungen des „falling behind“ einer vollbeschäftigten Wirtschaft: Sie kann 
bei neuen Innovationen kostengünstiger anbieten, wenn ihr Zugang zu „disembo-
died technical progress“ bei diesen neuen Innovationen wenigstens proportional 
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zu ihrem Lohnniveau im Vergleich zur führenden Wirtschaft gleich gut ist als in 
den Branchen, auf die sich die Führungsposition der führenden Wirtschaft gründet. 
Ist diese Bedingung gegeben, dann ist der Break-even Point bei den Kosten für 
die rückständige Wirtschaft erreicht. Ist der Zugang zu „disembodied technical 
progress“ zwar schlechter, aber proportional zur Differenz des Lohnniveaus bes-
ser, ist die aufholende Wirtschaft bei neuen Produkten sogar wettbewerbsfähig.  
– Es gibt die Gefahr des Lock-in der führenden Wirtschaft in Branchen, mit denen 
sie gut verdient, deren Beitrag für „disembodied technical progress“ in neu auftau-
chenden vielversprechenden Branchen aber klein ist.  
– Großbritannien verdiente gut mit den Produkten der ersten Welle der industriellen 
Revolution, so dass der Anreiz zur Diversifizierung in neue Produkte der Chemie- 
und Elektrobranche klein war.  
– Großbritannien war im Vergleich zu den USA und Deutschland bei vielverspre-
chenden Innovation in Chemie- und Elektroindustrie anfangs durchaus ebenbürtig. 
Viele Innovationen wurden in allen drei Ländern ungefähr zur selben Zeit gemacht. 
Exkurs über die Permanenz solcher Prozesse, auch im Hinblick auf die heutige 
Globalisierung.  
– Diskussion der internen Ursachen des Niedergangs Großbritanniens und Begrün-
dung der These, dass die hohe Konkurrenzfähigkeit Großbritanniens bei alten In-
dustrien auch das Festhalten an „alten“ Organisationsmethoden von der Seite des 
Wettbewerbs her erlaubte, so dass kein Anreiz zur Veränderung bestand. Die ex 
post nicht dynamischen Unternehmer und nicht dynamischen Branchen verdienten 
in der Phase gut, in der sich das Problem der Neuorganisation/Umorganisation 
gestellt hätte.  
– Neue Branchen in den USA und Deutschland haben neue Formen der Organisati-
on der Unternehmen hervorgebracht. Sie strahlten auf den Rest der Wirtschaft 
aus.  
– Spezialisierung auf alte Branchen und alte Formen der Organisation der Unter-
nehmen erklären das Rückfallen Großbritanniens und können abgeleitet werden 
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über das Auftreten von Technologie- und Organisationsrenten in alten Branchen in 
Großbritannien. Dutch Disease ist also ein gesamtgesellschaftlicher Prozess. 
– Spezialisierung auf Absatzmärkte in den Kolonien, insbesondere auf geschützte 
Absatzmärkte, hat das „falling behind“ Großbritanniens, möglicherweise auch 
Frankreichs (Hinweis auf Algerien) begünstigt.  
2.13. Rivalitäten im europäischen Staatensystem förderten die technologische 
Innovation und die Unausweichlichkeit des Versuchs der 
Industrialisierung. Eine Politkökonomie der Herausbildung des 
europäischen Gleichgewichtes  
Im Mittelpunkt steht die Diskussion des Zwangs zur technischen Innovation um 
machtpolitisch zu überleben, weil die industrielle Revolution nachhaltig die Militär-
technologie beeinflusste. Dies ist zumindest für den deutschen Fall ab 1818 und spä-
ter für den russischen Fall nachweisbar. Stahl- und Eisenindustrie und darüber ver-
mittelt Kohleindustrie waren die Grundlage des Ausbaus von Artillerie und Munitions-
produktion.  
– Historische Skizze des Zusammenhangs zwischen Militär und technischer Innova-
tion an den Beispielen Artillerie, Schiffsbau, Navigation.  
– Ausscheidungskämpfe zwischen den europäischen Dynastien im Kampf gegen die 
Universalmonarchie.  
– Konstitutionszustände des europäischen Gleichgewichts und seine Formalisierung 
im Wiener Kongress. 1815 als Instrument der Friedenssicherung und der Rationa-
lisierung des naturwüchsig entstandenen Gleichgewichts. 
– Bildungsförderung als Instrument der Verbesserung der militärischen Kapazitäten.  
– Technologieförderung in der industriellen Revolution durch Industriespionage, 
Förderung des Kapitalimports und des Skilled-Manpower-Import.  
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– Eisenbahnbau im 19. Jh. als Instrument der Verbesserung der militärischen Kapa-
zitäten.  
– Die permanente Furcht vor „falling behind“, die dabei nur relative Bedeutung des 
Faktors Technologie gegenüber den Faktoren Rohstoffe und geostrategischer 
Schlüsselpositionen für das 19. Jh.  
3. Kapitalismus ist expansiv, aber nicht ansteckend: Expansion des 
europäischen Kapitalismus oder Expansion des europäischen 
Staatensystems in der zweiten Welle des Kolonialismus und 
Imperialismus im 19. Jh.  
Zweck des Kapitels ist die Analyse der Ursachen und Formen des Expansionismus 
einerseits des europäischen Kapitalismus, andererseits des europäischen Staaten-
systems. Zwischen beiden ist analytisch zu unterscheiden, auch wenn beide inter-
agieren. Der Expansionismus des Kapitalismus führte zu einem Verhältnis zwischen 
kapitalistischen Systemen, die Kautsky als Ultraimperialismus bezeichnet hat. Es war 
durch niedriges Niveau der Konflikte zwischen kapitalistischen Industrieländern und 
fortdauernde Konflikte zwischen kapitalistischen und nichtkapitalistischen Systemen 
gekennzeichnet. Das europäische Staatensystem führte zu Konflikten, wenn die 
ökonomische Potentiale der führenden Staaten das Eindringen in nichtkapitalistische 
Regionen erlauben. Dabei wird eine Synthese zwischen den Imperialismustheorien 
von Hobson und Schumpeter gegen Lenin und Luxemburg angestrebt. Als Neben-
produkt ergibt sich eine Neubewertung der Empirie, die der These des „demokrati-
schen Friedens“ zugrunde liegt, weil die beiden nicht demokratischen Mächte 
Deutschland und Russland im 19. Jh. aus sehr spezifischen, nicht durch Normen er-
klärbaren Gründen statistisch zur Kriegshäufigkeit beitrugen und ansonsten seit dem 
Wiener Kongress tendenziell die Mechanismen des friedenssichernden Gleichge-
wichts galten.  
– Formen der Eingliederung der Peripherien zu Beginn des 19. Jh. 
– Der konkurrenzkapitalistische Rückzug aus der formalen Kontrolle der Kolonien 
und der Imperialism of Free Trade 
– Die wachsende Rivalität der Mächte 
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– Die lokalen Konflikte und die Ausweitung des Kolonialsystems 
– Die Kritik der ökonomischen Imperialismustheorie 
– Der Anteil der unterentwickelten Welt am Export verarbeiteter Produkte der kapita-
listischen Industrieländer war klein 
– Der Anteil der unterentwickelten Welt an den Kapitalexporten der kapitalistischen 
Industrieländer war klein 
– Der Beitrag der Kolonien zur Rohstoffversorgung sich industrialisierender Länder 
war gering 
– Ausbeutung und Deformation der Kolonien 
– Globalisierung im 19. Jh. 
– Keine kapitalistisch bedingten imperialistischen Kriege, sondern Kriege aus der 
Struktur des Staatensystems und der Staatenrivalitäten 
 
 
3.1. Formen der Eingliederung der Peripherien zu Beginn des 19. Jh. 
Im Mittelpunkt steht die These, dass die technische Überlegenheit kapitalistischer 
Industrieländer im Vergleich zu den Kolonialexpansionen des 16. bis 18. Jh. die Mög-
lichkeit relativen Verzichts auf offene Gewalt bei der Nutzung der Ressourcen der 
nichtkapitalistischen Peripherie erlaubte.  
– Politische Unabhängigkeit Lateinamerikas und das Ende des englischen Mono-
pols. Gesellschaftliche Konflikte in Lateinamerika über die politische Ausrichtung 
der unabhängigen Länder. Gesellschaftliche Konflikte über die Ausrichtung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen (Öffnung zum Schaden der lokalen gewerblichen 
Produktion).  
– Deformationen in tributären Produktionsweisen unter dem Eindruck des europäi-
schen Handels, insbesondere stärkere Zentralisierung, Versuch der Durchsetzung 
höherer Ausbeutungsraten, Hinweise auf die später zu behandelnden Versuche 
zur Industrialisierung, meist konzentriert auf die Rüstungsproduktion.  
– Niedergang der Sklavenwirtschaften auf den Antillen und die Beendigung von 
Sklavenhandel, dann von Sklaverei. Dabei Formen der Aufhebung der Sklaverei, 
insbesondere im Hinblick auf Landverteilung und Verhandlungsfähigkeit der befrei-
ten ursprünglichen Sklaven.  
Seite 50 von 135 
– Auswirkungen des Endes des Sklavenhandels auf das subsaharische Afrika, ins-
besondere des Übergangs zu „legitimate trade“. Dezentralisierung des Mehrpro-
dukts durch Dezentralisierung des Handels und damit Schwächung der militarisier-
ten Dynastien im subsaharischen Afrika.  
– Ende des alten Kolonialsystems mit Export europäischer Großgrundbesitzer zur 
Aneignung von Bodenrenten und der formalen Monopole.  
– Reformbemühungen der englischen Kolonialverwaltung in Indien zu Beginn des 
19. Jh.  
– Ersetzung der Sklaverei durch das Kulisystem und dabei „Nutzung“ der in den tri-
butären Produktionsweisen Asiens zunehmend marginalisierten Teile der Bevölke-
rung. Zunächst machtpolitisch nicht relevantes Greater China. Vergleich zu Grea-
ter India. Durchziehen dieser Linie bis zur heutigen Zeit. 
– Exkurs auf weltpolitische Langzeitwirkungen des Greater India und des Greater 
China. Transnationale Expansion kolonial dominierter Bevölkerungen, auch aus 
dem islamischen Raum. 
3.2. Der konkurrenzkapitalistische Rückzug aus der formalen Kontrolle der 
Kolonien und der Imperialism of Free Trade  
Im Konkurrenzkapitalismus wurde grundsätzlich Ausbeutung durch Gewalt zur Nut-
zung der Ressourcen nichtkapitalistischer Produktionsweisen abgelehnt. Die nicht-
kapitalistische Logik der Ressourcennutzung, die oft von Interessen langfristiger 
Herrschaftssicherung abhing, musste wenn nötig aber mit Gewalt, durch eine „profit-
orientierte“ Nutzung der Ressourcen ersetzt werden.  
– Darstellung der Theorie des Imperialism of Free Trade (Gallagher, Platt). 
– Die Rolle von Monopolen, Agencies, Konsulaten und gegebenenfalls auch der 
Flotte für die Förderung des Handels.  
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– Die Öffnung Chinas im Opiumkrieg und folgende Konflikte. Gesellschaftliche Alli-
anzen zwischen den europäischen (nicht nur britischen) Invasoren und Teilen der 
tributären Staatsklasse des alten China. Dabei Unterstreichung des Gegensatzes 
zwischen den Europäern und der Taiping-Rebellion, in der sich Ansätze zu einer 
Moral Economy mit Marktökonomie verbindenden Strategie von unten finden.  
– Die Überseeexpansion des europäischen Kapitalismus hat auch auf der Ebene 
der kapitalistischen Durchdringung vor Ort, also im kolonialen Brückenkopf, als 
Träger und Agenten nur Angehörige von Klassen, die nicht den europäischen Me-
chanismus der Durchsetzung von Kapitalismus durch Klassenkampf der Unter-
schichten gegen Rente transferieren können. Der Grund ist neben ihrer Herkunft 
und ihrer Funktion die hegemoniale Ideologie der führenden Klassen im Kapitalis-
mus, die Kapitalismus mit der von ihnen tatsächlich angestrebten Vergrößerung 
von Renten gleichsetzen. Im kolonialen Brückenkopf und in den nichtkapitalisti-
schen Gesellschaften gibt es keine soziale Dynamik des Kampfs gegen Renten, 
die über Nachfrage und Anreize zu Investitionen vor Ort zur Herausbildung von 
unter Konkurrenzbedingungen angeeigneten Profiten führen würden. Der Kampf 
um Öffnung nichtkapitalistischer Wirtschaften für den Kapitalismus führt nicht zum 
Transfer von Kapitalismus, sondern zur Stabilisierung von rentenaneignenden 
Klassen mit dem Ziel ihrer Zentralisierung.  
– Die Öffnung der Türkei und Ägyptens (1840 ff.).  
– Generalisierung der Öffnungspolitik mit Beispielen aus Asien (Burma, Iran etc.).  
– Die Ausweitung der Einbeziehung von Arbeitskraft in die koloniale Exportprodukti-
on in den schon besetzten Gebieten am Beispiel der wirtschaftlichen Durchdrin-
gung der Fürstenstaaten in Indien und der Outer Islands in Indonesien.  
– Versuche zur Reduktion der Kosten der Offenhaltungspolitik durch indirekte Herr-
schaft mit Schwergewicht auf Indien. Entwicklung der Doktrin von „indirect rule“.  
– Die Verlagerung der Kosten des Kolonialsystems durch Aufbau lokal rekrutierter 
Truppen (zur Begründung der These: das System tendiert, sich selbst zu finanzie-
ren).  
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– Die Permanenz von Konflikten und militärischen Interventionen und der Gegen-
satz zu den Metropolen, die die Kosten der vor Ort von den Vertretern der Koloni-
almächte angestrebten Erweiterung des Kolonialsystems vermeiden wollen.  
3.3. Die wachsende Rivalität der Mächte  
Im Mittelpunkt steht die durch wachsende Rivalität der Mächte in Europa ausgelöste 
Rivalität der Mächte auch in Übersee und deren Abbildung in geopolitischen Kon-
struktionen der Aufteilung einer begrenzten globalen Welt.  
– Historische Skizze der zentralen Bedeutung Indiens für Englands imperiale Welt-
stellung und europäische Machtstellung unter besonderer Berücksichtigung der 
Rolle Indiens als Quelle von Reichtum und Manpower und die daraus resultieren-
de Notwendigkeit der Sicherung der Overland Route durch das Mittelmeer. Ex-
kurs: Die Overland Route als Achse des Kulturtransfers: Schweizer Alpinismus als 
von Engländern vermittelter Kulturimport aus den historisch viel früher entstande-
nen Hill Stations der Moguladministration in Indien. Dabei Exkurs auf Napoleons 
Expedition nach Indien und die globale Dimension aller europäischen Konflikte 
mindestens seit den Kriegen der Mitte des 18. Jh., die alle letztlich nicht in Europa, 
sondern in Indien oder Nordamerika entschieden wurden.  
– Die Bedrohung der Mittelmeerroute durch geopolitisch einsichtige russische Be-
strebungen, die Meerengen am Bosporus und an den Dardanellen unter eigene 
Kontrolle zu bringen, als permanentes Problem der britischen Politik wenigstens 
seit den napoleonischen Kriegen, mit Krisen 1840 und 1853. Dabei Beleuchtung 
der Verknüpfung zwischen imperialistischer Politik Großbritanniens und Russlands 
mit der europäischen Politik über die Balkanfrage.  
– Der Gegensatz zwischen dem Wiener System des Gleichgewichts der Mächte und 
der Solidarität der anerkannten Mächte im Kampf um den „legitimen“ Status quo. 
Nur bedingte Bereitschaft Großbritanniens zu Interventionspolitik in Europa, Ab-
lehnung in Lateinamerika, Schwanken zwischen Verteidigung und Ablehnung in 
der Griechenlandfrage (Balkanproblem in den 20er Jahren des 19. Jh.).  
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– Hohe Fähigkeit des Wiener Systems zu „peaceful change“, illustriert am begrenz-
ten Charakter der Kriege zur deutschen und italienischen Einigung. Keine allge-
meinen europäischen Kriege zur Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes bei die-
sen bedeutsamen Veränderungen.  
– Die Balkankrise der 70er Jahre als Auslöser zu Englands Übergang zur Sicherung 
des informellen Weltreichs durch militärische Besetzung: Zypern, Ägypten.  
– Der Zusammenhang zwischen Öffnungspolitik im Süden und Kontrolle von Fluss-
mündungen und Flussverläufen wie Mekong (Frankreich), Vertragshäfen am Jang-
tse und im Gelben Meer.  
– Kongo als einziger de facto (weil nur unter Kontrolle des schwachen Portugals 
stehender) noch freier Fluss in Afrika. Alle Mächte wehrten sich gegen den engli-
schen Versuch, die internationale Anerkennung für Portugals Kontrolle des Flus-
ses zu erreichen, der Englands Statthalter in der Region zum Wächter des Flus-
ses gemacht hätte, nachdem England schon die Niger- und die Nilmündung kon-
trollierte.  
– Kongo-Konferenz 1884/85 war deutlich durch Prinzipien der Verständigung zwi-
schen den europäischen Mächten gekennzeichnet, nicht des Konflikts. Jeder si-
chert jedem freien Handel und Schutz seiner Bürger, und damit aller europäischen 
Bürger vor lokaler nichteuropäischer Jurisdiktion zu. Die Prinzipien der Aufteilung 
(nur faktische Kontrolle, keine historischen Ansprüche, zusätzlich Kontrolle des 
faktisch noch nicht kontrollierten Hinterlands) dienten der Konfliktvermeidung zwi-
schen den rivalisierenden europäischen Mächten. Die Abwesenheit der Betroffe-
nen, die das in ihrer Presse kritisierten und eben keine unwissenden „Wilden“ wa-
ren. 
– Mit dem Prinzip der Geltung faktischer Kontrolle entstand ein Wettrennen zwi-
schen den europäischen Mächten, weil Gebiete prophylaktisch unter faktische 
Kontrolle gebracht werden mussten, unabhängig von irgendeiner, erst recht einer 
klaren Abschätzung der möglichen ökonomischen Potentiale. Man nahm, was 
man bekommen konnte, weil auf die Fähigkeit lokaler Staatlichkeit, die eigene 
Souveränität gegenüber anderen europäischen Rivalen zu verteidigen, kein Ver-
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lass war. Illustration durch die Protektoratspolitik Großbritanniens, unter anderem 
am Persischen Golf: Entscheidend für die Kontrolle war die Zustimmung lokaler 
Herrscher, alle Außenbeziehungen über die Schutzmacht laufen zu lassen. 
– Ignoranzprobleme: Man besetzte den Mekong, ohne zu wissen, dass er nicht 
schiffbar ist, ebenso den Kongo. Man legte Landmarken wie Berge für die Grenz-
ziehung fest, die man später im Gelände gar nicht vorfand. Man hatte sie vom Hö-
rensagen. Und stritt sich dennoch über nun als fällig behauptete Kompensationen. 
Daraus die geraden Grenzlinien entlang von Breitengraden und Längengraden im 
Hinterland Afrikas. 
– Die französische Politik war ab 1815 außerhalb Europas durch eine klare Hinnah-
me der englischen Hegemonie gekennzeichnet. Sie nahm, was England ließ: Al-
gerien 1830, Verzicht auf Ägypten 1881, dafür Recht auf Tunesien 1884. Im Kern 
baute sie historisch schon eingenommene Positionen aus (Madagaskar, Indochi-
na), dabei also Wichtigkeit des Imperialism of Free Trade. In Afrika verband sie die 
ererbten Küstenpositionen in Westafrika und Nordafrika unter Respektierung des 
Hinterlands der britischen Kolonien, soweit dieses Land für England wegen der 
Niederschlagsmengen wertvoll war. Die territoriale Größe des französischen Kolo-
nialreichs ergab sich dadurch, dass zwischen den so definierten und anerkannten 
Ausgangspunkten die weite Wüste der Sahara lag, die von allen als wertlos erach-
tet wurde.  
– Hauptrivale Großbritanniens war Russland, das durch seine Expansion nach Zent-
ralasien (mit Eisenbahnbau) in den britischen Augen die britische Herrschaft in In-
dien bedrohen konnte. Bedrohungsszenario war: Es könnte zu einer Kombination 
russischen Eingreifens in Indien mit einem Aufstand in Indien kommen, dessen 
mögliche Wucht seit 1857 von Großbritannien nachhaltig gefürchtet wurde.  
– Grundlegende strategische Vision Englands: England konnte als Seemacht die 
Seewege nach Indien verteidigen, nicht jedoch Indien gegen einen Angriff zu Lan-
de verteidigen. Daraus Priorität einer Einigung mit der Macht, die zu Lande Indien 
bedrohen konnte (Russland), und keine Rücksichtnahme auf eine Macht, die den 
Seeweg nach Indien bedrohte (Deutschland über die Türkei). 
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– Deutschland und anderen Ländern blieben Randstücke. Deutschland kann sich 
mit Großbritannien meist einigen (portugiesisches Kolonial„erbe“). Problematisch 
war der Brocken der ökonomischen Durchdringung der Türkei wegen der Bedeu-
tung der Türkei zur Sicherung der Overland Route durch das Mittelmeer und die 
Verbindung Syrien–Südirak.  
– Alle Mächte hatten Visionen der Erweiterung ihrer Gebiete zur Gewinnung einer 
mit Englands Position in Indien vergleichbaren territorialen Basis. Zu solchen Kon-
zeptionen gehört Frankreichs Achse Dakar–Djibouti, Deutschlands Mittelafrikaplä-
ne und ähnlich als Reflex Englands Kap-Kairo-Plan, dessen realer Gehalt aber die 
Sicherung der Zugangsrouten zu Indien war. Sie verliefen vom Mittelmeer über 
Ägypten, eine freundliche und von fremden Einflüssen freie Türkei, einschließlich 
des Irak (Basra) und der Emirate am Persischen Golf und vom Süden Afrikas über 
die Kontrolle der Burenstaaten und der Indien benachbarten Küste des östlichen 
Afrika.  
– Keine der geopolitischen Visionen der Mächte außer der russischen wurde mit 
großem Nachdruck verfolgt. Mit Frankreich einigte sich England in der Entente 
Cordiale, nach dem für den Konfliktfall nie anders von Frankreich geplanten Rück-
zug in der Fashoda-Krise. Mit Russland einigte sich England in Stufen, letztendlich 
nach dem Ende der russischen Machtposition in Ostasien (1905 Niederlage gegen 
Japan in Tsushima) durch die Gründung eines Kunstlands Afghanistan (jeder 
bleibt zur angemessenen Vorwarnzeit vor dem letzten Pass vor der afghanischen 
Hochebene stehen, Khaiber und Hindukush) ohne Rücksicht auf ethnische Gren-
zen, durch den russischen Verzicht auf Einflussnahme in Tibet und die Begren-
zung des russischen Vordringens in China auf die äußere Mongolei. In Ostasien 
glaubte England den imperialen Overstretch durch Förderung eines kooperations-
bereiten Japan zu vermeiden. Auch mit Deutschland einigte sich Großbritannien 
über die portugiesischen Kolonien, aber über die Türkei weniger nachhaltig als mit 
anderen Mächten.  
– Die Ursachen der englisch-deutschen Rivalitäten lagen nicht in der Kolonialexpan-
sion. Deutschland löste zwar verschiedene Kolonialkrisen aus (Marokkokrisen, 
vorher Samoa und Venezuela), wo es relativ rücksichtslos vorging und Kriegsdro-
hungen äußerte. Zumindest bei den Marokkokrisen ging es aber für Deutschland 
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(und für England) nicht primär um die Erweiterung des deutschen Kolonialbesit-
zes, sondern um die Veränderung der Lage in Europa: Frankreich sollte die Wich-
tigkeit eines Einverständnisses mit Deutschland vor Augen geführt werden, um die 
„Einkreisung“ Deutschlands zu sprengen.  
– Außerhalb des Mechanismus der prophylaktischen Besetzung nichtkapitalistischer 
Territorien blieb China trotz europäischer Rivalitäten um Vertragshäfen. Die USA 
spielten hier eine Rolle und vertraten mit größtem Nachdruck das Prinzip der offe-
nen Tür, weil sie keine außerhalb Nordamerikas einzusetzende Landarmee hat-
ten. Daraus dann im Wesentlichen kollektive Interventionen bei Unruhen in China 
(Beispiel: Boxeraufstand).  
– England und die USA schätzten die hohen Kosten territorialer Besetzung noch 
nicht gebrochener tributärer Produktionsweisen zu Recht hoch ein. Indien, zwar 
gebrochen, war ein abschreckendes Beispiel.  
– Die Zeit der kolonialen Besetzung der Welt war bestimmt durch die enge Koopera-
tion der angelsächsischen Mächte. Wo die USA stark wurden, suchte England ei-
ne partnerschaftliche Kooperation (Monroe-Doktrin, allmähliche Übernahme der 
Karibik, englische Zurückhaltung im spanisch-amerikanischen Krieg, englische 
Nichtintervention trotz großer innenpolitischer Widerstände im amerikanischen 
Sezessionskrieg). Dieses Verhältnis ist bis heute wesentlich für die Strukturierung 
der nicht europäischen Welt geblieben.  
3.4. Die lokalen Konflikte und die Ausweitung des Kolonialsystems  
Partikuläre Interessenvertreter der Kolonialmacht vor Ort nutzten regelmäßig lokale 
Konflikte zwischen Kolonialmacht und Kolonisierten zur Ausweitung des kolonial kon-
trollierten Territoriums.  
– Auch beim legitimen Export (von cash-crops, insbesondere Palmprodukten) traten 
Konflikte über Renten auf. Im subsaharischen Afrika, dem größten Brocken, der 
kolonial neu besetzt wurde, waren Handelspartner der Afrikaner monopolistische 
europäische Handelskompanien. Es ergab sich das Problem: Wer ist zuständig 
bei Rechtsstreitigkeiten? Rechtsstreitigkeiten waren damit Anlass für koloniale Be-
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setzung, weil koloniale Besetzung als wesentliche erste Folge hatte, dass die Be-
satzungsmacht mit ihren lokalen Vertretern zumindest als Appellationsinstanz für 
Rechtsprechung zuständig wurde.  
– Konflikte zwischen afrikanischen Ethnien waren oft tief und dauerhaft. Wer zu ver-
lieren drohte, rief die nächste europäische Kolonialmacht. Bemerkenswert ist, 
dass bei solchen innerafrikanischen Konflikten die afrikanischen Konfliktparteien 
nie europäische Mächte gegeneinander ausspielen konnten.  
– Vor Ort waren drei europäische Interessen dominant:  
1. Militärs, die schon in der Zeit des Imperialism of Free Trade durch militärische 
Operationen auf Ruhm, Bereicherung und Beförderung hofften,  
2. Händler, die sich von der Ausweitung europäischer „Rechtssicherheit“ höhere 
Anteile an Renten erhofften,  
3. Missionare, die nicht an die Entwicklungsfähigkeiten lokaler Strukturen beim 
Fortschritt der „armen Wilden“ glaubten.  
Es gab vor Ort keine europäischen Kräfte, die der Nutzung oft geringfügiger Zwi-
schenfälle mit der lokalen Bevölkerung für Expansion entgegenwirkten. Alles 
konnte zum Gegenstand der Verteidigung der bedrohten nationalen Ehre gemacht 
werden.  
– Nach der Erfindung des Maschinengewehrs und einer Reihe von Medikamenten 
gegen Tropenkrankheiten war die Besetzung afrikanischer Territorien billig. Der 
Umfang der Armeen, die zur Niederwerfung von „Aufständen“ benötigt wurden, 
war oft lächerlich klein, anders als schon in Teilen Asiens. Außerdem war England 
gelungen, in Indien Truppen zu rekrutieren, die auch in Afrika eingesetzt werden 
konnten. Das englische Empire des späten 19. Jh. wurde von indischen Soldaten 
erobert. 
– Die Ausweitung des Kolonialbesitzes ging einher nicht nur mit einer vehementen 
Unterstützung vonseiten der nationalistischen Zivilgesellschaften Europas, son-
dern auch des damaligen Pendants zu den heutigen NGOs, unter ihnen den Mis-
sionsgesellschaften, die vor allem die Notwendigkeit der Kolonisation zur Bekämp-
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fung der Sklaverei unterstrichen und sich als Verteidiger der Interessen der Armen 
und Entrechteten in der unterentwickelten Welt verstanden.  
– Schulden der tributären Produktionsweisen, militärische Überlegenheit und westli-
cher Anspruch auf kulturelle Hegemonie als Hebel der Ausweitung des Kolonial-
besitzes. 
3.5. Die Kritik der ökonomischen Imperialismustheorie  
Die Erklärung des kolonialistischen Imperialismus zwischen 1884 und 1914 aus inne-
ren Widersprüchen ist falsch. Das sich industriell und kapitalistisch entwickelnde 
Zentrum brauchte keine Peripherie, um Wirtschaftskrisen zu vermeiden. Das schließt 
nicht aus, dass einzelwirtschaftliche Interessen von Unternehmen für die koloniale 
Besetzung sprachen.4  
– Lenin glaubte, dass die wachsende organische Zusammensetzung des Kapitals, 
einer von Marx (aber auch nichtmarxistischen Autoren) behaupteten Tendenz ka-
pitalistischer Entwicklung, durch Monopolbildung zwar insofern kompensiert wer-
den könnte, dass Monopole ihre eigene Profitrate dadurch hoch hielten, dass sie 
anderen, unter Wettbewerb stehenden Kapitalen eine niedrigere Profitrate auf-
zwängen, so dass sich für die Monopole der von Marx behauptete Zusammen-
hang zwischen steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals und sin-
kender Profitrate nicht auswirken würde. Diese Kompensation hielt Lenin nicht für 
dauerhaft, so dass die Monopole zur Akkumulation in weniger stark kapitalisierten 
Gesellschaften gezwungen würden, in denen die Mehrwertrate höher war. Gleich-
zeitig erlaubte die wirtschaftliche Macht der Monopole die Beseitigung der politi-
schen und rechtlichen Hindernisse für eine solche Akkumulation in noch weniger 
stark kapitalisierten Wirtschaften.  
– Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate ist logisch widersprüchlich for-
muliert und im Anschluss an Bortkiewicz und Okishio falsch. In Erweiterung zu 
diesen Autoren lässt sich zeigen, dass das Gesetz des tendenziellen Falls der 
Profitrate auch dann falsch ist, wenn die Annahme dieser Autoren aufgegeben 
4  Dieser Abschnitt folgt stark: Elsenhans, Hartmut: "Imperialismustheorien", in: Holtmann, Everhard; 
Brinkmann, Heinz-Ulrich; Pehle, Heinrich: Politik-Lexikon (München; Wien: Oldenbourg, 1991); 
S. 241-244. 
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wird, dass die mit unterschiedlich kapitalintensiven Technologien produzierten Gü-
ter als identische in direktem Preiswettbewerb stehen, sondern die eingesetzten 
Technologien für völlig unterschiedliche Produkte sich nur Konkurrenz auf Faktor-
märkten machen.5  
– Im Kapitalismus, anders als in einer Planwirtschaft vom Typ des realen Sozialis-
mus, kann die Profitrate nicht als Folge der steigenden organischen Zusammen-
setzung des Kapitals fallen. Im Übrigen stieg die organische Zusammensetzung 
des Kapitals, gemessen am Kapitalkoeffizienten, im Kapitalismus in der empirisch 
beobachtbaren Phase, also auch während der Zeit des Hochimperialismus, zwar 
nach Ländern unterschiedlich bis Anfang des 20. Jh. leicht an, blieb dann aber 
stabil und scheint in den letzten Jahrzehnten wieder leicht innerhalb einer kleinen 
Bandbreite anzusteigen.  
Steigende Realeinkommen sind im Übrigen der beste Weg zur Senkung des Kapi-
talkoeffizienten, der statistisch die organische Zusammensetzung des Kapitals in-
diziert, und zur Anpassung des Wachstumspfads des Kapitalstocks an die Rate 
des Wachstums des „disembodied technical progress“, dessen Wirkung (von Marx 
erwähnt, aber unterschätzt) wesentlicher Grund für das Ausbleiben des tendenzi-
ellen Falls der Profitrate ist.  
– Rosa Luxemburg glaubte, dass die Stagnation der Reallöhne im Kapitalismus den 
Verkauf einer in der Folge der Akkumulation steigenden Produktion kapitalistischer 
Wirtschaften verhinderten und deshalb die Kapitalisten den möglichen Mehrwert 
im eigenen Land gar nicht akkumulieren könnten, sondern von wachsenden Ex-
porten in die „Naturalwirtschaft“, nach deren Beseitigung innerhalb des kapitalisti-
schen Zentrums in die „Naturalwirtschaft“ der unterentwickelten Welt abhingen.  
Theoretisch ist einzuwenden, dass solche Exporte von der Naturalwirtschaft mit 
eigenen Exporten bezahlt werden müssen. In der Folge wird Kaufkraft in kapitalis-
tischen Wirtschaften durch Importe aus Naturalwirtschaften absorbiert. Was durch 
Exporte in die Naturalwirtschaften für die kapitalistische Wirtschaft gewonnen wird, 
5  Elsenhans, Hartmut: "Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate. Einige Bemerkungen zu 
neoricardianischen und marxistischen Behauptungen", in: Leviathan, 7, 4 (1979); S. 584-597. 
Elsenhans, Hartmut: Eléments pour une théorie de l'importance de la demande dans la croissance 
capitaliste. Texte de recherche 33 (Paris: Institut d'Etude du Développement Economique et Soci-
al, 1996). 
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wird durch Importe aus der Naturalwirtschaft wieder kompensiert, wenn der Natu-
ralwirtschaft nicht eine wachsende Verschuldung eingeräumt wird.  
Wachsende Absatzmärkte können also nur durch eine von Importen der kapitalis-
tischen Industrieländer unabhängige Akkumulation in den Naturalwirtschaften der 
unterentwickelten Welt erreicht werden. Dazu müssten aber deren interne Märkte 
wachsen, weil die naturalwirtschaftlichen Produzenten wiederum eigene Käufe 
beim entstehenden lokalen kapitalistischen Sektor durch Verkäufe an diesen be-
zahlen müssen.  
Luxemburg hat richtig erkannt, dass kapitalistische Akkumulation wachsende Ver-
brauchermärkte braucht, die die Kapitalisten nicht selbst schaffen können, auch 
nicht durch Einkommenskonzessionen an die für sie politisch wichtigen stützenden 
Mittelschichten, wenn deren Einkommen schon über den Arbeitereinkommen lie-
gen. Sie hat vorschnell abgelehnt, dass die Kapitalisten gar nicht verhindern konn-
ten, dass die Arbeits- und damit die Masseneinkommen tatsächlich im Kapitalis-
mus ihrer Zeit wuchsen.  
– Hobson glaubte, dass die Sozialreform in den kapitalistischen Industrieländern 
den Imperialismus entbehrlich machen würde, weil dadurch Absatz- und Investiti-
onsmöglichkeiten in der kapitalistischen Welt entstünden. Imperialismus sei unter-
konsumtionistisch ausgelöst.  
Grundsätzlich stimme ich dieser Position zu, die ich aber empirisch relativiere, weil 
die angenommenen ökonomischen Effekte des massiven Kapitalexports in die un-
terentwickelte Welt und der Anstieg des Anteils der unterentwickelten Welt an den 
Exporten der kapitalistischen Welt gar nicht eintraten.  
– Im Hinblick auf meine Theorie der Globalisierung zeige ich, dass die bei Anstieg 
der Realeinkommen zu erwartende Auslagerung der Produktion in dieser Phase 
von Globalisierung deshalb nicht eintrat, weil die unterentwickelten Länder durch 
ihre Rohstoffexporte (zu) hohe Exporterlöse hatten im Vergleich zu den Exporter-
lösen, die sie auf der Grundlage verarbeiteter Produkte bei noch geringer Über-
tragbarkeit des technischen Fortschritts in der verarbeitenden Produktion hätten 
erreichen können. Das Wohlstandsgefälle zwischen kapitalistischen Industrielän-
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dern und unterentwickelter Welt war im Verhältnis zu heute noch klein. Die in 
Edelmetall gemessenen Nominallohndifferenzen waren wahrscheinlich eher klein. 
Koloniale Arbeitskräfte wären dann nominal in dieser Zeit teuer gewesen.  
3.6. Der Anteil der unterentwickelten Welt am Export verarbeiteter Produkte 
der kapitalistischen Industrieländer war klein 
Hier ist mit Zeitreihen die relativ geringe Bedeutung der unterentwickelten Welt am 
Absatz verarbeiteter Produkte aus der kapitalistischen Welt zu belegen.  
– Im Verhältnis zu den innerkapitalistischen Exporten waren die Exporte in die un-
terentwickelte Welt klein, zwar in Phasen steigend, nicht so sehr vor 1914, aber, 
wie im Band 5 gezeigt wird, hoch und wachsend, allerdings bei sinkenden absolu-
ten Werten in den 30er Jahren.  
– Hohe Exporte in die Kolonien waren vor allem auf die Importe der reichen Sied-
lungskolonien zurückzuführen.  
– Der Anteil der unterentwickelten Welt wurde durch Wirtschaften erhöht, die wegen 
einheimischer als europäisch geltender privilegierter Klassen ein hohes Konsum-
niveau hatten und damit nur begrenzt für den Vorwurf der Ausbeutung durch un-
gleichen Tausch herangezogen werden können. Sie waren Rentiergesellschaften. 
Sie galten in Europa noch bis in die Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre als reiche 
Länder (Beispiel: Argentinien).  
– Ähnliches gilt für die Siedlungskolonien innerhalb der Kolonialreiche ohne Domini-
onstatus wie Südafrika und Algerien.  
– Der Anteil der unterentwickelten Welt am Export dynamischer und technologisch 
führender Branchen war unterdurchschnittlich im Verhältnis zu alten Branchen. 
Die Kolonialreiche wirkten strukturkonservierend.  
– Der Anteil der Dritten Welt an den Exporten der dynamischen und technisch füh-
renden Wirtschaften wie Deutschland war klein und in den USA nur deshalb hoch 
(Lateinamerika) wegen der geringen Handelsverflechtung der USA mit anderen 
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kapitalistischen Industrieländern in Europa, deren Märkte amerikanische Unter-
nehmen in der Hochtechnologieproduktion schon damals aus Lohnkostengründen 
mit produzierenden ausländischen Filialen bedienten.  
– Bei allen Kolonialmächten außer England war der Anteil der eigenen Kolonien an 
ihren Exporten in die unterentwickelte Welt klein. Das englische Kolonialreich war 
als Exportmarkt für Deutschland wichtiger als das deutsche.  
– Die nicht kolonial besetzten Gebiete tributärer Produktionsweisen wie das ottoma-
nische Reich, Iran, Thailand oder China, waren oft bessere Absatzmärkte als die 
eigenen Kolonialgebiete auch für England.  
3.7. Der Anteil der unterentwickelten Welt an den Kapitalexporten der 
kapitalistischen Industrieländer war klein  
Die unterentwickelte Welt war keine wichtige Region für Kapitalanlagen aus „reifen“ 
Industrieländern, die dort ihre Mehrwertrate hätten steigern können. Im Wesentlichen 
blieb der Kapitalexport auf Rohstoffsektoren und dazu gehörende Infrastrukturen, 
möglicherweise auch auf Infrastrukturen zugunsten europäischstämmiger privilegier-
ter Einkommensschichten beschränkt. Eine Desintegration der Naturalwirtschaft 
durch deren Niederkonkurrierung über kapitalistisch produzierte Substitute fand nicht 
statt. Eine Anhebung der Mehrwertrate durch Produktion verarbeiteter Produkte mit 
billigen Arbeitskräften und noch wenig kapitalintensiver Technologie fand nicht statt. 
Das entzieht letztlich auch Emmanuels Argumentation über den ungleichen Tausch 
„im engeren Sinn“ die Grundlage.  
– Bedeutend ist der Kapitalexport für England gewesen, dann für Frankreich und die 
USA, die aber selbst Kapitalimporteure waren. Für Deutschland und die anderen 
kapitalistischen Industrieländer war der Kapitalexport im Verhältnis zur Kapitalbil-
dung klein.  
– Der britische Kapitalexport ging zwar vorwiegend nach Übersee, dort aber in die 
USA und die weißen Dominions, dann nach Lateinamerika.  
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– Nur Indien spielte innerhalb der unterentwickelten Welt für Großbritannien eine 
wichtige Rolle als Kapitalimporteur. Dies war Folge staatlicher Renditegarantien 
für den Aufbau des indischen Eisenbahnnetzes. Dieses diente offiziell neben dem 
Ausgleich zwischen jährlich wechselnden Agrarüberschuss- und Agrardefizitregio-
nen vor allem der Erhöhung der Mobilität des englischen Repressionsapparats in 
Indien. Deshalb wurde der Kapitalexport von der kolonialen Metropole vom Risiko 
marktabhängiger Rentabilitäten abgeschirmt.  
– Der sehr viel niedrigere Anteil der französischen Kolonien am französischen Kapi-
talexport war zudem konzentriert auf die europäische Siedlungskolonie Algerien. 
Der Kapitalexport diente dort dem Ausbau einer Infrastruktur für die Bedürfnisse 
der europäischen Siedler, die als französische Staatsbürger an Wahlen zum fran-
zösischen Parlament teilnahmen und sehr geschickt die französischen Parteien 
manipulierten.  
– Portfolioinvestitionen überwogen, weil eine – von einzelnen Unternehmen unab-
hängig – den Exportinteressen dienende Infrastruktur aufgebaut wurde. Weil Infra-
strukturen eher Monopolcharakter hatten, gilt auch hier der Zusammenhang zwi-
schen Kapitalexport und unvollkommener Konkurrenz. Ausländische Direktinvesti-
tionen kamen vor in den wenigen produzierenden Bereichen, nämlich Bergbau. 
Sie fehlten im subsaharischen Afrika im Bereich der Plantagen, weil in der zweiten 
Welle des Kolonialismus Großbritannien und Frankreich den Aufbau von Planta-
gen (für die dann Böden hätten enteignet werden müssen) aus Gründen des Bau-
ernschutzes ablehnten und als politisch leichter durchsetzbar die Produktion von 
Exportgütern durch Bauern hielten (cash-crops), selbst wenn diese Produktion mit 
staatlichen Maßnahmen (Steuern) erzwungen werden musste.  
– Der französische Kapitalexport ging vor allem nach Europa, und zwar unabhängig 
von den Frontstellungen in der internationalen Politik, aber doch mit deutlicher 
Konzentration auf Russland.  
– Der deutsche Kapitalexport ging vor allem nach Europa und zeigt im Hinblick auf 
Übersee ähnliche geographische Präferenzen wie der britische (USA, Dominions, 
Lateinamerika).  
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– Der Anteil der deutschen Kolonien am deutschen Kapitalexport war verschwin-
dend gering.  
– Ein großer Teil des Kapitalexports waren über den Finanzplatz London getätigte 
Wiederanlagen von Renten aus der unterentwickelten Welt, insbesondere aus La-
teinamerika.  
3.8. Der Beitrag der Kolonien zur Rohstoffversorgung sich 
industrialisierender Länder war gering  
– Die Hauptrohstoffe der Industrialisierung, Eisen und Kohle, wurden bis zu den 
30er Jahren des 20. Jh. industriestandortnah in den kapitalistischen Industrielän-
dern produziert. Europa war hier mit guten Lagern ausgestattet. Die Transportkos-
ten waren bei im Verhältnis zum Gewicht billigen Rohstoffen noch hoch im Ver-
hältnis zu den Produktionskosten.  
– Auch bei dem neuen Energieträger Erdöl gilt der Vorrang der Metropolen, obwohl 
hier schon in der Phase des Hochimperialismus die Exploration in der unterentwi-
ckelten Welt einsetzte, aber dort meist außerhalb der Kolonien (Mexiko, Venezue-
la, Iran, Irak). Es gibt keinen Zusammenhang zwischen einer kolonialen Besitz-
nahme und Ölvorkommen. Man fand eben auch Öl in den Kolonien, wo man 
schon war, aber nicht nur dort. Man beschloss bei aller Rivalität um das vor allem 
militärisch wichtige Öl (Reichweite stieg bei Ölbefeuerung der Schiffe um den Fak-
tor 1,5) gemeinsame Unternehmen aus Kapitalinteressen verschiedener Länder. 
– Bei ungleicher Entwicklung werden unter kapitalistischen Bedingungen technolo-
gisch rückständige Gebiete zuerst bei der Produktion von Rohstoffen wettbe-
werbsfähig. Dem technischen Fortschritt in den industrienahen Standorten in den 
Industrieländern wirkt die allmähliche Erschöpfung der industrienahen kostengüns-
tigen Lager entgegen, so dass entweder ungünstigere Lager industrienah er-
schlossen werden müssen oder in industriefernen Gebieten dort noch vorhandene 
günstige Lager erschlossen werden, also auch in der unterentwickelten Welt, aber 
ebenso in der Arktis, Sibirien oder Australien und gar unter dem Meer.  
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– Wegen der Transportkosten waren Ende des 19. Jh. von der Auslagerung der mi-
neralischen Produktion vor allem Metalle mit hohem Preis im Verhältnis zum Ge-
wicht betroffen. Beispiele sind Kupfer und Zinn (mit Konflikten wie Bolivien–Chile).  
– Im Bereich der bergbaulichen Produktion stieg zwar die Produktivität in den kapita-
listischen Industrieländern wegen der Erschöpfung der Lager langsamer als die 
mögliche Produktivität in den noch nicht erschlossenen unterentwickelten Ländern 
und anderen industriefernen Standorten. Der technische Vorsprung der Unter-
nehmen aus kapitalistischen Industrieländern vergrößerte sich gleichwohl sehr viel 
schneller. Sie waren deshalb Ende des 19. Jh. in der Lage, mit neuer Technologie, 
die sie bei der Bearbeitung schlechter Lager in industrienahen Standorten entwi-
ckelt hatten, in industriefernen Standorten die Kosten nachhaltig zu senken. Sie 
kauften deshalb die lokalen Eigner der Produktion auf (Malaya, Chile). Dies war 
ein wesentlicher bedingender Umstand für den oben beschriebenen Kapitalexport.  
– Siedlungskolonien waren wichtigere Rohstoffproduzenten als die Kolonien. Die 
Fläche Nordamerikas, Kanadas und Australiens ist größer als die des gesamten 
Afrika. Hinzu kommt, dass ein bedeutender Anteil des Rohstoffimportbedarfs Nah-
rungsmittel waren, die in der gemäßigten Zone produziert werden. England war es 
im 19. Jh. letztlich nicht gelungen, nach Abschaffung der Getreidezölle Getreide 
aus Indien zu importiere (Man hatte weltweit, auch im Donauraum, gesucht) Liefe-
ranten agrarischer Rohstoffe waren deshalb die Regionen der gemäßigten Zone 
unabhängig von ihrem Entwicklungsniveau. Bei Getreide und Fleisch konkurrierten 
die USA, Kanada, aber auch Argentinien, bei Wolle Argentinien und Australien. 
Wo entwickelte Länder mit unterentwickelten Ländern bei Rohstoffexporten Ende 
des 19. Jh. konkurrierten, waren die entwickelten Länder meist überlegen: Beispiel 
amerikanischer Baumwollanbau in Konkurrenz mit Ägypten und Indien.  
– Wichtigste Exportprodukte der unterentwickelten Welt blieben tropische Agrarpro-
dukte wie Zucker, Kaffee, Kakao, Kautschuk, Jute und Kopra. Insbesondere bei 
den tropischen Getränken und Kopra waren die Preis- und Einkommenselastizitä-
ten der Nachfrage in Europa auch bei niedrigen Haushaltseinkommen seit der Mit-
te des 19. Jh. (nach Produkt unterschiedlich) hoch, weil Kopra den Zugang zu Fett 
und Seife angesichts des hohen Fettdefizits in Europa demokratisierte und arme 
Haushalte bei leichten Einkommenssteigerungen als erste „amenities“ tropische 
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Agrarprodukte nachfragten (bis zu 3 % der Haushaltsausgaben für Kaffee). Ähnli-
ches galt für die Nachfrage nach tropischen Produkten mit dem klassischen Fall 
des Bananenimports.  
– Die Kolonialverwaltungen hatten fast überall Schwierigkeiten, exportfähige Pro-
dukte zu identifizieren, mit denen sie die eigenen Kosten abdecken konnten, in-
dem sie die Produzenten solcher Güter mit Steuern belegten.  
3.9. Ausbeutung und Deformation der Kolonien  
Nicht in Widerspruch zur These, dass die Kolonien und auch der Rest der unterent-
wickelten Welt nicht systemisch notwendig für den Wachstumsprozess in den kapita-
listischen Industrieländern waren und dazuhin auch weder als große Absatzmärkte 
oder durch Übertragung von Mehrwert den Prozess der Akkumulation in den kapita-
listischen Industrieländern nachhaltig erleichterten, steht die These, dass sie in ihrer 
eigenen Entwicklung durch die Eingliederung in die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung 
und koloniale Besetzung benachteiligt wurden. Die Frank’sche Entwicklung von Un-
terentwicklung setzt nicht voraus, dass dadurch Entwicklung im Zentrum vorange-
trieben wurde.  
Die unterentwickelte Welt wurde – wahrscheinlich nutzlos – ausgebeutet, politisch, 
wirtschaftlich, kulturell und gesellschaftlich deformiert, unterdrückt und über die ei-
genproduzierten Hindernisse hinaus in ihren Chancen auf eigene wirtschaftliche Ent-
faltung, ob kapitalistisch oder in einer alternativen Form, behindert, will man nicht in 
den sich wandelnden Formen des Aufbegehrens, also dem Entstehen der antikoloni-
alistischen Widerstandsbewegungen das „Geschenk“ des Westens an, trotz aller 
Einwände der postkolonialen Theorien, im Hinblick auf die Verbesserung des Mas-
senlebensstandards doch seit Jahrhunderten stagnierende Produktionsweisen se-
hen.  
Kern der Methoden kolonialer Verwaltung war die Einsammlung von Ressourcen, 
zunächst zur Deckung der Kosten der kolonialen Unterdrückungsapparate, dann – 
wo dies möglich war – zur Alimentierung metropolitaner Akteure (indische Steuern), 
dort zuvörderst der Staatshaushalte der Kolonialmetropolen.  
Seite 67 von 135 
– Bei Ausbeutung gab es einen wesentlichen Unterschied zwischen Kolonien und 
nicht kolonial abhängigen Gebieten. Nur in Kolonien konnten Steuern erhoben 
werden. In den Territorien der alten tributären Reiche konnte auf die dort schon 
bestehenden Systeme der Erhebung von Landsteuern zurückgegriffen werden. Mit 
mehr militärischer Macht ausgestattete koloniale Staatsapparate haben stets die 
Abgabensätze erhöht und die Abgaben effizienter eingetrieben. Als Nebeneffekt 
entstand aus der Faulheit der britischen Kolonialadministratoren des ersten Drit-
tels des 19. Jh. (sie wollten die kollektive Veranlagung der indischen Dörfer recht-
fertigen mit dem Argument, diese seien solidarische Wirtschaftseinheiten) über 
Marx’ Exzerpte ihrer Berichte im Britischen Museum der Mythos der solidarischen 
Dorfgemeinschaften Indiens, und dann auch der übrigen nichtkapitalistischen Welt 
im westlichen antikolonialistischen Diskurs.  
– In noch gemeinschaftlichen Produktionsweisen wurden Zwangskulturen einge-
führt, d. h. die Bauern wurden verpflichtet, bestimmte Flächengrößen für Export-
produkte zu reservieren. Zwangsablieferungen stellten eine andere Form von Na-
turalsteuer dar. Steuern konnten auch ähnlich der mittelalterlichen Feuerstätten-
steuern auf Hütten eingeführt werden. Wenn dann polygame Afrikaner zum ge-
meinsamen Wohnen aller Familienmitglieder in größeren Hütten übergingen, bot 
sich eine Kopfsteuer an. Für sie brauchte man eine Geburtenregistrierung, um zu 
wissen, wer wann das 16. Lebensjahr erreicht hatte. Eigentlich selbstverständliche 
Aufgaben eines das öffentliche Leben ordnenden Staatsapparates, die für die Auf-
rechterhaltung der Rechtssicherheit und damit für erfolgreiche Marktwirtschaft 
notwendig sind, wurden durch das Kolonialsystem und seine Ausbeutungsprakti-
ken frühzeitig diskreditiert.  
– Monopolkompanien konnten die Absatzpreise drücken, insbesondere wenn der 
Verkauf von cash-crops der einzige Weg war, auf dem sich Bauern Währung für 
die Bezahlung der Steuern verschaffen konnten. Die bloße Erhebung von Steuern, 
die in einer vom Repressionsapparat festgelegten „Währung“ zu bezahlen sind, 
reicht für die Einführung der Geldwirtschaft. 
– Ohne alternative Möglichkeiten, sich Importgüter z. B. durch deren Substitution 
durch eigene lokale Produkte zu verschaffen, mussten sich die Preise für eigene 
cash-crops gegenüber den Preisen von Importen verschlechtern. Dadurch litten 
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besonders zwei Regionen, nämlich Lateinamerika und das subsaharische Afrika. 
Die lateinamerikanischen Eliten waren aufgrund ihres Einkommensniveaus selten 
bereit, auf das Prestige importierter gewerblicher Produkte zu verzichten und loka-
le Produktion zu präferieren. In der vorkapitalistischen Ausbeutung des subsahari-
schen Afrika wurde schon gezeigt, dass die mit Dutch Disease einhergehende 
Kaufkraft der sich militarisierenden Sklavenjägergesellschaften selbst die Entwick-
lung des lokalen Handwerks anders als in Asien nachhaltig behindert hatte.  
– Gleichwohl ist die These sich verschlechternder Terms-of-Trade (Singer, Pre-
bisch) korrektur- bzw. ergänzungsbedürftig. Historisch war das Angebot an Roh-
stoffen der Dritten Welt zunächst wenig elastisch, so dass sich bis 1918 die 
Terms-of-Trade – je nach Spezialisierung und Region unterschiedlich – verbesser-
ten, erst danach und dann während der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre sich 
massiv verschlechterten. Die in der Literatur ausgewiesene Verschlechterung bil-
det zudem sinkende Transportkosten als Verschlechterung der Terms-of-Trade 
ab. Wegen sinkender Transportkosten konnten die Exportpreise der unterentwi-
ckelten Welt fob (also im Produktionsgebiet) steigen und cif (in London, wo Singer 
seine Daten erhob) fallen. Sich verschlechternde Terms-of-Trade sind aber auch 
eine Chance zur Diversifizierung. Allerdings war bis auf Ausnahmen (Indien, Ja-
pan) der Niedergang der lokalen Fertigkeiten so groß, dass auch der Wegfall von 
Dutch Disease in der Rohstoffproduktion nicht zur Diversifizierung der Produktion 
und dem Aufbau gewerblicher Exportproduktionen ausreichte. Dabei Diskussion 
der aus fiskalischen Gründen überhöhten Rupie-Parität Indiens als Industrialisie-
rungshindernis. Sich verschlechternde Terms-of-Trade haben in den Gesellschaf-
ten mit tributärer Vorgeschichte (Asien, Lateinamerika) abhängig vom Ausmaß der 
Verschlechterung zur Entwicklung von Importsubstitution geführt, in Lateinamerika 
zunächst ohne, dann mit staatlichem Schutz im 19. Jh., in Teilen Asiens sogar oh-
ne staatlichen Schutz (Indien).  
– Ohne dynamisch wachsende Binnenmärkte konnten im Export erwirtschaftete 
Renten (Exportbergbau) nicht reinvestiert werden. Es gab Reichtum ohne Investi-
tionsanreize. Das Argument des Kapitalmangels als Blockierung von industrieller 
Diversifizierung wird schon in den 30er Jahren gerade von indischen Autoren wi-
derlegt, trotz der Betonung des „drains“ von Ressourcen in der gesamten antiko-
lonialistischen Literatur Indiens.  
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– Die Zeit der OPEC ab 1969 zeigt, dass die Aneignung von Rohstoffrenten durch 
Angebotskontrolle staatliche Intervention gegen die Logik der Marktkräfte und die 
Investition in die eigene Wirtschaft zu deren Diversifizierung staatliche Investitions-
lenkung erfordern und selbst dann Misserfolge auftreten.  
– Die Kolonialherren waren von der Faulheit der lokalen Arbeitskräfte überzeugt. Sie 
unterstellten ihnen eine rückwärtsgebogene Arbeitsangebotskurve. Jede Lohner-
höhung führte dann zur Verminderung des Arbeitsangebots. Nur die Verschärfung 
der Ausbeutung konnte ein ausreichendes Arbeitsangebot sichern. Damit war für 
jede Form des Zwangs und der Verarmung eine wirtschaftswissenschaftliche 
Rechtfertigung geliefert. Mit Zwang wurde ein Arbeitsangebotsüberschuss er-
zeugt. Wo das auf zu hohe Kosten stieß, importierte man Arbeit aus den bevölke-
rungsreichen Gegenden Asiens. Ohne „Leuteknappheit“ gab es kein Interesse an 
materiellen Anreizen.  
– Wirtschaftliche Deformation ist eine wesentliche Grundlage für die Möglichkeit, 
Ausbeutung zu erleiden. Wer „flexibel“ ist, weil er seine Produktionsgeräte selbst 
herstellen kann, kann letztlich nicht ausgebeutet werden. Auch wenn die Orientie-
rung des technischen Fortschritts am Luxus in den tributären Produktionsweisen 
nicht per se den Übergang zum Kapitalismus bewirkte, stellten solche Handwerk-
spopulationen ein zu Umorientierung fähiges Potential dar. Der Wegfall der Nach-
frage von Fürstenhöfen stellte damit Deformation dar; allerdings die Einbindung 
der indischen Textilproduktion in den handelskapitalistischen Export der engli-
schen Ostindienkompanie im 16. und 17. Jh. auch einen Wachstumsimpuls.  
– Nach der industriellen Revolution in England kam es auf breiter Front zur Nieder-
konkurrierung von Handwerk in der unterentwickelten Welt, auch wenn an diesem 
Bild Korrekturen anzubringen sind. In einigen Regionen gelang es der Weberei auf 
der Grundlage importierten Garns (impliziert: Niedergang der Spinnerei) wettbe-
werbsfähig zu bleiben. Insgesamt ist die ungleiche Spezialisierung im Zusammen-
hang mit der schon vorkapitalistisch erfolgten Spezialisierung Nordwesteuropas 
auf Niedrigqualitätsprodukte gegen Hochqualitätsprodukte zu sehen. Rückgreifend 
auf vorige Argumente führt Massenproduktion zu Prozessinnovation, in deren Fol-
ge auch Produktinnovation gefördert wird, weil aufgrund der Prozessinnovation 
überhaupt Technologien in das Gesichtsfeld treten, mit denen neue Produkte her-
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gestellt werden könnten (Fahrrad und Nähmaschine als Vorstufe des Autos). Die 
Einkommenselastizität für traditionelle Hochqualitätsprodukte kann als niedrig an-
genommen werden. Neue Produkte aus den auf Massenproduktion orientierten 
Ländern ersetzten traditionelle Luxusprodukte in der tributären Ökonomie (hoch-
wertige Kutsche ersetzt durch Auto).  
– Auch bei Modifikationen des überkommenen Bilds der ungleichen Spezialisierung 
bleibt unbestreitbar, dass diese den Aufbau einer lokalen Investitionsgüterproduk-
tion behinderte, und zwar trotz der von Marx erwähnten Reparaturshops bei der 
Einführung und Betreibung von Eisenbahnen in Indien. Auf der Grundlage der 
Theorie des „disembodied technical progress“ und der Annahme, dass dessen 
wissenssoziologische Grundlagen vor allem bei der Herstellung von Maschinen 
entstehen, auch wenn die Kunden wichtige Quelle der Information für den Maschi-
nenproduzenten sind, muss gegenüber einer rückständigen Ökonomie der physi-
sche Produktivitätsvorsprung des Maschinenproduzenten stets höher sein als der 
physische Vorsprung des Maschinenanwenders.  
– Gewerbliche Produktion, wo nicht zerschlagen, wurde in schlecht vom Ausland her 
erschließbare, damit aber auch im Regelfall geographisch nicht vorteilhaft für den 
Binnenmarkt gelegene Gebiete abgedrängt und in ihrer Entfaltung behindert (Bei-
spiele aus Lateinamerika).  
– Unter dem Einfluss von Marktbedingungen wurden Besteuerungsrechte in Eigen-
tumsrechte am Boden verwandelt. Vorbild war das „permanent settlement“ von 
Bengalen 1793. Aber auch die lokalen Staatsklassen der sich unter Kolonialisie-
rungsdruck sehenden tributären Produktionsweisen bedienten sich dieses Mecha-
nismus: Er entsprach den Formen der Reaktion des Zerfalls von Zentralisation von 
Staatsklassen durch Einkauf in von den „Launen“ der Zentralinstanz relativ abge-
sicherte „Assets“. Marginale Produzenten (Haushalte) wurden betriebswirtschaft-
lich sichtbar und damit zum Zweck der Gewinnmaximierung ohne die in England 
(und auch sonst in Westeuropa) getroffenen Maßnahmen der Einkommenssiche-
rung (Poor Laws) freigesetzt.  
– Zur Sicherung kolonialer Herrschaft mussten Brückenköpfe „kollaborierender Eli-
ten“ (Robinson) gebildet werden. Bei indirekter Herrschaft wurden die Rechte alter 
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Eliten formal gestärkt und diese Stärkung dadurch weiter vertieft, dass die gestütz-
ten Eliten wegen des Schutzes vonseiten der Kolonialmächte sich ihrer alten Ver-
pflichtungen gegenüber den „Untertanen“ entledigen konnten. Anstrengungen 
neuer sozialer Schichten zur Modernisierung wurden von diesen Eliten gleichzeitig 
oft abgeblockt (Beispiele Kongresspartei gegen indische Fürsten, Evolués in Nige-
ria gegen Sultanate). Zwischen verschiedenen Elitensegmenten wurden Rivalitä-
ten gefördert entsprechend dem Systemstabilisierungskosten senkenden Prinzip 
„divide et impera“. Durch Individualisierung von Verpflichtungen wurden alte kom-
munitaristische Solidaritätsstrukturen geschwächt.  
– In Indien (erfolglos) und im subsaharischen Afrika wurde von den Ethnologen und 
Statistikern der englischen Kolonialverwaltung die Kategorie des Stamms zur Ver-
säulung parochialer Solidaritätsbeziehungen eingeführt und über klientelistische 
Netzwerke zum (begrenzt) nährenden Kolonialherrn für das Prinzip „Teile und 
herrsche“ eingesetzt. Die dabei von den Kolonialherren angetroffenen (sprachli-
chen) Differenzen waren eher kleiner als die noch heute in Graubünden oder Tirol 
anzutreffenden (Dissertation von Irobi). 
– Den Kolonien und dem Rest der unterentwickelten Welt wurde ein den Massen 
nicht zugängliches Ideal westlicher Kultur vorgeführt, das die eigene Kultur abwer-
tete. Die Probleme der „Educated“ und „Evolués“ in diesem Spannungsfeld legen 
Zeugnis ab. Sie führten zu Minderheitskomplexen (illustriert durch: Der weiße 
Mann isst auch). Gleichzeitig wurden die fortschrittsfeindlichsten Strukturen (Alge-
rien: Maraboutismus) zur Sicherung von Stabilität geschützt und instrumentalisiert. 
Der Spielraum für kulturelle Erneuerung (z. B. die islamische Nahda) wurde ein-
geengt. Gleichzeitig entstand in den Brückenköpfen des Westens oder als Vehikel 
des Anspruchs, dazu zu gehören, eine Kultur des Demonstrationskonsums und 
der Präferenz für Importprodukte, ganz im Gegensatz zur „Ethik des Protestantis-
mus“ der arbeitenden und sparenden Bourgeoisie. Die Dimension der Arbeit als 
Grundlage von Produktion und Akkumulation wurde dadurch verschleiert. Sie wur-
de lange Zeit in der Wahrnehmung des Westens durch die Kolonisierten nicht ge-
sehen. Dies stützte die aus der tributären Produktionsweise ererbte Sichtweise, 
dass Indikator sozialen Erfolgs der Zugriff auf arbeitslose Einkommen sei, bis weit 
hinunter in die gesellschaftlichen Hierarchien.  
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– An „protestantische“ Ethik erinnernde Verhaltensmuster finden sich gleichwohl 
außerhalb des von den Kolonisatoren protegierten Brückenkopfs bei Eliten, so-
wohl den nationalistischen Gegenbewegungen als auch den Vorläufern der neuen 
kulturell-identitären Bewegungen, auch im lokalen Kleinunternehmertum. Sie wer-
den heute im Bild des „frommen Unternehmers“ (Kepel) in die Literatur einge-
bracht. 
– Primär auf Gewalt und Rente gegründete Kolonialherrschaft und neue und wach-
sende Renten aus den Möglichkeiten des Exports vor allem von Rohstoffen verti-
kalisierten die Gesellschaften klientelistisch. Die Herausbildung horizontaler Klas-
sen wurde damit erschwert und jede „Rationalisierung“ der Dynamik zivilgesell-
schaftlicher Konflikte durch ihre Reduktion auf Verteilungskonflikte zwischen gro-
ßen und insgesamt kompromissbereiten sozialen Großgruppen blockiert. Die ent-
stehenden Parteisysteme spiegelten eher selten Klassengegensätze wider, son-
dern waren gebunden an klientelistische vertikale Strukturen des Durchtröpfelns 
von Renten. Dies gilt insbesondere für die politische Dynamik im Lateinamerika 
des 19. Jh. 
– Konflikte wurden verschoben in den Bereich, wenn nicht gar erst der Gewinnung, 
dann der Verteidigung von Identität mit der Folge niedriger Kompromissmöglich-
keiten und starker Tendenzen zu Gewalttätigkeit (Fanon), die die Gewaltstrukturen 
des Kolonialverhältnisses reproduzierten und möglicherweise vertieften.  
– Übertragen wurden Ware-Geld-Beziehungen, nicht aber die Disziplin der kapitalis-
tischen Konkurrenz, weil die Gesellschaften in Übersee zwar arm blieben, für eine 
privilegierte Schicht aber Renten entstanden.  
– Der Impact des extern eindringenden Kapitalismus war zu klein, nicht so sehr im 
Hinblick auf die Fortdauer kultureller Hindernisse, sondern im Hinblick auf das 
Ausmaß von Marginalität und damit des geringen Umfangs produktiver Arbeits-
plätze, aufgrund der eine kapitalistische Entwicklung vorantreibende konfliktuelle 
Kooperation zwischen einer breiten Arbeiterklasse und einem konkurrenzorientier-
ten (weil zur Konkurrenz gezwungenen) Unternehmertum möglich gewesen wäre. 
Die Marx’sche Hoffnung der Zerschlagung der vorkapitalistischen Strukturen der 
auch rechtlichen Ungleichheit, die Baran 100 Jahre später nochmals thematisierte, 
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hat sich nicht erfüllt. Ich vertrete das Argument, dass nicht kulturelle Inflexibilität, 
sondern die Nutzung von Kultur durch sonst durchaus „moderne“ Rentiers ent-
scheidend war, weil der Kapitalismus eben nicht per se Renten beseitigt. 
3.10. Globalisierung im 19. Jh.  
Die Zeit des Imperialismus ist trotz der Rivalität der Mächte um jeweils eigene Kolo-
nialgebiete eine Zeit der Globalisierung gewesen. Die Indikatoren zur Messung von 
Globalisierung zeigen im ersten Jahrzehnte vor 1914 ähnlich hohe Werte wie an-
fangs des 21. Jh. Allerdings ist diese Globalisierung im Bereich der Arbeitsteilung bei 
gewerblichen Produkten (und Dienstleistungen) auf die kapitalistischen Industrielän-
der begrenzt geblieben.6  
– Kapital- und Warenströme zwischen nationalen Wirtschaftsgebieten (Metropolen 
und Kolonien) waren grenzüberschreitend und nicht auf den Austausch zwischen 
nationalen Wirtschaftsräumen (Metropolen und Kolonien) begrenzt.  
– Es gab schon Internationalisierung der Produktion. Das Phänomen multinationaler 
Unternehmen war präsent, offensichtlich im Bergbau, aber auch in der verarbei-
tenden Industrie. Wir haben heute noch einige Handelsmarken aus dieser Zeit, die 
wegen des Vorrangs von Printmedien (statt Radio oder Fernsehen) nach der je-
weiligen Aussprache der Schreibweise ausgesprochen werden. Als Beispiel: Sin-
ger (Nähmaschine) oder Sunlicht (als Seife und später Waschmittel der Firma Le-
ver), während heute alle amerikanischen Produkte weltweit auf amerikanisch aus-
gesprochen werden. 
– Lenins Bild der Aufteilung der Welt unter Kapitalistenverbände beschreibt denun-
ziatorisch die grenzüberschreitende Verflechtung von Großunternehmen, die Bei-
spiel für Internationalisierung des Kapitals ist. An beiden in den beiden deutsch-
französischen Marokkokrisen aufeinanderprallenden Konsortien waren deutsche 
Bergbauunternehmen beteiligt, weshalb die sonst eher nationalistischen National-
6  Dieser Abschnitt folgt Elsenhans, Hartmut: "Globalisierung I und Globalisierung II zwischen Kon-
voimodell und unterkonsumtionistischer Krise", in: Denzel, Markus A. (ed.): Vom Welthandel des 
18. Jahrhunderts zur Globalisierung des 21. Jahrhunderts (Stuttgart: Leipziger Überseetagung 
2005, 2007); S. 75-128. 
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liberalen im deutschen Reichstag hier eher zurückhaltend waren. Ihr Sponsor 
Mannesmann war auf der französischen Seite.  
– Der Anteil des Handels und der Finanztransaktionen des Jahrzehnts vor 1914 an 
Weltproduktion und Fixkapitalbildung in den führenden Industrieländern ist ver-
gleichbar mit der Globalisierung des späten 20. und 21. Jh.  
– De facto gab es sogar eine einheitliche Währung, weil alle ökonomisch führenden 
Länder zu Beginn des Globalisierungsprozesses (70er Jahre des 19. Jh.) zum 
Goldstandard übergehen. Ökonomisch schwache Wirtschaften behielten Silber-
währungen mit de facto Abwertungsmöglichkeiten. Auf währungspolitischer Ebene 
hatte die weltwirtschaftliche Integration ein Niveau erreicht, das der währungspoli-
tischen Integration in der Eurozone entsprach.  
– Es gab damit keine volatilen Finanzmärkte wegen der de facto festen Währungs-
paritäten.  
– Beteiligt waren an der internationalen Arbeitsteilung bei verarbeiteten Produkten 
kapitalistische Industrieländer mit tendenzieller Vollbeschäftigung (mit Ausnahme 
des Rohstoffsektors, wo die unterentwickelte Welt wettbewerbsfähig war). Deshalb 
war die Sorge vor abwertungsgetriebener „Billigkonkurrenz“ klein. Gleichzeitig war 
tendenziell der Kapitalbedarf für Wachstum wegen eines noch hohen Kapitalkoef-
fizienten groß mit dann hohen Multiplikatoreffekten von Investitionen auch bei vo-
rübergehend niedrigen Wachstumsraten.  
– Der Personenverkehr war transnational innerhalb der entwickelten Welt, relativ frei 
im Vergleich zu heute, mit allerdings durchaus beobachtbaren „fremdenfeindlichen 
Einstellungen gegen Lohndrückerei“ durch Arbeitsimmigranten (Frankreich). Er-
hebliche Teile der Infrastruktur der USA wurden durch chinesische Niedrig-
lohnimmigranten erstellt.  
– Die regionalen Ballungszentren nahmen an einer auf wenige Weltsprachen be-
grenzten Kultur teil, die elitär war. Der Grad an  kultureller Präsenz Frankreichs 
und Englands in Ägypten oder in Manaus dürfte heute nicht mehr erreicht werden. 
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Die Uraufführung einer amerikanischen Oper in Kairo oder Beijing ist heute 
schwer vorstellbar.  
– Zwischen kapitalistischen Industrieländern herrschte Tendenz zu Konvergenz. 
Hohe Wachstumsraten bei Wirtschaften innerhalb des Klubs der kapitalistischen 
Industrieländer, in denen der Industrialisierungsprozess spät eingesetzt hatte, 
dadurch Aufholen. Gleichzeitig bei der Produktivität eindeutige Führungsposition 
der USA.  
– Hoher Grad der Internationalisierung der Arbeiterbewegung, deren nationale Or-
ganisationen sich international in Fragen der Löhne und Arbeitsstandards koordi-
nierten und Strategien koordinierter Beeinflussung der internationalen Politik be-
sprachen (Generalstreikdebatte). Wäre heute eine aus dem Ausland eingewander-
te Jüdin als Führer einer politischen Partei in Deutschland denkbar, vergleichbar 
der Rolle Rosa Luxemburgs vor 1914. 
– Die unterentwickelte Welt war trotz Kolonialismus aus der Konkurrenz in der ge-
werblichen Produktion ausgeschlossen wegen hoher Kosten infolge der hohen 
Rohstofferlöse und Metallwährungen, die abwertungsgetriebenes Wachstum eher 
behinderten. Erste Durchbrüche durch die indische Textilindustrie (mit US-Kapital) 
in Mumbai. 
– Keine Solidarität der metropolitanen Arbeiterbewegungen mit den Ausgebeuteten 
in der Dritten Welt, eher „zivilisatorisches“ Überlegenheitsgefühl.  
– Klientelistische Anbindung der Eliten der unterentwickelten Welt an den etatisti-
schen Teil der Eliten der kapitalistischen Industrieländer, wenig Einbindung in den 
konkurrenzkapitalistischen Sektor.  
3.11. Keine kapitalistisch bedingten imperialistischen Kriege, sondern Kriege 
aus der Struktur des Staatensystems und der Staatenrivalitäten  
Seit 1815 hielt das Gleichgewicht zwischen den kapitalistischen Industrieländern mit 
Kriegen begrenzten Ausmaßes trotz wesentlicher Verschiebungen in den demogra-
phischen und ökonomischen Relationen, weil Englands Hegemonie auf der Flotte 
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beruhte, England keine territorialen Erweiterungen in Europa anstrebte, die USA sich 
aus „Entangling alliances“ heraushielten und Frankreich auf jeden weiteren Versuch 
zur Gewinnung von Hegemonie verzichtete. Problem waren Inkompatibilitäten der 
Grenzziehungen nach dem Übergang von dynastischen zu nationalstaatlichen Legi-
timitäten, die Existenz einer Großmacht ohne Staatsnation (Österreich-Ungarn) und 
der Verfall der Türkei unter dem Druck des Freiheitsstrebens der Balkannationen. 
Nicht die Einigung Deutschlands, aber der durch die Annexion Elsass-Lothringens, 
der einzigen erzwungenen Gebietsübertragung zwischen europäischen Großmäch-
ten im 19. Jh. in Europa, geschaffene deutsch-französische Gegensatz verhinderte 
Flexibilität der Anpassung der Kooperation zwischen Großmächten zur Aufrechter-
haltung des Gleichgewichts.  
– Ursachen des 1. Weltkriegs lagen in Europa (und nicht in den Kolonien). Das 
Gleichgewicht funktionierte nur noch bedingt, weil wegen der Annexion Elsass-
Lothringens und dem österreichisch-russischen Gegensatz auf dem Balkan zwei 
stabile Lager entstanden.  
– Deutschland wurde nicht eingekreist, sondern kreiste sich selbst aus (Kehr), weil 
es weder den englischen Ordnungsentwurf einer liberalen Weltwirtschaft akzep-
tierte, noch Partner Russlands bei der Modernisierung dieses Landes auf der 
Grundlage von Devisen aus Rohstoffexporten werden wollte (Konkurrenz russi-
scher Getreideexporte mit den Interessen ostelbischer Landbesitzer). Von vier 
Großmächten stand Deutschland als am dynamischsten wachsende Wirtschaft mit 
drei in einem unüberbrückbaren Gegensatz.  
– Deutschland als wirtschaftlich dynamisches Land band sich an die einzige Groß-
macht, die aufgrund ihrer inneren Struktur durch den wachsenden Nationalismus, 
dem allen Großmächten gemeinsamen Integrationskitt, bedroht war. Deutschland 
befürchtete, dass die historische Entwicklung den einzigen verbleibenden Partner 
kontinuierlich schwächen würde. Der Partner verfällt: Der dynamische Teil des 
Bündnisses muss rechtzeitig losschlagen. Deutschland war nicht bereit, die Rolle 
eines Juniorpartners des britischen Weltreichs zu spielen.  
– Das international verflochtene Finanzkapital war durch Konkurrenz, aber nicht 
durch Unterstützung nationalstaatlicher Rivalitäten geprägt und eine Stütze der 
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friedlichen Beilegung von Konflikten (Poidevin). Es gab Maßnahmen, die dem Ziel 
dienten, der Intervention der Regierungen in unterentwickelten Ländern Grenzen 
zu setzen. So wurde ab 1900 eine Völkerrechtspraxis vertraglich festgelegt, nach 
der Regierungen nicht mit militärischen Mitteln Zahlungen von Schuldnern in un-
terentwickelten Ländern erzwingen durften. Ebenso Beispiel des multilaterialen 
Charakters der Schuldenverwaltung der Türkei. 
– Es gab eine international verflochtene Zivilgesellschaft, die Frieden fördern wollte, 
die aber von der gleichfalls internationalistisch ausgerichteten Arbeiterbewegung 
relativ isoliert war.  
– Trotz der Durchsetzung kapitalistischer Produktionsweise war die Politik, vor allem 
die Außenpolitik noch stark unter Kontrolle der Kräfte des Ancien Régime, deren 
Einfluss auch in den Armeen der Länder vorherrschte, in denen bürgerlich-
demokratische Regierungsformen durchgesetzt waren (Frankreichs Dreyfus-
Affäre).  
– Die Kräfte des Ancien Régime versuchten politische Basen zu gewinnen, indem 
sie nationalistisch das Gleichheitsideal der bürgerlichen Revolution in ein rassis-
tisch gefärbtes Volksgemeinschaftsideal umfunktionierten und dabei die Juden als 
Fremde ausgrenzten. Außenpolitische Risikobereitschaft war ein Instrument zur 
Aktualisierung von Gemeinschaftsgefühl als „Wagenburgmentalität“. Sie machte 
die dynastisch geprägten „Eliten“ trotz der kosmopolitischen Verschwägerung des 
Adels und vor allem der Königshäuser – und damit im Unterschied zu den be-
grenzten Rivalitäten der Kabinettskriege des 18. Jh. – zu Gefangenen dieser Stra-
tegien des Brinkmanship und nationalistischer Massenemotionen. Außenpolitische 
Misserfolge der Kräfte des Ancien Régime schwächten die nationalistisch legiti-
mierte Verknüpfung mit politischen Basen (Beispiel: Daily-Telegraph-Affäre 1907).  
– Der deutschen Sozialdemokratie gelang es nicht, die nationalistische Ideologie 
aus ihrer Hegemonialposition zu verdrängen. Es hat in Deutschland keine 
Dreyfus-Affäre gegeben, obwohl es Anlässe gab (z. B. bei Kolonialverbrechen der 
deutschen Schutztruppen in Afrika). Genausowenig hat die deutsche Sozialdemo-
kratie eine politökonoische Kritik der Grundlage des ethnizistischen Nationsbe-
griffs in Deutschland geleistet und nicht auf Renans Nationsbegriff rekurriert. Der 
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Grund ist die Hegemonie eines auch liberalen Anspruchs auf „Kulturnation“ gewe-
sen, der verbot, den ganzen Umfang des „Zu-spät-Kommens“ – auch unter Ein-
schluss der Rückständigkeit in der politischen Entwicklung anzuerkennen, wie dies 
in anderen Fällen ethnizistisch definierter Nationsbildung (Tschechien) möglich 
war. Schon Marx glaubte, die deutsche politische Zurückgebliebenheit mit dem 
Anspruch auf Überlegenheit der deutschen Philosophie kompensieren zu müssen. 
Relativierung der Generalisierbarkeit von Brunschwigs Deutschlandinterpretation 
im Hinblick auf andere verspätete Nationen.  
– Deutschland betrieb eine Politik des prononcierten Brinkmanships sowohl in Kri-
sen als auch in der Langfriststrategie. Der Aufbau einer Risikoflotte stellte seit 
1815 die schwerwiegendste Gefährdung der britischen Hegemonialposition dar. 
Unterschied zu den im Vergleich dazu begrenzten Ambitionen Russlands auf dem 
Balkan.  
– Weil die deutsche politische Führung in der Julikrise (1914) die Chance sah, ande-
re Mächte zur Aufgabe eines Verbündeten (Königsmörder) zu zwingen und ihnen 
damit Prestigeverluste und innenpolitische Schwächung beizubringen, und in der 
Julikrise die weitere Gefahr sah, dass Österreich-Ungarn zerfallen könnte, betrieb 
die deutsche Führung Risikopolitik, die sie nur um den Preis eines eigenen Presti-
geverlustes aufgeben konnte. Von diesem Prestigeverlust befürchtete sie eine de 
facto Parlamentarisierung Deutschlands, durch die sie definitiv ihre politische Füh-
rungsrolle verloren hätte.  
– Die Fischer-Kontroverse ist differenziert zu beurteilen. Alle Mächte hatten ähnliche 
Offensivplanungen (Soutou). Nur Deutschland hat aber für den Fall eines Krieges 
von vornherein ein wesentliches Element des europäischen Gleichgewichts ge-
glaubt aushebeln zu dürfen, nämlich mit dem Schlieffen-Plan die Neutralität Belgi-
ens und damit des größeren Gebiets der Rheinmündung.  
– Die Kriegsplanung und Kriegsführung der deutschen Reichsleitung spiegelt die 
Furcht der Kräfte des Ancien Régime vor eigener Dekadenz wider: Kein Prestige-
verlust, also prononciertes Brinkmanship. Krieg als ultimativer Akt, also Bereit-
schaft zu hohem politischem Risiko (Belgien). Präferenz für Niederlage statt Kon-
zessionen mit eventuellem Prestigeverlust, also Sommeroffensive 1918.  
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– Die Kräfte des Ancien Régime 1914 bis 1918 waren politisch in der Auseinander-
setzung zwischen den europäischen Großmächten deshalb unterlegen, weil sie 
bei einem langen Krieg nicht darauf setzen konnten, dass ihre Bevölkerungen sie 
auch in widrigen Situationen als demokratisch legitimiert unterstützen würden. Mit 
Prestigeverlust oder Niederlage war das Schicksal der Kräfte des Ancien Régime 
besiegelt, in Deutschland, in Österreich-Ungarn und in Russland.  
– Bis zum Kriegsende hatte das Ziel des Machterhalts für die deutsche Heeresfüh-
rung Vorrang. Die Kräfte des Ancien Régime in Deutschland schlossen im Oktober 
1918 den Waffenstillstand um nahezu jeden Preis, um die Armee als Bürger-
kriegsarmee nach Deutschland zurückzuführen. 
– Die Schwäche der Bourgeoisie als einer kosmopolitischen, sich globalisierenden 
Klasse liegt  in der Abhängigkeit der Bourgeoisie vom Staat und dessen Schutz für 
Marktunvollkommenheiten, solange nicht die Voraussetzung für Marktstärke von 
Arbeit, nämlich Vollbeschäftigung, gegeben ist.  
4. Die Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre als Ausdruck der Verschärfung 
unterkonsumtiver Tendenzen bei wachsender Produktivität und die 
politische Bedrohung des Kapitalismus: Sieg des Kapitalismus wegen 
politischer Erschütterung durch den Faschismus und wegen 
ökonomischer Herausforderung durch den „real existierenden 
Sozialismus“ 
Fehlende internationale Koordination der Krisenbewältigungsstrategien und Unter-
konsumtion, also die Schwächung der Kräfte der sozialen Reform, blockieren die 
Fortsetzung des Globalisierungsprozesses. Die Krise wird letztlich keynesianisch 
überwunden. Dieser Erfolg bereitet die goldenen 30er Jahre der wohlfahrtsstaatli-
chen Expansion des Kapitalismus nach 1945 vor. 
– Die Reterritorialisierung der Weltwirtschaft durch Weltkrieg und Weltwirtschaftskri-
se der 30er Jahre 
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– Die Begrenzung der politischen Möglichkeiten der sozialreformerischen Kräfte, 
den Ausgleich von Produktions- und Konsumtionskapazität durchzusetzen, durch 
die Ergebnisse des 1. Weltkriegs 
– Die Weltwirtschaftskrise als unterkonsumtionistische Krise des amerikanischen 
Hegemons 
– Die Übertragung von Konjunktur und Krise auf die übrigen kapitalistischen Indust-
rieländer 1919–1932 
– Die Vertiefung der Krise 1929–1932 
– Staatliche Förderung der Nachfrage 1933–1945 
– Die nationalsozialistische Rüstungskonjunktur 1933–1939 
– Weltwirtschaftskrise und die unterentwickelte Welt 
– Das Versailler System ohne Stützungsmächte 
– Die Durchsetzung des amerikanischen Projekts ab 1935 
– Die politisch-gesellschaftlichen Auswirkungen der großen Depression und des 
2. Weltkriegs 
– Aufstieg und Niedergang des real existierenden Sozialismus 
 
4.1. Die Reterritorialisierung der Weltwirtschaft durch Weltkrieg und 
Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre 
Kein politischer Rahmen für die Weltwirtschaft am Ausgang des 1. Weltkrieges we-
gen Rentiersmentalität der politischen Führungsschichten. 
– Hindernisse bei der Wiederherstellung einer freien Weltwirtschaft: Schwierigkeiten 
bei der Bewältigung der Kriegsinflation und Verzögerung der Wiederherstellung 
des Goldstandards oder vergleichbarer Mechanismen der Stabilisierung der Pari-
täten: Währungsunordnung.  
– Hindernisse bei der Wiederherstellung einer freien Weltwirtschaft: Blockierung der 
Liberalisierung des Welthandels durch die amerikanische Hochzollpolitik und pa-
rallele Politiken anderer führender Industrieländer.  
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– Einschränkung der Liberalisierung des Welthandels durch Autarkiebestrebungen 
einschließlich der Entwicklung von entsprechenden Produktionstechnologien, 
Landwirtschaft, Rohstoffsektor.  
– Belastung der weltwirtschaftlichen Beziehungen durch das Problem der Reparati-
onen.  
– Lösungsversuche der Weltwirtschaftskrise durch Hochzollpolitik und Abwertungs-
politik  
– Abschottung regionaler Räume durch koloniale Politiken der Wirtschaftseinheit der 
Kolonialreiche und dadurch Schaffung von weltwirtschaftlichen Einflusszonen.  
– Rückkehr der USA zur liberalen Weltwirtschaft in den 30er Jahren auf der Grund-
lage der schrittweisen Beseitigung von Handelsbarrieren durch Einführung des 
Meistbegünstigungsprinzips (Cordell Hull).  
– Festigung des amerikanischen Projekts durch Einbeziehung des britischen Welt-
reichs 1938.  
– Verbreiterung der Freihandelswelt durch weitere Auflösung von Regionalblöcken 
(Frankreich, Goldblock) und die weltwirtschaftliche Isolierung der kriegsentschlos-
senen Mächte schon vor dem Ausbruch des 2. Weltkriegs.  
– Das Bretton-Woods-System als Ausdruck der Antwort auf Herausforderungen der 
Überwindung der Weltwirtschaftskrise und die Perspektiven der amerikanischen 
Hegemonie.  
4.2. Die Begrenzung der politischen Möglichkeiten der sozialreformerischen 
Kräfte, den Ausgleich von Produktions- und Konsumtionskapazität 
durchzusetzen, durch die Ergebnisse des 1. Weltkriegs  
Niederlage der Arbeiterbewegung im Weltmaßstab durch ihre Spaltung und den Nie-
dergang der Wirtschaften, in denen sie stark war, zugunsten der Wirtschaft, in der sie 
schwach war. 
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– Der 1. Weltkrieg stärkte politisch vorbergehend die Linke in Sieger- und Verlierer-
mächte aus Ablehnung der Kräfte des Ancien Régime. Gleichzeitig schwappte der 
fremdenfeindliche Nationalismus in die Friedenszeit hinüber.  
– Durch den 1. Weltkrieg verschob sich das Gewicht zwischen den verschiedenen 
kapitalistischen Industrieländern. Die USA gelangten von einer Führungsposition 
„unter anderen“ zur Hegemonie. Die Weltkonjunktur wurde von der Wirtschaft be-
stimmt, in der aus historischen Gründen Arbeit als politischer Akteur am 
schwächsten war. Zudem war die amerikanische Arbeiterbewegung noch ge-
schwächt durch die innenpolitische Kampagnen gegen ihre angeblich deutschen 
Ursprünge und der deutschen Ursprünge des „Sozialismus“, die im 1. Weltkrieg 
zur Absicherung des Kriegseintrittes losgetreten wurden.  
– Das Verhältnis zur Komintern, die von der KPdSU geführt wird, spaltete die Arbei-
terbewegung in Europa definitiv. Das bedeutete organisatorische Schwächung. 
Der reformistische Teil der Arbeiterbewegung, der zumindest unter der Wähler-
schaft (nicht in allen Ländern unter der Mitgliederschaft) die Mehrheit der Arbeiter-
bewegung repräsentierte, lag unter kommunistischer Konkurrenz. Die reformisti-
sche Arbeiterbewegung konnte sich deshalb nicht von einer versteinerten 
Marx’schen Theorie lösen, die in lebendiger Praxis die kommunistischen Parteien 
repräsentierten. Die reformistische Praxis der reformistischen Arbeiterbewegung 
blieb daher theorielos. Von der Rechten wurde ihr vorgeworfen, dass sie doch 
letztlich das kommunistische Gesellschaftsmodell unterstütze, obwohl sie überall 
in Kontinentaleuropa zu den stärksten Stützen der repräsentativen Demokratie 
gehörte.  
– Die Oktoberrevolution schürte die Revolutionsfurcht der bürgerlichen Kräfte, die 
tendenziell zum Verzicht auf Demokratie bereit waren, falls dies die Stabilität des 
gesellschaftlichen Systems und der Eigentumsverhältnisse gewährleistete.  
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4.3. Die Weltwirtschaftskrise als unterkonsumtionistische Krise des 
amerikanischen Hegemons  
Die Hegemonie des Wirtschaftsliberalismus in den USA erzeugte Unterkonsumtion. 
Die Produktivität wuchs schneller als die Produktion wegen der Schwäche von Arbeit 
1921–1929. 
– Überblick über Krisenerklärungen in den 30er Jahren.  
– Präsentation des Grundmodells keynesianischer Wachstumstheorie: Die Netto-
ausgaben für Investitionen (unabhängig von deren Produktivität) bestimmen die 
Nettoprofite. Erweiterung um Variation des Kapitalkoeffizienten und zusätzliche 
Nachfrageelemente. Begründung der These: langfristig Ausgleich von Produkti-
ons- und Konsumtionskapazität nur bei steigenden Reallöhnen.  
– Investitionen hängen vom technischen Fortschritt, der Erweiterung der Nachfrage 
und defensiv auch wiederum von der Erhöhung der Arbeitskosten ab.  
– Ohne steigende Realeinkommen setzt sich vorrangig rationalisierender und Ar-
beitsplätze vernichtender technischer Fortschritt durch. Begründung der These: 
Bei sinkender Kapitalproduktivität relativ krisenfreies Wachstum, weil Verteilungs-
verschiebung zugunsten von Kapital für Gesamtnachfrage unproblematisch, bei 
steigender Kapitalproduktivität Anfälligkeit für Unterkonsumtionskrisen.  
– Steigende Realeinkommen erweitern direkt und indirekt die Nachfrage durch hö-
heren Konsum und höhere defensive Investitionen.  
– Wachstumstendenzen der amerikanischen Wirtschaft vor 1914: Auftreten großer 
Instabilität.  
– Die amerikanische Wirtschaft in den zwanziger Jahren: geringes Wachstum trotz 
neuer Industrien. Geringer Investitionsbedarf der neuen Industrien. Kein Anstieg 
des Anteils der verarbeitenden Industrien am Nettosozialprodukt.  
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– Die Produktivität wuchs in den USA rascher als die Produktion. Steigende Arbeits-
produktivität und steigende Kapitalproduktivität bei geringem zusätzlichem Investi-
tionsbedarf und damit geringen Multiplikatorwirkungen. Ökonomische und politi-
sche Konsequenzen der Rationalisierung.  
– Rationalisierung und das Wachstum der Branchen der dauerhaften Konsumgüter: 
Demokratisierung des Verbrauchs dauerhafter Konsumgüter und Instabilität die-
ses Elements der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage in Krisen.  
– Auslaufen eines zusätzlichen Investitionsbooms gegen Ende der 20er Jahre, der 
zunächst die Lücke beim Wachstum der Massennachfrage schließen konnte.  
– Nur vorübergehende Steigerung der Nachfrage von mittleren und höheren Ein-
kommensschichten nach Wohnraum und Bauten.  
– Stagnierender Anteil der staatlichen Nachfrage als kompensierendes Element.  
– Geringes Wachstum des außenwirtschaftlichen Überschusses als kompensieren-
des Element in der Folge der amerikanischen Hochzollpolitik.  
– Instabilität der Nachfrage aus Arbeitseinkommen aufgrund zunehmender Finanzie-
rung durch Konsumentenkredite (prozyklische Entwicklung des Konsumentenkre-
dits).  
– Geringe Einkommenssteigerungen der Landwirtschaft bei wachsenden Export-
schwierigkeiten und steigender Produktivität als Folge der Chemisierung und Me-
chanisierung der Landwirtschaft; dabei geringer zusätzlicher Kapitalbedarf.  
– Die Masseneinkommen stiegen deutlich langsamer als die Produktivität in den 
USA. Sinkende Lohnquote trotz steigenden Anteils der abhängig Beschäftigten an 
den Erwerbstätigen. Dabei zugleich dann auch wegen stärker ungleicher Einkom-
mensverteilung steigende Sparneigung.  
– Hinwendung zur Börsenspekulation als Folge der Verschärfung der Einkommens-
verteilung.  
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– Ursachen der Krise  
1. Zu langsame Akkumulation.  
2. Schwäche der Arbeiterbewegung und zu geringe Steigerung der Realeinkom-
men.  
Im Weltvergleich zwar weit über dem Durchschnitt liegende, aber für die Produktivi-
tätsentwicklung der USA zu geringe Realeinkommen haben verhindert, dass in den 
USA in den 20er Jahren für die Produktivitätsentwicklung ausreichende Konsumstei-
gerungen der Masse der Haushalte durchgesetzt werden konnten.  
4.4. Die Übertragung von Konjunktur und Krise auf die übrigen 
kapitalistischen Industrieländer 1919–1932 
Wegen der weltwirtschaftlichen Dominanz der amerikanischen Wirtschaft konnten 
sich die anderen kapitalistischen Industrieländer nicht von den stagnativen Tenden-
zen der amerikanischen Wirtschaft abkoppeln.  
– Ein Abbau der Verschuldung der europäischen Industrieländer hätte erfordert, 
dass die USA mehr importierten, als sie exportierten. Die USA haben dies durch 
eine Hochzollpolitik vereitelt. Die europäischen Industrieländer haben dies aber 
nicht durch eine niedrigere Bewertung ihrer Währungen zu unterlaufen versucht.  
– Die europäischen Industrieländer haben das Problem ihrer Verschuldung und ih-
res Rangs innerhalb der kapitalistischen Welt zu lösen versucht, indem sie durch 
die Festsetzung hoher Wechselkurse für ihre Währungen den internationalen Wert 
ihrer Produkte hoch ansetzten und damit das Mengenwachstum ihrer Exporte be-
schränkten (und wegen der Politik der USA keine andere Wahl hatten). Die Lö-
sung der Abwertung musste gerade von den Schuldnerländern mit Argwohn be-
trachtet werden, da sie im Fall einer Abwertung eine Erhöhung ihrer Schuldenlast, 
gemessen in nationaler Währung, befürchten mussten. 
– Die europäischen Industrieländer haben in dem Maße, in dem ihre Position als 
Schuldner bzw. Gläubiger schwach war, versucht, durch massive Investitionen 
gegenüber den USA aufzuholen. Sie erhöhten, so vor allem in Deutschland nach 
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den ersten Nachkriegsjahren, die Akkumulationsrate zu Lasten des Konsums. Da-
bei schränkten sie binnenwirtschaftlich die Konsumtionskapazität gegenüber der 
rasch expandierenden Produktionskapazität ein. Durch Hereinnahme amerikani-
schen Kapitals trugen sie zum vorübergehenden Ausgleich ihrer Zahlungsbilan-
zen, nicht aber zwischen Produktions- und Konsumtionskapazität bei. Sobald we-
gen der binnenwirtschaftlichen Entwicklung in den USA dieses Leihkapital zurück-
gezogen wurde, trat ein Defizit in der Zahlungsbilanz auf, zu dessen Bekämpfung 
eine Senkung der Kosten, vor allem der Arbeitskosten, angestrebt wurde und sich 
die Schere zwischen Produktions- und Konsumtionskapazität weiter öffnete.   
– Die Vorherrschaft der USA auf dem Gebieten des Produktivitätswachstums nahm 
angesichts der amerikanischen Außenwirtschaftspolitik die Form von Handelsbi-
lanzüberschüssen der USA an. Sie wurden von anderen Ländern hingenommen, 
weil die USA die Zahlungsbilanzdefizite der Partner mit Kapitalexporten ausgli-
chen. Dies entsprach der Klassenstruktur der USA, in der als einzige Form der 
Beschäftigungsförderung der Protektionismus durchsetzbar war, der auch die Pro-
fitrate der Unternehmen stützte.  
– Dadurch wurde eine angesichts der unterschiedlichen Inflationsraten während des 
Weltkriegs (hoch in den Verlierern, immer noch hoch in den Siegern mit eigenen 
großen militärischen Anstrengungen, niedrig in den Lieferanten – USA – der Sie-
ger, wie den USA) notwendige Anpassung der Wechselkurse blockiert. In der Fol-
ge stieg der Anteil der USA nicht nur am Weltexport und ging trotz begrenzten 
Aufholens der Kriegsländer auch an der Weltproduktion nur langsam zurück.  
– Trotz niedrigen Wachstums im Vergleich zur Trendlinie konnten die europäischen 
Wirtschaften den in den USA erzielten technischen Fortschritt wenigstens teilwei-
se nutzen. Hindernis waren ihre sehr viel kleinere Binnenmärkte, die die Revoluti-
onierung des amerikanischen Maschinenbaus durch Special-Purpose-Maschinen 
nicht erlaubten. Dabei Aufrechterhaltung des deutschen Wettbewerbsvorteils bei 
(klein- und mittelbetrieblich produzierten) Sondermaschinen als Grundlage der 
späteren Dominanz Deutschlands in der Weltmaschinenproduktion.  
– In Großbritannien konnte sich die City durchsetzen und den Kampf um die Vor-
kriegsparität des englischen Pfundes zum vorrangigen Ziel der Wirtschaftspolitik 
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machen. Die Folge waren Stagnation und schon vor der Weltwirtschaftskrise hohe 
Arbeitslosenquoten trotz des schon vor der Krise eingeleiteten Aufbaus der neuen 
Industrien.  
– Die Nominallöhne waren in Großbritannien in Dollarparität zu hoch, reichten aber 
wegen der Überbewertung des Pfundes nicht, um binnenwirtschaftlich gestützte 
Vollbeschäftigung auszulösen.  
– Auch in Deutschland war eine negative Handelsbilanz und nur beschränkte Wett-
bewerbsfähigkeit bei gleichzeitiger Unterkonsumtion kennzeichnend. Daraus 
ergab sich trotz zeitweiliger Positivierung der Handelsbilanz keine Möglichkeit der 
effektiven Rückzahlung der Schulden. Deutschland zahlte Schulden durch kurz-
fristigen Kapitalimport, der krisenanfällig war.  
– Deutschland partizipierte an der Rationalisierung. Dadurch hoher Anstieg der Pro-
duktivität 1924–28.  
– Angesichts der geringen Investitionstätigkeit und der dabei hohen Kapitalprodukti-
vität und des geringen Anstiegs des öffentlichen Verbrauchs ist die Borchardt-
These der Überkonsumtion während der Weimarer Republik zu relativieren.  
– Schrumpfendes Nachfragepotential der Landwirtschaft in Deutschland.  
– Instabile vorübergehend kompensierende Nachfrageelemente in Deutschland.  
– Instabiler Charakter von Wachstum auf der Grundlage von Dutch Disease in tech-
nisch rückständigen Ländern, hier den „aufholenden“ kapitalistischen Industrielän-
dern.  
– Die Unhaltbarkeit gleichzeitig überbewerteter Währungen und wirtschaftlichen 
Aufholens bei hoher Kapitalproduktivität und niedrigen Masseneinkommenssteige-
rungen wurde durch das Problem der Bezahlung der Reparationen noch ver-
schärft.  
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– Die USA schufen durch ihre Verletzung der Rolle des Hegemons, der Absatzmärk-
te für andere schafft, Anreize für diese anderen, sich bei Dutch Disease zu sanie-
ren und dabei selbst die unterkonsumtiven Tendenzen im Weltsystem zu ver-
schärfen, die zu deflationistischer Modernisierung führten.  
– Das System de facto paralleler Deflation wurde vor der Krise durch Finanzkapital-
exporte, teilweise durch ausländische Direktinvestitionen aus den USA aufrecht-
erhalten. Fielen in den schwächeren deflationistischen Wirtschaften die mikroöko-
nomischen Anreize für den Transfer von Kapital von außen weg, musste das Sys-
tem zusammenbrechen.  
– Diskussion der empirischen Grundlagen widersprechender Erklärungen der Welt-
wirtschaftskrise der 30er Jahre: Die auf monetaristische Elemente und krisenver-
schärfende Strategien im Bereich der Geldpolitik abzielenden Erklärungen neh-
men die zur Krise schon hinführenden Tendenzen bei den „Basics“ der makroöko-
nomischen Daten nicht ausreichend wahr, weil sie an die Wirkung der Geldpolitik 
in der Krise glauben.  
4.5. Die Vertiefung der Krise 1929–1932 
– Wegfall des raschen Verfalls der Preise im Verhältnis zu den Löhnen in den USA 
und Deutschland als Folge der Herausbildung von Oligopolen durch die Rationali-
sierung. Diskussion insbesondere Sohn-Rethels über die neue Starrheit der Preise 
in der Krise. Die Unternehmer konnten den bisherigen krisenbereinigenden Me-
chanismus der Entwertung des Kapitals in der Krise blockieren. Herausarbeitung 
des Widerspruchs zwischen neoklassischer Theorie und Aufstieg von Oligopolen.  
– Wirksamkeit der traditionellen Mechanismen der Krisenbereinigung bei steigenden 
Reallöhnen trotz Arbeitslosigkeit wegen der einseitigen Starrheit der Nominallöhne 
gegenüber den Preisen in Großbritannien, und, allerdings verbunden mit anderen 
Strategien, auch in Schweden.  
– Scheitern der Deflationspolitik in Deutschland.  
– Scheitern neoliberaler Orthodoxie in den Ländern des Goldblocks.  
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4.6. Staatliche Förderung der Nachfrage 1933–1945  
Staatliche Nachfragepolitik setzt zwar nicht die Mitwirkung der Unternehmer voraus, 
aber ein politisches und ökonomisches Klima, bei dem die Unternehmer die Stärkung 
der öffentlichen und der Massennachfrage nicht als Vorspiel zu einer Umwälzung 
des gesellschaftlichen und politischen Systems interpretieren. Über ihre Ängste ha-
ben die Unternehmer Vetomacht gegenüber einer keynesianischen Krisenüberwin-
dungspolitik. Eine als politische Garantie gegen den Aufstieg der Arbeiterbewegung 
angesehene, gar terroristisch gegen Arbeit vorgehende Regierung kann wirtschaftli-
chen Erfolg haben, eine von den politischen Organisationen der Arbeiter durchge-
setzte eher nicht. Da die einzelwirtschaftlichen Interessen der Unternehmer nicht für 
eine keynesianische Politik sprechen und die Begründung einer solchen Politik mit 
den Beschäftigungsinteressen von Arbeit sie politisch nicht durchsetzbar machen, 
gibt es wenig Chancen für ihre politische Durchsetzbarkeit. Einer der Rechtferti-
gungsgründe für eine gleichwohl durchsetzbare keynesianische Politik ist die Rüs-
tung. Dazu muss sich Big Business von der manchesterliberalistischen Orientierung 
einer friedlichen Handelswelt lösen. Das gelang in Deutschland unter dem hegemo-
nialen Einfluss der weltpolitischen Erklärungsmuster des Ancien Régime auf der 
Rechten und der Mitte.  
– Das Scheitern der Volksfrontpolitik in Frankreich. Keynesianisch richtige wirt-
schaftliche Politik der Krisenüberwindung auf der Grundlage gleichzeitig die Krise 
verschärfender politischer Machtverschiebung: Der Investitionsstreik der Unter-
nehmer ist ihren politischen Befürchtungen geschuldet und Ausdruck fehlenden 
Vertrauens in die Stabilität des politischen Systems. Konsistenz mit der ökonomi-
schen Theorie über die Rolle von Erwartungen.  
– Der eklektische Charakter der New-Deal-Politik in den USA mit wesentlichen Poli-
tikbereichen.  
– Die großen Möglichkeiten zur Stärkung der Arbeiterbewegung in den USA in den 
30er Jahren.  
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– Die Schwierigkeiten der Einbindung der Unternehmer in das keynesianische 
Wachstumsbündnis in den USA und die Gegensätze innerhalb der Unternehmer-
schaft.  
– Die Schwierigkeiten des Anspringens der Investitionskonjunktur auf der Grundlage 
der Ausweitung der Massennachfrage am Beispiel der USA.  
– Die „Erlösung“ durch die Kriegskonjunktur in den USA.  
– Die beispiellosen Steigerungen von Produktion und Beschäftigung auf der Grund-
lage der in der Krise unausgelasteten Kapazitäten in der US-Kriegskonjunktur seit 
dem Beginn des 2. Weltkriegs.  
– Die rasche Expansion der amerikanischen Industrie während des 2. Weltkriegs auf 
der Grundlage nicht zuvor ausgebildeter Arbeitskräfte widerlegt das Argument, 
dass die Ausbildung der Arbeitskräfte eine Wachstumsschranke darstelle, die 
keynesianische Politik nicht überwinden kann.  
4.7. Die nationalsozialistische Rüstungskonjunktur 1933–1939 
Für Rüstung akzeptierten Big Business und der Mittelstand Keynesianismus. Die 
Rüstungskonjunktur erforderte nicht die spätere Bezahlung durch einen Ausplünde-
rungskrieg. 
– Widerlegung, dass Faschismus die vom Großkapital in seinen wirtschaftlichen In-
teressen durchgesetzte Politik der Verbesserung der Verwertungsbedingungen 
des Kapitals ist. Faschismus hat völlig unterschiedliche Politiken, die nicht in allen 
Fällen auf die Absenkung der Arbeitskosten ausgerichtet sind, wie in der marxisti-
schen These impliziert.  
– Faschismus ist in Deutschland die für Kapital akzeptable Form der Beschäfti-
gungsförderung. Die zuvor von den Gewerkschaften (Baade, Woytinsky) vorge-
schlagene Beschäftigungsförderung scheiterte an neoliberaler, aber auch marxis-
tischer (Hilferding) Orthodoxie.  
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– Faschismus ist damit die von den politischen Gegnern des Aufstiegs der Arbeiter-
bewegung manipulativ geförderte Form der Domestizierung von Arbeit angesichts 
deren neuen Widerstandsmöglichkeiten. Deren Ausmaß wurde nach der Oktober-
revolution in Russland als systemgefährdend angesehen. Die ideologische Band-
breite jenseits der Ablehnung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit im Fa-
schismus ist Folge der zugedachten Funktion von Ideologie: Der sozialistischen 
Gefahr, die sich auf Demokratie stützen kann, muss das Wasser abgegraben wer-
den bzw. muss ihr durch Terrorismus die Organisationsbasis genommen werden.  
– Antisemitismus ist Teil der am Ende des 19. Jh. beobachteten Strategie der Kräfte 
des Ancien Régime auf dem europäischen Kontinent, den politischen Aufstieg der 
Massen (Wahlrechtserweiterung) manipulativ abzuwehren. Faschismus braucht 
einen äußeren Feind. Dass der äußere Feind allerdings das Judentum ist, ist zu-
nächst eher zufällig wegen dessen gesellschaftlicher und räumlicher Nähe. Fa-
schismus ist grundsätzlich fremdenfeindlich.  
– Gegenüber der konkreten Ausprägung der faschistischen Ideologie waren die 
Kräfte des Ancien Régime, Armee, Bürokratie, willfährig. Sie mögen später den 
Holocaust abgelehnt haben, gegen die Ausgrenzung der Juden waren sie nicht. 
Sie waren durchaus bereit, die Linke niederzuschlagen, nicht aber die Nazibewe-
gung. Schleichers Plan wurde abgelehnt, anders als die Niederschlagung der Ro-
ten bis 1923. Die Mittelschichten waren nicht aufgrund ihrer ökonomischen Inte-
ressen faschistisch, sondern wurden faschistisch gemacht, um ihre Positionsinte-
ressen gegenüber der Arbeiterbewegung zu verteidigen.  
– Es gibt kein einheitliches Programm faschistischer Wirtschaftspolitik. Im deut-
schen, aber nicht in allen anderen Fällen, wurden die neoliberalen Bedenken ge-
gen zu viel Staatsintervention wegen der Zielsetzung der Mobilisierung aller Kräfte 
für die Kriegsvorbereitung verdrängt.  
– Sobald die Unternehmer sich über Stärkung der Nachfrage (nicht nur durch die 
vom nationalsozialistischen Staat getätigten Ausgaben, sondern auch durch die 
konjunkturelle Belebung der Weltwirtschaft gegen 1937) besser „fühlten“, gingen 
sie auf vorsichtigen Konfliktkurs zur Kriegsvorbereitungspolitik. Interpretation der 
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Krise 1937/38 im Zusammenhang mit dem zweiten Vierjahrplan und der Intensi-
vierung der Kriegsvorbereitungen der Wehrmacht.  
– Die konjunkturelle Wiederbelebung als Folge staatlicher Ausgaben. Staatliche 
Ausgaben führten über die Erhöhung der Beschäftigung auch zur Steigerung der 
Reallöhne im nationalsozialistischen Deutschland. Diese waren aber im deutschen 
Fall durch die sehr hohe Anhebung des staatlichen Konsums – also nicht des un-
ternehmerischen Profits – begrenzt, wenn auch nicht blockiert.  
– Das Argument, die konjunkturelle Belebung sei nur über Schulden bewirkt worden, 
zielt auf eine Begründung der Unausweichlichkeit eines Raubkriegs und damit 
auch der Unmöglichkeit der Durchsetzung keynesianischer Politik ohne Raub-
krieg. Tatsächlich ist die deutsche Auslandsverschuldung nicht gestiegen. Im Hin-
blick auf Stagnationstendenzen des Kapitalismus im späten 20. Jh. ist die damali-
ge insgesamt geringe Kompensation der Schulden durch die private Ersparnis zu 
beleuchten.  
– Das Staatsdefizit führte zu Gewinnen der Privaten, je mehr sich die Wirtschaft der 
Vollbeschäftigung annäherte. Dies bestätigt die keynesianische Kreislaufbetrach-
tung auch quantitativ.  
– Wegen der Zusammensetzung der Nachfrage des Staats (Rüstung, Rohstoff-
autarkie) war die Kapitalbildung in Sektoren hoch, die bei einer Öffnung der Wirt-
schaft gegenüber dem Weltmarkt nicht mehr rentabel blieben. Daraus Konflikt in 
der Wirtschaft über die Beteiligung an der Liberalisierungspolitik, zu der die USA 
und Großbritannien Deutschland als wirtschaftliche Großmacht Ende der 30er 
Jahre einluden. Politischer Erfolg der Anhänger der Kriegspolitik in Deutschland zu 
einem Zeitpunkt, zu dem die wirtschaftlichen Voraussetzungen der späteren Anti-
hitlerkoalition schon geschaffen waren.  
– Die besonderen Züge der NS-Wirtschaftspolitik waren für den Beschäftigungser-
folg der staatlichen Nachfragesteigerung nicht konstitutiv. Sie waren aber für de-
ren politische Durchsetzbarkeit in Deutschland notwendig.  
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4.8. Weltwirtschaftskrise und die unterentwickelte Welt  
Massiver Fall der Terms-of-Trade und Verarmung führten gleichwohl nicht zu einer 
„imperialistischen“ Lösung, weil die Eingliederung der Dritten Welt in das kapitalisti-
sche Weltsystem von einer expandierenden Nachfrage im Zentrum abhängt. 
– Sinkende Kaufkraft der unterentwickelten Welt schon in den 20er Jahren durch 
sinkende Terms-of-Trade.  
– Wenig Kapitalexport seitens der kapitalistischen Industrieländer in den 20er Jah-
ren.  
– Nur langsames Wachstum in kapitalistischen Industrieländern behindert Wachs-
tum von Exporten der unterentwickelten Welt.  
– Kapitalexport aus kapitalistischen Industrieländern, gegen Imperialismustheorie, 
Folge des Nachfragewachstums in kapitalistischen Industrieländern, nicht Folge 
von Profitratenfall.  
– Zusammenbruch von Rohstoffpreisen und Kapitalimport aus dem Zentrum wäh-
rend der Weltwirtschaftskrise, bei relativ stabilen Exportmengen trotz Krise.  
– Fehlinterpretation der Möglichkeit der Nutzung der Kolonialreiche für den wirt-
schaftlichen Aufschwung durch Reservierung kolonialer Absatzmärkte. Auch re-
servierte Märkte stützen den Absatz nicht, so lange sie durch niedrige Einkommen 
gekennzeichnet sind. Sinkende Absatzmöglichkeiten durch sinkende Terms-of-
Trade nicht theoretisch reflektiert in Strategien kolonialer Großraumpolitik. Gleich-
wohl Beginn von Maßnahmen zur Preisstabilisierung für Rohstoffe, die nach dem 
2. Weltkrieg wichtig wurden für die Rohstoffpreissteigerungsstrategien der unter-
entwickelten Welt.  
– Keine hohen Kapitalexporte der kolonialen Zentren in ihre Kolonialreiche trotz 
„Kapitalverwertungsproblemen“ in den 30er Jahren. Das Argument, dass Kapital-
export in der Krise die Imperialismustheorie bestätige, stützt sich auf gegenüber 
dem Erlahmen des privaten Kapitalexports beachtliche staatliche Kapitalexport-
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programme der kolonialen Inwertsetzung. Ihr Umfang konnte in den 30er Jahren 
den Wegfall der privaten Kapitalexporte in Höhe der 20er Jahre nicht kompensie-
ren.  
– Clearinggeschäfte als Substitut für die Währungsunordnung in der Weltwirtschaft. 
Clearinggeschäfte fördern wegen der Aufteilung der Vorteile aus den gegenseiti-
gen Geschäften die Beherrschung kleiner Länder durch große in sogenannten 
Wirtschaftsblöcken.  
– Clearing fördert den Handel zwischen Wirtschaften unterschiedlichen Entwick-
lungsstands, sogenannten komplementären Handel. Clearing behindert die Kon-
kurrenz und fördert Marktmacht, also Ausschluss von substitutivem Handel.  
– Erfolgreiche Aneignung von Nachfrageimpulsen im Aufschwung und Mehrwert im 
Boom durch das nationalsozialistische Deutschland in seiner Einflussregion in Mit-
telosteuropa.  
– Japans Region imperialer Expansion deckte sich nicht mit der Region japanischer 
Handelsexpansion. Japans Exportoffensive in der unterentwickelten Welt auf der 
Grundlage einer unterbewerteten Währung als erster Fall der Globalisierung über 
exportorientierte abwertungsgetriebene Industrialisierung.  
– Aggressive und kolonialreformistische Formen kolonialer Großraumwirtschaftspoli-
tik.  
– Das Scheitern der englischen Reichszollpolitik wegen unzureichender Absatz-
märkte für Rohstoffe in einem industriell zu kleinen Großbritannien und die Suche 
der Kolonien nach neuen Absatzmärkten.  
– Die USA als wirtschaftlicher Erbe des britischen Kolonialreichs und Vertiefung der 
Ablösung des britischen durch den amerikanischen Einfluss.  
– Der Einfluss der britischen Außenpolitik auf die amerikanische und die Nutzung 
des britischen weltweiten Einflusses durch die amerikanische aufsteigende Au-
ßenpolitik: Hegemoniewechsel ohne hegemonische Krise.  
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4.9. Das Versailler System ohne Stützungsmächte  
– Versailles hatte keine Grundlage der Legitimität, vergleichbar mit der Lösung der 
Legitimitätsfrage im Wiener System. Der „demokratische“ Friede war nicht möglich 
wegen der sicherheitspolitischen „realistischen“ Positionen des Ancien Régimes, 
die auch bei den europäischen Siegermächten dominierten.  
– Versailles ein Frieden, der für die Besiegten zu hart und gleichzeitig zu weich war 
und damit Revision herausforderte.  
– Die militärisch stärksten Mächte blieben als Garantiemächte dem Versailler Sys-
tem fern. Die im Versailler System vorgesehenen Mechanismen der Systemstabi-
lisierung wurden durch Kooperation einer kleinen Gruppe insgesamt niedergehen-
der Großmächte unter Führung Großbritanniens ersetzt.  
– Das Versailler System war in den Augen der Führungsmächte des Staatensys-
tems illegitim, weil es seine einzig möglichen Prinzipien, nämlich den demokrati-
schen Frieden durch Selbstbestimmungsrecht der Völker, gegenüber mehreren 
Ländern, darunter Deutschland, Ungarn, verletzte. Deshalb relativ früh, aber für 
das demokratische Deutschland zu spät, Bereitschaft wichtiger Siegermächte zur 
friedlichen Revision. 
– Revisionsbestrebungen der Verlierer und Habenichtse waren zulässig, wenn sie 
mit „letztlich“ friedlichen Mitteln durchgesetzt wurden und das Selbstbestimmungs-
recht nicht verletzten. Daraus aus „moralischen“ Bedenken keine Verteidigung des 
Versailler Systems durch seine Garantiemächte.  
– Noch Beschränkung des Selbstbestimmungsrechtes im Verhältnis zum als „rück-
ständig“ und damit zur Selbstregierung unfähigen Afrika. Partielle Geltung für Asi-
en.  
– Der Wendepunkt in Asien lag 1931 beim Beginn der japanischen Aggression in 
China. Gegen diese Aggression waren Großbritannien und die USA zur Koopera-
tion bereit.  
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– Der Wendepunkt in Europa lag zwischen dem Münchener Abkommen und der 
Besetzung Tschechiens im März 1939, darauf folgend Garantieerklärung für Polen 
und Entschluss der Westmächte, gestützt zunächst auf wirtschaftliche amerikani-
sche Unterstützung, Hitlerdeutschland zu besiegen.  
– Die Appeasement-Politik (Großbritanniens) war Ausdruck der Festlegung Großbri-
tanniens (und der USA) auf die Zulassung von Revision mit friedlichen Mitteln zur 
letztlichen Festigung des ursprünglich in Versailles intendierten demokratischen 
Friedens.  
– Die Appeasement-Politik war Grundlage der nationalen Geschlossenheit in „Bri-
tain’s Finest Hour“ (Ferguson) und damit eine Voraussetzung der raschen Trans-
formation der anglo-amerikanischen Koalition zur Aufrechterhaltung einer freien 
Weltwirtschaft in eine militärische Koalition zur Niederwerfung der faschistischen 
Mächte.  
– Ob die Appeasement-Politik auf einem Missverständnis deutscher Außenpolitik 
beruhte, ist diskussionswürdig. Wahrscheinlich hat die Frage der Interpretation der 
deutschen Außenpolitik weniger als die Orientierung an den Prinzipien des demo-
kratischen Friedens eine Rolle gespielt. Die vielen Kriegserklärungen Hitlers sind 
im Lichte des va-banque-Verhaltens des Diktators zu relativieren. Die Blitzkriegs-
strategie war von allem Anfang auf der Erwartung einer längerfristigen militäri-
schen Unterlegenheit Deutschlands aufgebaut. Der „Irrtum“ bestand in der Vo-
raussage des Zeitpunkts ihres Eintretens und der Belanglosigkeit der bis dahin er-
zielten deutschen „Geländegewinne“ für die Auswirkungen der angelsächsischen 
Überlegenheit auf den Kriegsverlauf (de Gaulle, 18. Juni 1940). In der Literatur 
wenig diskutiert: Deutschland betrieb keine Vorbereitung seiner Rüstung für eine 
Invasion Großbritanniens (Reichweite und Flugdauer der Luftwaffe, Verzicht auf 
Flugzeugträger, die Japan ja baute). Ob Hitler schon im Osten Frankreichs oder 
am Kanal gestoppt werden konnte, wie es tatsächlich geschah, lässt sich nicht in 
den Strategien der Außenpolitik der Westmächte abbilden. Militärisch überlegen 
war Deutschland 1939 im Westen zunächst sichtbar nicht. Es wandte aber besse-
re Taktiken (Panzerkonzentration) an, die im Übrigen auch im Westen, unter ande-
rem von de Gaulle, gefordert worden waren.  
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– Die Niederlage der faschistischen Mächte war von vornherein unausweichlich. 
Ökonomisch war die Antihitlerkoalition im Westen schon 1938 entstanden. Nur die 
von keinem Mitspieler einkalkulierte Weltfremdheit eines Teils der deutschen Füh-
rung führte zum Kriegsausbruch, der trotz der in Deutschland ideologischen He-
gemonie eines extremen Nationalismus und des Antisemitismus (gegen die Ideo-
logien des demokratischen Friedens) auch in der deutschen öffentlichen Meinung 
anders als der Ausbruch des 1. Weltkriegs nicht populär war. Es lag nicht an der 
Ablehnung von Antisemitismus und Nationalismus durch die öffentliche Meinung, 
dass diese dem Krieg skeptisch gegenüberstand, sondern an der Person des Dik-
tators, dass sich Hitler gegen die öffentliche realistischere Meinung für den Krieg 
entschied. 
– Der 2. Weltkrieg endete mit der Bestätigung und Vertiefung der Prinzipien, die ei-
gentlich in Versailles hätten durchgesetzt werden sollen. Dort, wo das Selbstbe-
stimmungsrecht aus Gründen der Aufrechterhaltung des europäischen Gleichge-
wichts verletzt worden war, wurde die Bevölkerungsverteilung den Prinzipien des 
Gleichgewichts angepasst. Österreich wollte selbst nicht mehr Teil Deutschlands 
bleiben. Die Ostgrenze Polens entsprach der Curzon-Linie, die nach den Sieger-
mächten schon 1919 die Ostgrenze Polens hätte sein sollen, und berücksichtigte 
die Absprachen mit Russland vor der Oktoberrevolution im 1. Weltkrieg im Hinblick 
auf Galizien, Nordbukowina, Baltikum und Moldawien zugunsten einer Sowjetuni-
on, die innerhalb des Systems der Großmächte erneut den Rang Russlands er-
hielt. Deutschlands territorialer Status sollte jede weiteren Versuche auf Hegemo-
nie unterbinden und Polen eine für Verteidigung günstige Grenze geben.  
– Der 2. Weltkrieg bestätigte die Fragilität der völkisch-nationalistischen Integration 
der Massen gegenüber der demokratisch-liberalen. Die demokratischen Mächte 
des Westens konnten ihren Völkern erheblich höhere Opfer, z. B. bei der Mobili-
sierung von Arbeitskraft für die Rüstungsproduktion, abverlangen als die faschisti-
schen trotz der terroristischen Methoden, die die faschistischen anwandten. Das 
nationalsozialistische Deutschland hat sein eigenes Arbeitskräftepotential weniger 
mobilisieren können als das demokratische England. Das nationalsozialistische 
Deutschland konnte sich zu keinem Zeitpunkt Churchills Angebot von „Blut, Sand 
und Tränen“ leisten. Goebbels wusste das. 
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4.10. Die Durchsetzung des amerikanischen Projekts ab 1935  
– Mit Weltbank und Internationalem Währungsfonds Gründung von Institutionen, die 
an der Stelle des Goldstandards einen neuen Rahmen für die Weltwirtschaft 
schaffen sollten, damit institutioneller Wandel zur Erreichung der im Hochimperia-
lismus angestrebten Globalisierung der Weltwirtschaft. Dabei Gegensätze zwi-
schen einem keynesianischen und einem liberalen Konzept zwischen Großbritan-
nien und den USA. Unüberwindbarkeit dieses Gegensatzes im Fall der internatio-
nalen Handelsorganisation.  
– Vertiefung des Projekts einer freien Weltwirtschaft durch Zonen regionaler Integra-
tion, von Vorbereitung kriegszerstörter Wirtschaften auf ihre Öffnung, mit später 
nutzbaren institutionellen Regelungen zugunsten schwächerer Ökonomien (Dritte 
Welt).  
– Entwicklung der Internationalisierung der Bankenaufsicht als Antwort auf den 
Übergang vom Goldstandard zum Buchgeldsystem, zuerst gegenüber den Zent-
ralbanken, erst spät dann gegenüber den Geschäftsbanken, in enger Kooperation 
zwischen den USA und den sich in Einigung befindlichen europäischen Ländern.  
– Entwicklung des Welthandels bis zur „Globalisierung“ (mit insgesamt hohen 
Wachstumsraten vor der eigentlichen Zeit der Globalisierung).  
– Entwicklung des internationalen Kapitalverkehrs bis zur „Globalisierung“.  
– Der „Schönheitsfehler“ kurzfristiger Finanztransaktionen und deren Rolle in einem 
System flexibler Wechselkurse. Aufrechterhaltung des Trends in der Entwicklung 
der Paritäten und damit Freistellung der Subjekte der realen Außenwirtschaft (Un-
ternehmen) von nur spekulativen Auswirkungen von Wechselkursschwankungen.  
4.11. Die politisch-gesellschaftlichen Auswirkungen der großen Depression 
und des 2. Weltkriegs  
– Übergang zum umfassenden institutionellen Ausbau des Wohlfahrtsstaats  
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– Entwicklung von Instrumenten zur umfassenden Beobachtung kapitalistischer 
Wirtschaften aus ihren Vorläufern.  
– Entwicklung von Instrumenten der Konjunkturbeeinflussung.  
– Vorläufig definitive Diskreditierung der völkisch-nationalistischen Instrumente der 
Massenintegration. Ende der faschistisch-rassistischen Option der Kräfte des An-
cien Régime. Das schließt nicht aus ein Weiterwirken vieler Elemente des Ancien 
Régime wie korporatistische Überlegungen in den Sozialreformplänen des Gaul-
lismus. Diese sind aber minoritär. Bis in die 70er Jahre gilt: Nicht nur formale De-
mokratie, sondern staatliche Verantwortung für Vollbeschäftigung und damit Em-
powerment von Arbeit als einzige Alternative zur sozialen Revolution.  
– Aufstieg der christdemokratischen Parteien in den kontinentaleupopäischen Län-
dern und Eingang des Gedankenguts der sozialen Sicherung in die politischen 
Konzeptionen der konservativen Parteien in den anderen kapitalistischen Indust-
rieländern.  
– Sozialdemokratisches Ende der Revolutionserwartung und des Glaubens an alter-
native Entwicklungswege bei gleichzeitiger Bread-and-Butter-Beteiligung am Pro-
duktivitätsfortschritt. Definitive Priorität der Demokratie für die sozialistischen und 
sozialdemokratischen Parteien und wenigstens Anerkennung deren ideologischer 
Hegemonie in der orthodox-kommunistischen Welt im Begriff der Volksdemokratie, 
wenn auch in Spannung zu der real existierenden Avantgarderolle der marxistisch-
leninistischen Partei und der Bürokratie/Staatsklasse, die sich aus ihr entwickelte.  
– Privatisierung der Zukunftssicherung auch der Haushalte mit niedrigem Einkom-
men durch Steigerung der Ersparnisse der mittleren und unteren Schichten mit 
entsprechender Behinderung des keynesianischen Modells.7  
7  Dieser Bereich stützt sich stark auf: Elsenhans, Hartmut: "Individualistische Strategien der Haus-
halte zur Zukunftssicherung: Grundlage für den Niedergang des wohlfahrtstaatlichen Kapitalis-
mus", in: Comparativ. Leipziger Beiträge zur Universalgeschichte und vergleichenden Gesell-
schaftsforschung, 9, 3 (1999); S. 114-142. 
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– Zumindest prinzipielle Anerkennung des Demokratiegebots für die unterentwickel-
te Welt und zumindest verbaler Verzicht auf rassistisch begründete Führungsan-
sprüche.  
– Tendenz zur Stagnation durch Oversaving und damit Entfremdung im Konsum.  
– Durchsetzbar bleibt auf längere Dauer die Steigerung des Massenkonsums nur 
über „Panem et circensis“. Hier Platz der in der Nachfolge von Baran und Sweezy 
stehenden kulturalistischen Kapitalismuskritik, die dann in der 1968er Revolution 
einen oberflächlichen Erfolg auf kulturellem Gebiet erreichte und zur Spaßgesell-
schaft (die von ihr nicht intendiert war) überleitete.  
4.12. Aufstieg und Niedergang des real existierenden Sozialismus  
Überlegenheit von Marktwirtschaft, sofern sich die kapitalistische Logik nicht gegen 
die Interessen von Arbeit durchsetzen kann. 
– Stalins Kampf Klasse gegen Klasse ab 1924. Sozialdemokratie hat Revolution 
betrogen. Sie will nur Bread and Butter und politische Gleichberechtigung, keine 
alternative Gesellschaft.  
– Einsicht in die Notwendigkeit des Sozialismus in einem Lande: Ende der Revoluti-
onswelle im Rest Europas, Ende libertärer Anfänge in der Sowjetunion. Vorkeyne-
sianische Theorie ursprünglicher Akkumulation führt zu Vorrang der Ausbeutung 
und Aufstieg einer neuen Klasse, die nicht mehr unter die Konkurrenz des Marktes 
fällt, dadurch „Ausbeutung durch Ineffizienz“.  
– Übergang zur Volksfrontpolitik nach Hitlers Machtergreifung und damit Eintritt in 
politisch defensive Großmachtpolitik mit internationaler Verantwortung.  
– Prestigegewinn des realen Sozialismus durch Aufrechterhaltung von Vollbeschäf-
tigung in der Krise der 30er Jahre.  
– Prestigegewinn des realen Sozialismus durch die militärischen Erfolge der Sow-
jetunion.  
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– Logik der Systemkonkurrenz zwischen realem Kapitalismus und realem Sozialis-
mus: mikroökonomische Überlegenheit des Kapitalismus, makroökonomische 
Überlegenheit des Sozialismus in der Krise durch hohe Investitionsquoten.  
– Basismodell:8 Unterschiede in Investitionsquoten erlauben gleiche Wachstumsra-
ten zwischen Kapitalismus und realem Sozialismus. Realer Sozialismus bei nied-
riger Investitionsquote im Kapitalismus und hoher Arbeitslosigkeit im Kapitalismus 
dem Kapitalismus in der Wachstumsrate möglicherweise überlegen.  
– Sobald Kapitalismus zu Makrosteuerung und Sicherung von Vollbeschäftigung 
übergeht: gleich hohe Investitionsquote führt zu höherem Wachstum im Kapitalis-
mus. Gleiche Wachstumsrate im Verhältnis zu Kapitalismus kann realer Sozialis-
mus nur durch höhere Investitionsquote und im Verhältnis zum Wachstum des 
Volkseinkommens niedrigerer Wachstumsrate des Verbrauchs erreichen. Dadurch 
wächst der Kapitalstock schneller als das Volkseinkommen.  
– Theorie des vorrangigen Wachstums der Abteilung II (u.a. Lenin) als Fehlperzepti-
on der Innovationsfähigkeit des Kapitalismus und gleichzeitig Rechtfertigung der 
Innovationsschwäche des realen Sozialismus.  
– Mit Wohlfahrtsstaat und „Consumerism“: Kapitalismus mit Vollbeschäftigung 
schlägt Sozialismus bei Wachstum.  
– Die Niederlage des realen Sozialismus in der Systemkonkurrenz unter besonderer 
Berücksichtigung der Beziehungen zur unterentwickelten Welt.  
– Die Option für eine defensive Großmachtpolitik mit schrittweisem Rückzug auch 
aus der politisch-militärischen Unterstützung revolutionärer Bewegungen in der 
Dritten Welt.  
– Revolution kann nur noch mit Repression verteidigt werden. Phasen, wann wo? 
8  Elsenhans, Hartmut: "Aufstieg und Niedergang des realen Sozialismus. Einige politökonomische 
Anmerkungen", in: Comparativ. Leipziger Beiträge zur Universalgeschichte und vergleichenden 
Gesellschaftsforschung, 8, 1 (1998); S. 122-132. 
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– Gorbatschows letztlich untauglicher Versuch der Verschiebung des Playing field, 
mit falschem Anknüpfen an Lenin.  
5. Der Widerstand der unterentwickelten Welt: Erfolg bei den Renten, aber 
Scheitern bei der Generierung von Grundlagen kapitalistischen 
Wachstums  
Ziel des Bandes/Kapitels ist die Analyse des Widerstands der „Peripherie“. Wider-
stand hatte zunächst Grundlagen in den nichtkapitalistischen Produktionsweisen, 
gemeinschaftlichen und tributären. Unter dem Impact der Expansion des europäi-
schen und dann nordamerikanisch-europäischen Zentrums kam es zu gesellschaftli-
chen Deformationen, Veränderungen und auch Modernisierungen, aufgrund derer 
neue Widerstandspotentiale entstanden. Es gibt zwei Hauptrichtungen: die Rückbe-
sinnung auf das eigene Erbe, die kulturell-identitären Bewegungen, und die Adapta-
tion an eine die eigene Kultur aber noch bewahrende westliche Moderne, die in Kon-
zepten wie „Educated class“, „Evolués“ (Kolonialgeschichtsschreibung), „neue Mittel-
klasse“ (Modernisierungstheorie) oder „nationale Intelligenz“ (sowjetmarxistische 
Theorie des nichtkapitalistischen Entwicklungswegs) beschrieben werden.  
Die These ist, dass im Namen der Konzentration von Anstrengungen auf Widerstand 
und Akkumulation die Etablierung des kapitalistischen Mechanismus der Schaffung 
der Grundlagen von wachsendem Massenkonsum gar nicht angestrebt wurde. Im 
Regelfall bildeten Renten, alte und im Zuge der Entwicklungsanstrengungen neue 
auftretende, die Grundlage für rasch wachsende Ungleichheit und sich verstärkende 
Hierarchien.  
– Die Permanenz des Widerstandes 
– Vorkapitalistische Industrialisierungsversuche 
– Industrialisierungsversuche von tributären Produktionsweisen im 19. Jh. 
– Massenwiderstand und gesellschaftliche Transformation im 19. Jh. 
– Das Ende des Mythos europäischer Unbesiegbarkeit 
– Die „geistige“ Erneuerung in der unterentwickelten Welt seit dem Zusammenstoß 
mit der zweiten Welle des Kolonialismus 
– Die Weltwirtschaftskrise und der Widerstand in der unterentwickelten Welt 
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– Theorie des Widerstands in der Dritten Welt bei gesellschaftlicher Transformation 
– Die Großmächte und die Entkolonisierung 
– Der Aufstieg von Staatsklassen zwischen Legitimität und Privilegierungsinteresse 
in den Ländern der unterentwickelten Welt 
– Die Blockierung der importsubstituierenden Industrialisierung durch beschränkte 
Kapazität, über eigenes Beschäftigungsangebot zur gesellschaftlichen Transfor-
mation beizutragen, und fehlendes politisches Engagement für gesellschaftliche 
Reformen 
– Die weltwirtschaftliche Alimentierung der importsubstituierenden Industrialisierung 
und der Staatsklassen 
– Renten, Ressourcentransfers und die Verhandlungsmacht der Staatsklassen der 
unterentwickelten Welt als Folge des Ost-West-Gegensatzes und Niedergang der 
Staatsklassen als Folge des Zusammenbruchs des realen Sozialismus 
– Entlegitimierung der Staatsklassen der Dritten Welt 
– Übergang zur exportorientierten Industrialisierung bedeutet nicht Ende der Rente 
– Als Konklusion: die Alternative von Globalisierung von Rente oder Globalisierung 
von Profit 
 
5.1. Die Permanenz des Widerstandes  
– Bei der europäischen Expansion stießen die Europäer überall auf Widerstand. 
Dieser Widerstand war im Regelfall stärker als der Widerstand, auf den die feuda-
listischen Reichsbildungen in Europa stießen. 
– Erfolgreicher Widerstand der gemeinschaftlichen Produktionsweisen: Sie konnten  
Guerillakriege führen. Europäische Militärmaschinerien waren erst nach Erfindung 
des Maschinengewehrs in der Lage, auf große Kämpferzahlen gestützten gemein-
schaftlichen Produktionsweisen in ihrer Guerillaführung militärisch zu zerschlagen. 
Vor dem Maschinengewehr gelang dies nur durch weiße Siedler, die mit großen 
Bevölkerungszahlen Land okkupierten.  
– Weiße Siedler waren nur bereit, die „militärische Säuberung“ zu übernehmen, 
wenn die gemeinschaftlichen Produktionsweisen über mit westlichen Bearbei-
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tungsmethoden reiches Land verfügten. Paradebeispiel: Kolonisierung der Prärien 
Nordamerikas.  
– Tributäre Produktionsweisen waren eher in der Lage, den europäischen Eindring-
lingen Widerstand zu leisten, sofern ihnen gelang, ihre Zentralisierung aufrechtzu-
erhalten. Niederlage der tributären Produktionsweisen in Lateinamerika wegen der 
enormen Gegensätze zwischen den Ethnien, die innerhalb von tributären Produk-
tionsweisen vereinigt waren, am Beispiel der Azteken und der Inkas.  
– Konflikte über die Rechtsstellung europäischen Rechts im Handel. Kapitulationen 
als Isolation der Handelsstützpunkte vom Rest der Gesellschaft.  
– Beschränkung der europäischen Penetration auf Handelsstützpunkte im Bereich 
des ottomanischen Reichs, des Irans, des Mogulenreichs und Japans. Exklusion 
aus China.  
– Die Besetzung Indiens im 18. Jh. während des Zerfalls des Mogulreichs. England 
in Indien als ein Player innerhalb des indischen Staatensystems.  
– Gemeinschaftliche Produktionsweisen waren aufgrund ihrer geringen Differenzie-
rung im Allgemeinen zu klein, um dauerhaft Widerstand gegen die Europäer zu 
leisten, sofern diese an ihrer Ressource Land nachhaltig interessiert waren und 
Siedler oder Sklaven ins Land bringen konnten. Tributäre Produktionsweisen wa-
ren in ihrer sozialen Kohäsion den Europäern unterlegen, die häufig auf Unterstüt-
zung durch lokale Bevölkerungsgruppen rechnen können, die von den tributären 
Herrschern benachteiligt worden waren.  
– Gesellschaftliche, ökonomische und politische Grenzen der Sklavenaufstände. 
Maronenrepubliken. Toussaint l’Ouverture, ökonomische und gesellschaftliche 
Grenzen der Sklaven„befreiung“. Befreiung der Sklaven bei Bodenmonopol der 
Plantagenbesitzer als Instrument der Reduzierung der Arbeitskosten nach Unter-
bindung des Sklavenhandels (Heipel).  
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5.2. Vorkapitalistische Industrialisierungsversuche 
Tributäre Produktionsweisen und schon im Übergang zu tributären Produktionswei-
sen befindliche gemeinschaftliche Produktionsweisen erkennen die wirtschaftlichen 
Grundlagen der europäischen Überlegenheit schon seit dem 18. Jh.  
– Beispiele von Versuchen gemeinschaftlicher Produktionsweisen bei der Übernah-
me westlicher Technologie. Sie scheiterten im Regelfall an technischer Überforde-
rung.  
– Geringe Anstrengungen zum Aufholen im subsaharischen Afrika wegen hoher 
Renten im Sklavenexport.  
– Anfängliche Verachtung für europäische Technologie und Produkte als „clumsy“ 
und „shoddy“ in Asien. Keine Einsicht in Charakteristik europäischer Produkte: ein-
fach, aber billig, dadurch Multiplikatorwirkung auf technische Fertigkeit.  
– Die Übernahme der westlichen Geschütztechnologie im islamischen, hinduisti-
schen und chinesischen Raum im 17. und 18. Jh., auch unter Nutzung aus dem 
Westen importierter Arbeitskraft. Technologieimport damit nur in dem Bereich, in 
dem Europäer Exzellenz des Produkts erreicht hatten.  
– Systematische Modernisierung der Militärapparate in den tributären Produktions-
weisen ab zweiter Hälfte des 18. Jh. Dabei Führungsstellung des indischen Sub-
kontinents: englisch geführte Armeen siegten ab Anfang des 18. Jh. nur noch, 
wenn zahlenmäßig ebenbürtig oder überlegen.  
– Etatismus der Technologieförderung und dadurch Plünderung der Produktionsbe-
triebe.  
– Technologietransfer gelang in den von Herrschern favorisierten Sektoren. Nicht-
übernahme von westlicher Technologie damit kein Problem technischer Überfor-
derung in tributären Produktionsweisen wenigstens bis ins späte 19. Jh. 
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– Weiterführung der Modellierung der Konkurrenz zwischen massenkonsumorien-
tierter Industrie (des Westens) gegen luxuskonsumorientierte (des Ostens).9  
5.3. Industrialisierungsversuche von tributären Produktionsweisen im 19. Jh.  
Im 19. Jh. wurde von den tributären Produktionsweisen erkannt, dass die europäi-
sche technische Überlegenheit nicht auf einzelnen Exzellenzsektoren, sondern der 
Anwendung industrieller Verfahren in der gesamten gewerblichen Produktion beruh-
te.  
– Das Industrialisierungsexperiment Mohammed Alis unter dem Einfluss des Kon-
takts mit Frankreich aus der Bonaparte-Expedition mit Skillimport aus Frankreich.  
– Die Neuerungsbewegung in China nach dem Ende der Taiping-Revolution und der 
Öffnung Chinas im Opiumkrieg: Manufakturwesen mit Korruption und Ineffizienz in 
Ähnlichkeit zu den Colbert’schen Manufakturen des absolutistischen Frankreich. 
Gewerbliche Produktion als Rentenquelle. Schwerpunkt chinesische Selbststär-
kungsbewegung.  
– Der Meiji-Beginn in Japan: Japan war zu arm, eine vom Staat zu finanzierende 
vorkapitalistische Industrialisierung durchzuführen, und musste das Meiji-Projekt 
abbrechen.  
– Überblick über weitere Experimente im Bereich tributärer Produktionsweisen zur 
These: Genereller Übergang tributärer Produktionsweisen zum Aufbau von 
Staatsbetrieben im Interesse des militärischen Mithaltens mit dem Westen.  
– Import-Swallowing, d. h. überschwappende importsubstituierende Industrialisie-
rung in Lateinamerika ab Mitte des 19. Jh. (Hirschman).  
– Industrialisierung in Indien ab Mitte des 19. Jh. in der Folge kolonialstaatlicher Inf-
rastrukturinvestitionen und wachsender Wettbewerbsfähigkeit leichtindustrieller 
Sektoren auf dem Weltmarkt über Technologieimport und ausländische Direktin-
9  Elsenhans, Hartmut: "Europe's Development and South Asia's Underdevelopment: Globalisation 
and the Role of the State", in: Vivekanandan, B.; Giri, D. K. (Hg.): Contemporary Europe and South 
Asia (New Delhi: Concept Publishing Company, 2001); S. 21-77. 
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vestitionen von kapitalistischen Industrieländern außerhalb der kolonialen Metro-
polen. Schwerpunkt Mumbai und Kolkata. 
– Formen des Wissenstransfers: Auslandsreisen, Kopie von Institutionen, Aufbau 
von spezialisierten Ausbildungsinstitutionen. Kopie auch von politischen Einrich-
tungen, dabei Präferenz bei politischen Einrichtungen für Preußen. 
– Die Vernachlässigung des internen Massenmarkts, wo dies nicht aus Fehlein-
schätzungen und Zufällen (Japan) gleichwohl erfolgte.  
– Begrenzte Multiplikator- und Beschäftigungseffekte bei gleichzeitig relativ großbe-
trieblicher und konzentrierter Manufaktur mit Wettbewerbsschranken.  
– Fortdauer technologischer Abhängigkeit.  
– Erste Konkurrenzfähigkeit mit kapitalistischen Industrieländern, zuerst auf jeweili-
gen Binnenmärkten (Japan, Indien), dann beim Export in die Dritte Welt (Japan, 
Indien). Hier Exkurs auf Scheitern der indischen Exportindustrie wegen rentenför-
dernder Überbewertung der Rupie in den 20er und 30er Jahren des 20. Jh. Dabei 
Weltkriege und Weltwirtschaftskrise als Beschleuniger. 
5.4. Massenwiderstand und gesellschaftliche Transformation im 19. Jh.  
– Die Kapitulation der Spitzen tributärer Staatsklassen vor dem Westen setzte neue 
Widerstandspotentiale frei.  
– Gesellschaftliche Basen und politische Programmatik der Taiping in China und 
Widersprüche des ersten Versuches der gleichzeitigen Übernahme westlichen Er-
bes und massenorientierter eigener Traditionen.  
– Tributäre Elemente und Massenwiderstand im Sepoyaufstand in Indien (1857) als 
erstem Fall des Aufstands „verwestlichter“ Hilfstruppen der Kolonialmächte.  
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– Gesellschaftliche Reorganisation im algerischen Primärwiderstand 1830 bis 1847 
gegen lokale ineffiziente Staatsklassen und gestützt auf lokale Massenmobilisie-
rung.  
– Widerstand der unteren Schichten der Staatsklasse in Vietnam in den 80er Jahren 
des 19. Jh.  
– Diskussion der Theorie eines Widerstand des Dritten Standes (Samir Amin).  
– Subsaharische Beispiele gesellschaftlicher Reorganisation im Guerillakrieg mit 
ökonomischen Entwicklungsmaßnahmen (Samory 1880er/1890er Jahre).  
– Primärwiderstand gegen Besteuerung und Ausweitung des „Banditenwesens“. 
„Dritte-Welt-Robin Hoods“ vor allem in sich desintegrierenden tributären Produkti-
onsweisen.  
– Geheimgesellschaften und Primärgruppenorganisationen im antikolonialistischen 
Widerstand tributärer Produktionsweisen.  
5.5. Das Ende des Mythos europäischer Unbesiegbarkeit 
– Der Aufstieg Japans in den Kreis der imperialistischen Mächte ab 1895.  
– Der weltweite Demonstrationseffekt des japanischen Flottensiegs über Russland 
1905, Einfluss auf Indien und die arabische Welt.  
– Die Oktoberrevolution von 1917 als Fanal für antiimperialistischen Widerstand.  
– Die Volksfrontstrategie (Lenin) der Komintern in der imperialistisch abhängigen 
Welt Asiens seit dem Kongress von Baku und deren Kritik durch Roy: Welche Re-
volutionsstrategie in der Dritten Welt.  
– Der (nur begrenzte) Einfluss der faschistischen Mächte auf alle Tendenzen der 
Unabhängigkeitsbewegungen in der unterentwickelten Welt. Fehlende Attraktivität 
des Faschismus wegen rassistischen Herrenmenschentums.  
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5.6. Die „geistige“ Erneuerung in der unterentwickelten Welt seit dem 
Zusammenstoß mit der zweiten Welle des Kolonialismus 
– Die Rückkehr zu den Quellen: Grenzen der religiösen Reinigung für die gesell-
schaftliche Entwicklung. Programmatik der kulturell-identitären Bewegungen. 
Kampf gegen soziale Ungleichheit als Modifikation der Betonung von alter Religi-
on, dabei Reinterpretation der Geschichte, Volksbildung, Volkssprache (in Indien: 
Hindi statt Sanskrit), islamistische Nahda, politischer Hinduismus in Indien mit Ab-
lehnung des Kastensystems.  
– Kulturunabhängigkeit der idealisierenden Rekonstruktion der Geschichte. Ver-
gleich zwischen deutscher Romantik und damit verbundener Volksgemeinschaft 
mit der Rekonstruktion von Geschichte in der unterentwickelten Welt. Ähnlichkeit 
zwischen Narodniki und kulturell-identitären Bewegungen schon im 19. Jh. Tagore 
und Tolstoi.  
– Grenzen der Übernahme des westlichen Zivilisationsideals in der Programmatik 
und im Verhalten der sogenannten Evolués.  
– Konflikte im Verhältnis zu Modernität zwischen kulturell-identitären Bewegungen 
und Evolué-Tendenzen.  
– Konflikte im Verhältnis zu Nation und anderen Gemeinschaften (Watan und Umma 
im islamischen Raum, Definition von Bharat in Indien – gehören die Muslime dazu 
oder nicht, Territorialstaat vs. afrikanische Einheit im subsaharischen Afrika oder 
in Teilregionen desselben, wie Westafrika) zwischen kulturell-identitären Bewe-
gungen und Evolué-Bewegungen.  
– Demonstrationseffekte des indischen Kongresses auf das englische Kolonialreich 
und Verbreiterung der Evolué-Bewegungen in der ganzen Dritten Welt. Rolle der 
Lehrer und des Self-Improvement, säkularistische Jugendorganisationen (wie 
Pfadfinder), nationalistisch identitäre Bewegungen wie RSS in Indien. Dabei Zufäl-
ligkeit in der Ausrichtung solcher Bewegungen zwischen Evolué und kulturell-
identitären Tendenzen.  
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– Verbreitung der sozialen Basis der indischen Kongressbewegung 1885 bis 1922.  
5.7. Die Weltwirtschaftskrise und der Widerstand in der unterentwickelten 
Welt  
Die Weltwirtschaftskrise bedeutet einen Wendepunkt in der Entwicklung des Wider-
stands in der Dritten Welt. Die Krise des Kapitalismus wird verarbeitet als Notwen-
digkeit der Schaffung nationaler Instanzen zur Regulierung der Ökonomie. Diese na-
tionale Steuerung der Ökonomie wird auch von den entstehenden Bourgeoisien der 
Dritten Welt gestützt, weil sie in ihrem Konkurrenzkampf gegenüber den produktive-
ren Unternehmen der kapitalistischen Industrieländer eine Stütze von Staatlichkeit 
brauchen.  
– Die Krise erfasst weite „teilmodernisierte“ Bereiche, wie cash-crops-Produzenten, 
Arbeiter in Infrastruktur und öffentlichem Sektor, Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes (Hilfskräfte des Kolonialsystems wie Lehrer und Büropersonal). Füh-
rungsrolle der „teilmodernisierten Bereiche“. 
– Führer der politischen Bewegungen werden überall die „Evolués“ mit Programmen 
eines säkularen Nationalismus, der an den Werten der bürgerlichen Revolution 
von 1776 und 1789 ideologisch stark partizipiert.  
– Schwäche der Kommunistischen Internationale in den nationalistischen „Samm-
lungsbewegungen“ wegen Schwäche im Kontakt zur traditionellen Gesellschaft, 
außerhalb der Fälle, in denen kommunistische Führer schon vor der Weltwirt-
schaftskrise die Führung von Sammlungsorganisationen der Evolué übernehmen 
konnten, wie China und Vietnam.  
– Verelendungstendenzen in der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre.  
– Weltwirtschaftlicher Aufschwung ab 1935 mit Preissteigerungen für Industriepro-
dukte ohne parallele Steigerungen der Rohstoffpreise/Exportpreise der unterent-
wickelten Welt. Die Preisscherenkrise von 1937 als Auslöser der Verschärfung 
des Widerstands und die weltweite Geographie gewaltsamer Massenproteste in 
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allen Kontinenten der unterentwickelten Welt 1937 (ohne Kommunikation zwi-
schen ihnen).  
– Die (meist breite) Ablehnung des gegen die Kolonialmächte gerichteten Revisio-
nismus Deutschlands und die nur begrenzte Kooperationsbereitschaft mit den ja-
panischen Invasoren. Rolle des italienischen Angriffs auf Äthiopien.  
– Die Dritte Welt blieb außenpolitisch für die Westalliierten bis zum Ende des 
2. Weltkriegs stabil. Diese Stabilität war nicht Folge der Schwäche der nationalen 
Befreiungsbewegungen, sondern ihrer politischen Reife. Erst musste den Koloni-
almetropolen der Sieg über Hitlerdeutschland und die anderen faschistischen 
Mächte erlaubt werden. 
– Komparatistik der politischen „Reformen“ in der Zwischenkriegszeit unter beson-
derer Berücksichtigung zunehmender Selbstverwaltung in Indien.  
– Geographie europäischer Präsenz 1945 
1. Verlust von Asien östlich von Singapur 
2. Noch, aber nur geduldete Präsenz in Indien unter der Voraussetzung der strik-
ten Kooperation der Kolonialmacht auf dem Weg einer möglichst friedlichen 
Übergabe der Herrschaft. Die Kongresspartei regiert 1945 de facto den größten 
Teil des Subkontinents.  
3. Ein noch sicher geglaubtes Afrika 
– Beginnende importsubstituierende Industrialisierung in der Weltwirtschaftskrise.  
1. Lateinamerikanische Reaktion auf den Terms-of-Trade-Verfall in der Form im-
portsubstituierenden Industrialisierung. Dabei Schwanken zwischen korporatis-
tischen (faschistischen) und sozialistischen Tendenzen innerhalb desselben 
Modells.  
2. Kriegswirtschaftliche Industrialisierung in Indien neben Terms-of-Trade-
bedingter Industrialisierung.  
3. Kriegswirtschaftliche Industrialisierung im Nahen Osten.  
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– Wachsende Rolle des Staates in der importsubstituierenden Industrialisierung, 
geduldet in Lateinamerika in den 30er Jahren von den USA wegen der deutsch-
amerikanischen Rivalität.  
– Amerikanische Konzessionsbereitschaft bei Rohstoffrenten am Beispiel Mexiko 
(1938 Streichung der Forderungen nach Entschädigungsleistung), brasilianischen 
Kaffeepreiserhöhungen 1942,  Venezuela (1943: Haushaltsunterstützung der USA 
in der Form von Steuerentlastung für Ölkonzerne mit dem Zweck, diesen die Er-
möglichung des Fifty-fifty-Systems hinzunehmen). Streichung der Schulden der la-
teinamerikanischen Staaten. 
5.8. Theorie des Widerstands in der Dritten Welt bei gesellschaftlicher 
Transformation  
Es geht darum aufzuzeigen, dass erfolgreicher Widerstand von breiten Klassenalli-
anzen abhing, bei dem die ideologischen Hüllen insofern zufällig waren, als unter-
schiedliche ideologische Anleihen die Funktion übernehmen konnten, breite Bünd-
nisse abzudecken. Aus dem Erbe des antikolonialistischen Widerstands bleibt zu-
nächst eine starke Betonung der Einheit bei den „Eliten“, ein Mythos der Gewalt und 
ihrer Unbesiegbarkeit und unpräzise ökonomische Strategien, denen die Orientie-
rung an der Steigerung externer Renten gemeinsam ist.  
– Theorien des Widerstands aus unterschiedlichen Entwicklungstheorien, Moderni-
sierungskrise, Bauernkriege/Bauernbewegungen, Guerilla einer Avantgarde, ein-
schließlich der Theorie des Foco. Solche Theorien unterscheiden sich im Hinblick 
auf das Verhältnis zwischen initiierenden Trägern und den zu mobilisierenden 
Massen, insbesondere auch im Hinblick auf deren Bewusstseinsbildung und un-
mittelbare Interessen.  
– Als Träger werden in Analogie zu der europäischen Revolutionstheorie die Bauern 
und die Arbeiter genannt und in deren Ergänzung mit unterschiedlichen Etiketten 
versehene Zwischenschichten. In den Bauern wird der Teich gesehen, in dem der 
Fisch des Widerstands, auch die Guerilla, schwimmen kann. Die Bauern werden 
aber als rückständig angesehen. Sie bedürfen der nachhaltigen Aufklärung und  
werden eher als Objekte als als Subjekte des Widerstandsprozesses betrachtet.  
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– Arbeiter waren wenig zahlreich, häufig in privilegierten Einkommenssituationen 
und in Analogie zu den unterschiedlichen Auffassungen über die Rolle von Arbei-
teraristokratien (Initiator, Bremser) in die Front des Widerstandes eingereiht. Im 
Regelfall hatten sie in der Dritten Welt schon große Massenorganisationen.  
– Zu den Zwischenschichten gehören die westlich Gebildeten, aber auch die in tradi-
tioneller Kultur Gebildeten, wobei zwischen beiden keine scharfe Trennung vorzu-
nehmen ist. Kriegsveteranen und lokales Militärpersonal der Kolonialmächte hat-
ten ähnlich wie die Gebildeten eine Erfahrung der westlichen Welt, die sie zu mög-
lichen Gegnern des Kolonialsystems machte (schon Sepoy). Gleiches gilt für das 
Hilfspersonal der Kolonialverwaltungen. Unter der Konstellation der Genannten 
stellte sich das Problem der Führungsrolle der Intelligenz, die im Regelfall gewähr-
leistet war. Verwundbar waren als gesellschaftliche Gruppen die Arbeiter, und so-
weit vorhanden auch die Bourgeoisie, weil sie von der Aufrechterhaltung der ar-
beitsteiligen Wirtschaft in den Städten abhingen und sich nicht auf Subsistenzwirt-
schaft auf dem Lande zurückziehen konnten. Unverwundbar waren die zum be-
waffneten Aufstand entschlossene Intelligenz, weil sie mit der dominanten Gesell-
schaft gebrochen hatte, und die Bauern.  
– Als ideologische Hüllen kamen in Frage die Rückkehr zu den Quellen der eigenen 
Kultur, die populistische Hinwendung zum Volk in Analogie zu den Volkstümlern in 
Russland, die religiöse Erneuerung, möglicherweise in der Form des Chiliasmus, 
der Aufbau eigener „eingeborener“ Kirchen oder die Übernahme der Inhalte von 
aus dem Westen importierten „Sekten“ (Wachturm), der Bezug auf die Werte der 
bürgerlichen Revolution des Westens mit dem dabei implizierten Demokratiege-
bot, Sozialismus und Kommunismus (in leninistischer Ausprägung der Avantgarde 
„Partei“) und Adaptationen zwischen Sozialismus und Kommunismus in Bezug zu 
den vorkapitalistischen lokalen Strukturen der Konziliation und Kollaboration (ara-
bischer Sozialismus, afrikanischer Sozialismus). Insbesondere an der Schnittstelle 
zwischen Religion (Import und lokaler Erneuerung) und gesellschaftspolitisch ori-
entierten Bewegungen kam es zu Synkretismus.  
– Alle genannten ideologischen Hüllen waren kompatibel mit einer Erklärung der 
kolonialen Unterentwicklung aus Ausbeutung, vom Westen erzwungener Deforma-
tion und einer mehr oder weniger heilen Vergangenheit, so dass die innergesell-
Seite 114 von 135 
schaftlichen Blockierungen des Entwicklungsprozesses vernachlässigt wurden. In-
sofern gab es ein eindeutiges, aber unscharfes Programm der Beendigung von 
Ausbeutung durch Umdrehung der Ressourcenströme (Rentenaneignung) und der 
nationalistischen Mobilisierung und Erneuerung, die wiederum kompatibel war mit 
der noch nicht eingetretenen ethnischen Homogenisierung, weil weder tributäre 
Produktionsweisen noch gemeinschaftliche Produktionsweisen eine solche Ho-
mogenisierung erzwungen hatten.  
– Allen Gruppen war die Betonung der Wiederherstellung der verletzten Würde ge-
meinsam.  
– Bei den Trägern ergaben sich weitere Differenzen:  
1. Die Bauernschaft war nicht homogen. Es gab Pächter, Landarbeiter, Kleinbau-
ern, aber auch Mittelbauern mit Marktorientierung. Vor allem die Mittelbauern 
spielten in unterschiedlichen Phasen des Emanzipationsprozesses unterschied-
lich gewichtige Rollen.  
2. Die ökonomischen Ziele der breiten Klassenkonstellationen waren sektoral eng. 
Gesamtprogramme fehlten. Wo Großgrundbesitz insbesondere in westlicher 
Hand bestand, gab es ein zentrales Ziel der Reappropriation der Böden. Insbe-
sondere Mittelbauern, aber auch Kleinbauern wollten monopolistische Vermark-
tungsorganisationen und auch Zwischenhändler ausschalten, um selbst Zugang 
zum Markt zu bekommen.  
– Den Kolonisatoren, insbesondere den kolonialen Siedlern, wird unterstellt, dass 
ihre Präsenz minderen Rechtes ist, so dass es legitim ist, ihre Abwanderung zu 
verlangen.  
– Reichtum war eine allen gesellschaftlichen Schichten gemeinsame Erwartung, die 
die Befreiungsbewegungen durch den Hinweis auf die Folgen der schon erfolgten 
Ausbeutung eher abblockten. Gemeinsam war aber die Forderung nach Transfers, 
in der einfachsten Form in den Cargo-Kulten, dann in der Forderung nach Verbes-
serung der Terms-of-Trade und der Aneignung von Renten durch permanente 
Souveränität über die nationalen Ressourcen und Beschränkung der Verfügungs-
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gewalt ausländischer Unternehmen über ihre Gewinne bzw. Einschränkung dieser 
Gewinne durch Nationalisierung, Transferverbote und Investitionsverbote.  
– Elend muss in Analogie zu Tocqueville nicht Auslöser für antikolonialistischen Wi-
derstand sein. Entscheidend war die Veränderung der Erwartungen, die Forde-
rung nach eigener Identität und letztlich eigener Verantwortung für die Beseitigung 
von Elend.  
– Jugend spielt eine zentrale Rolle auf der mittleren Ebene der Organisationen der 
Befreiungsbewegungen, weil idealistische Ziele mit Karriereerwartungen verbun-
den werden konnten.  
– Weil nicht die bloße ökonomische und gesellschaftliche Lage, sondern deren Be-
urteilung durch die dadurch Beeinträchtigten entscheidend ist, spielt Kommunika-
tion eine zentrale Rolle. Seit dem Beginn des 20. Jh. vollzog sich eine Revolution 
der Erwartungen. Das steht in Übereinstimmung mit der Rolle derer, die an Kom-
munikation teilnehmen konnten, den Evolués, den Kriegsveteranen, städtischen 
Gruppen usw. Sie erlitten in besonderer Weise den Demonstrationseffekt, der 
durch die zusätzliche Globalisierung von Information verstärkt wurde.  
– Methoden der Befreiungsbewegung hingen von der konjunkturellen Bedeutung 
ihrer einzelnen Komponenten ab.  
1. Streiks trafen die Kolonialmächte nur in den rentengenerierenden Sektoren  und 
waren angesichts des beschränkten Arbeitsplatzsangebots eine wenig geeigne-
te Waffe, es sei denn, dass sie entsprechend der in Indien entwickelten Streik-
methoden (Bandh, Hartal) zur Besetzung des öffentlichen Raumes führen.  
2. Besetzung des öffentlichen Raumes lässt sich durch Boykottbewegungen, z. B. 
gegen importierte Produkte (Deformation der Kolonie als Absatzmarkt der Kolo-
nialmacht) und Steuerstreiks (z. B. gegen Salzsteuern) verwirklichen.  
3. Insgesamt ist bei der Besetzung des öffentlichen Raums die Crowd wie im vor- 
bzw. frühkapitalistischen Europa ein wichtiger Akteur. Um ihre Vertretung strei-
ten sich immer existierende Sozialrebellen und Kader der antikolonialistischen 
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nationalen Befreiungsbewegungen, die im Verhältnis zu den Sozialrebellen den 
Erfolg abhängig von breiten Klassenbündnissen sehen.  
4. Die Nutzung der Crowd, die Organisation des Schutzschilds der Bauern und die 
Violenz von Sozialrebellen lassen sich in gemeinsame Aktionen im Rahmen der 
Guerilla bündeln, die, um ihr Ziel zu erreichen, eine zentrale Führung für die po-
litische Verwertung möglicherweise durchaus dezentraler Gewalt vor Ort benö-
tigt. Die Mitteilung, die – sofern von einer solchen Zentrale ausgehend – den 
gewaltsamen Akt zum Akt des breiten Klassenbündnisses macht, ist wichtiger 
als der im engen Sinn militärische Erfolg oder Misserfolg des gewaltsamen Ak-
tes.  
5. Detonationsfunktion der Guerilla, Disziplin und Autoritarismus. 
– Ab Niedergang der faschistischen Option und ab Diskreditierung des Rassismus in 
den westlichen Industrieländern und seit der weltweiten Konkurrenz zwischen dem 
real-sozialistischem und dem repräsentativ-demokratischen Lager gibt es eine in-
ternationale Einbettung der Konflikte, deren wesentliches Kennzeichen ein welt-
weites Demokratiegebot ist. Dieses Demokratiegebot lässt sich in der zweiten so-
zialistischen Internationale schon nachweisen, auch in seiner Verwässerung: Erst 
der zivilisatorische Prozess würde die Selbstregierung erlauben. Die wirtschaftlich 
und gesellschaftlich weiter fortgeschrittenen Kolonialmächte war die Aufgabe ei-
nes Trusteeship zugedacht.  
– Das taktische Ziel der beiden Konfliktparteien in Entkolonisierungsauseinander-
setzungen besteht im Nachweis der demokratischen Legitimation der Kolonial-
macht bzw. der Verweigerung dieser Anerkennung. Die Kolonialmacht muss 
nachweisen, dass sie unter Respektierung des Rechtsstaats Sicherheit aufrecht-
erhalten kann, weil die Gesellschaft revolutionäre „Gegengewalt“ selbst bekämpft, 
indem sie deren Autoren die Mitwirkung verweigert, diese Autoren denunziert und 
isoliert. 
– Der antiimperialistische Widerstand muss ausschließlich nachweisen, dass er Un-
sicherheit schaffen kann und trotz der Kollateralschäden seiner Gewalt diese Ge-
walt durch „Schweigen“ von einer ausreichend breiten Bevölkerung gedeckt wird. 
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Insofern muss die antikolonialistische Befreiungsbewegung die Kollateralschäden 
niedrig halten. Dazu ist sie nur in der Lage, wenn sie glaubhaft machen kann, dass 
sie langfristig siegen wird, weil sonst die „Reformangebote“ der „Besatzungs-
macht“ teilweise oder breiter akzeptiert werden. Für die spätere Dynamik der Gue-
rilla nach der Unabhängigkeit ergibt sich damit, dass sie bei Gegnern, die sich 
langfristig nicht zurückziehen werden und dies glaubhaft machen können (Israel in 
Palästina, Indien in Kaschmir, China in Tibet), auf Strategien verwiesen wird, die 
über wachsende Kollateralschäden langsam zu einem Ermüdungseffekt bei der 
Bevölkerung führen. Das bedeutet, dass die Metropolen eher auf Durchsetzung ih-
rer Ziele durch lokalstämmige Brückenköpfe rechnen können als durch eigene Mit-
tel.  
– Um den „Teich“ der Bevölkerung zu sichern und Kollateralschäden niedrig zu hal-
ten, muss die Guerilla punktuelle Aktionen durchführen, die je nach dem Publikum, 
an das sie sich wenden, Aufmerksamkeit erzeugen. Im Unterschied zur kolonialen 
Situation muss der antiimperialistische Kampf der Dritten Welt heute außerhalb 
der unterentwickelten Welt zuschlagen, weil die lokalen herrschenden Klassen die 
Guerilla mit effizienten, aber gewalttätigen Gegenguerillastrategien (auch Men-
schenrechtsverletzungen) zerschlagen können, ohne dabei überhaupt die Auf-
merksamkeit des imperialistischen Zentrums zu erregen. Der Unterschied zwi-
schen Al-Qaida und dem derzeitigen Terrorismus mit seinem politisch unreifen 
Mythos der Gewalt und dem eher vorsichtigen Terrorismus der nationalen Befrei-
ungsbewegungen liegt hier.  
– Geschützt bleibt die Guerilla, wenn es ihr gelingt, eine Wand des Schweigens auf-
zurichten. Für die Besatzungsmacht war im Allgemeinen diese Wand des Schwei-
gens nicht oder nicht operativ rechtzeitig zu durchbrechen. Sie wandte Folterun-
gen an. So bedauerlich und hässlich die Folter ist, zeigt sie doch, dass es eine 
Kräfteverschiebung im internationalen System gegeben hat: Man kann nicht mehr 
unbegrenzt zu kollektiven Strafmaßnahmen greifen, wie dies im Moment der Er-
oberung der Kolonien absolut selbstverständlich war. Die Folter versucht die Kolla-
teralschäden im Interesse der Besatzungsmacht zu begrenzen. Sie ist Ausdruck 
der Respektierung des Verbots des Völkermords. 
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– Aus der Notwendigkeit, die Mauer des Schweigens und die Solidarität aufrechtzu-
erhalten, entwickeln sich in antikolonialistischen Widerstandsbewegungen typi-
sche Politikmodelle. Die Einheit ist überragend. Es hat Jahrzehnte gedauert, bis 
die relativ liberale indische Kongresspartei nicht mehr dominante Partei war. Brü-
ckenköpfe müssen dauerhaft isoliert und deshalb moralisch diskriminiert werden. 
Angesichts der fehlenden ethnischen Homogenität müssen Nationen durch eine 
erfundene Geschichte kreiert werden, durch die neue Identitäten entstehen.  
– Je tiefer die Befreiungsbewegung Bevölkerung für den Befreiungskampf mobilisie-
ren musste, desto größer das Ideal der Gleichheit. Dem steht nicht entgegen, dass 
diese Bewegungen extrem hierarchisch gegliedert waren. Das revolutionäre Kapi-
tal der Gleichheit war gleichzeitig das revolutionäre Kapital der Rechtfertigung von 
Hierarchie. Dies bleibt relativ lang, weil zur Effizienzsteigerung nationale Befrei-
ungsbewegungen leninistische Formen der Organisation wählten mit einem gehö-
rigen Grad von Autoritarismus innerhalb solcher Organisationen.  
– Die Suche nach Aufrechterhaltung von Einheit schlug sich in der Entwicklung einer 
Theorie des demokratischen Charakters von Einheitsparteien nieder, die aber nur 
die mehr oder weniger breite Patronagekapazität der sich herausbildenden 
Staatsklassen rechtfertigte.  
– Im Allgemeinen siegten nationale Befreiungsbewegungen aufgrund politischer 
Gründe. Den Kolonialmetropolen wurde die Aufrechterhaltung ihrer Souveränität 
zu teuer. Sie belasteten ihre anderen internationalen Beziehungen. Repression 
war teuer. Noch teurer waren die zur Gewinnung von Legitimität als notwendig er-
achteten Reformvorhaben. Die Anerkennung dieser Gründe für den Rückzug der 
Kolonialmächte würde den Nation konstituierenden Kraftakt des Aufstandes ent-
werten. Er wäre als Grundlage für die eigene Nationalgeschichte nicht mehr ver-
fügbar. Alle Teile der nationalen Befreiungsbewegungen wirken an der Aufrecht-
erhaltung des Mythos der Gewalt mit. Er griff auf die von der reformistischen Ar-
beiterbewegung zunehmend isolierten revolutionären Linken über (Lieblingsauto-
ren: Frantz Fanon und Ernesto Che Guevara). 
– Es entsteht ein Mythos der Unbesiegbarkeit der Guerillabewegung. Die Palästi-
nenser und die algerischen Islamisten, aber ebenso die kashmirischen Aufständi-
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schen und wahrscheinlich viele andere mehr haben für diese für den Entkolonisie-
rungsprozess zwangsläufige Verherrlichung des gewaltsamen Widerstands einen 
teuren Preis bezahlen müssen.  
– Die erfolgreichen Guerillabewegungen mutierten zu Staatsklassen. Sie liefern in-
zwischen selbst den Beweis, dass Guerilla militärisch besiegt werden kann, weil 
sie vor allem mit der Regelung der Machtfrage unzufriedene Teile der Guerilla 
vernichteten. 
– In der Metropole wurde der Entkolonisierungsprozess verarbeitet, entsprechend 
dem Demokratiegebot mit Selbstvorwürfen.  
– Unabhängig von diesem Eingeständnis moralischen Versagens, das allenthalben 
anzutreffen ist und mit dem Hinweis auf das koloniale Werk der Metropole ab 1945 
nicht mehr verdrängt, sondern abgeschwächt wird, gibt es typische Verhaltens-
muster der Metropolen.  
1. Der Kolonisierte verstehe nur Gewalt und Gerechtigkeit. Er sei in seinem politi-
schen Bewusstsein vom Europäer verschieden und bedürfe der Repression. 
Hier wird das Herrschaftsprinzip der tributären Produktionsweise reproduziert.  
2. Der Kolonisierte sei durch eine subversive Ideologie vom rechten Weg abge-
bracht worden. Deshalb sei es notwendig, die Herde dieser Ideologie zu isolie-
ren und, wenn notwendig, physisch zu eliminieren, gleichzeitig Lernprozesse im 
eigenen Wunsch des Kolonisierten zu befördern, indem er in Massenorganisa-
tionen zwangsorganisiert und indoktriniert wird. Dem Kolonisierten müssen be-
grenzte, in ihren Wirkungen kontrollbierbare Mitwirkungsrechte und materielle 
Besserungen gewährt werden. Entscheidend für die Glaubhaftmachung der ei-
genen Ideologie sei der Nachweis, dass die gegnerische Ideologie nie mehr 
mehrheitsfähig werden kann. Da der indoktrinierte Kolonisierte diesen Beweis 
nicht aus der Anschauung seiner eigenen Einstellungen nehmen könne, sei der 
Nachweis, dass die Besatzungsmacht unbeschränkt bleiben werde, entschei-
dend.  
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 Die Counter-Insurgency-Strategie schlägt zurück auf die Metropole und verlangt 
von dieser „politische Disziplin“, d. h. in extremen Formulierungen den Über-
gang zur Diktatur, eine Forderung, die wegen der Diskreditierung des Faschis-
mus nicht realisierbar ist. Counter Insurgency ist im Kern eine mit dem Fa-
schismus totalitärer Orientierung isomorphe Strategie ohne den Rassismus, 
aber mit dem Antikommunismus des Faschismus.  
3. Evolutionstheorien, die dem liberalen sozialreformistischen Konsens in den 
Metropolen entsprechen und die die individuelle Selbstbestimmung über die 
kollektive Selbstbestimmung (Nationalismus sei überholt, es reiche, dass die 
Individuen frei seien) und damit die Bildung einer eigenen Identität stellen und 
deshalb im Regelfall entweder scheitern oder zu stufenweisen, immer weiterge-
henden Konzessionen bis zur gemeinsamen Durchführung der Entkolonisierung 
in Zusammenarbeit mit den nationalistischen Kräften tendieren. Dies war die 
dominante Einstellung, aufgrund derer sich metropolitane Entkolonisierungs-
strategien herausbildeten. Sie hatte als Nebeneffekt, dass für sie privilegierter 
Partner die eher säkularen, sich auf gesellschaftliche und wirtschaftliche Re-
formen orientierenden Kräfte mit deutlicher Betonung des Demokratiegebots 
beste Partner waren. Im Regelfall haben die europäischen Kolonialmächte die 
Macht an solche Bewegungen übergeben. Sie haben dabei im Hinblick auf ihre 
eigene Kritik der planwirtschaftlichen Industrialisierung und der Betonung von 
Eigentumsrechten die am wenigsten sozialrevolutionär erscheinenden Kräfte 
gewählt, von denen sie ausgingen, dass sie noch repräsentativ waren, d. h. die 
von ihnen gemachten Konzessionen auch im späteren politischen Prozess der 
dann in die Unabhängigkeit entlassenen Kolonie durchsetzen konnten.  
4. Der sogenannte Cartierismus, nämlich die Auffassung, dass die Kolonialmetro-
polen sich so rasch als möglich aus den Kolonien zurückzuziehen hätten, weil 
diese ökonomisch nur eine Last seien. Dies ist nie offizielle Doktrin einer sich 
zurückziehenden Kolonialmacht geworden, weil dadurch das historische Erbe 
des kolonisatorischen Werks gering geachtet worden wäre, auf das die sich zu-
rückziehenden Kolonialmächte gleichwohl pochten. Für alle Mächte ohne eige-
ne Kolonien, insbesondere die USA und Deutschland in der Nachkriegszeit, war 
aber der Cartierismus unausgesprochen Handlungsmaxime.  
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– Wegen der breiten Klassenbündnisse, auf die sich die nationalen Befreiungsbe-
wegungen stützten, stand Einheit unbeschadet gesellschaftlicher und wirtschaftli-
cher Gegensätze im Vordergrund. Radikale, Privateigentum bedrohende Refor-
men waren nur in Ausnahmefällen möglich. Auch das chinesische Modell kennt 
die nationale Bourgeoisie. In den Klassenallianzen gab es Vertreter der Mittelklas-
se, die etwas zu verlieren hatten. Die nationale Befreiungsbewegung der Dritten 
Welt war gegen die Auffassung von Fanon nicht ein neues Proletariat im Sinne der 
Frühschriften von Marx, das nichts zu verlieren hatte, als seine Ketten. In vielen 
Fällen hing vielmehr wenigstens die Führung national und lokal solcher Befrei-
ungsbewegungen von der Aufrechterhaltung von Arbeitskontakten mit der sich zu-
rückziehenden Kolonialmacht ab, um unter den neu unabhängigen Ländern auf-
zusteigen. Schließlich waren die Kolonialmächte nicht nach einer militärischen 
Niederlage gegangen, sondern waren wesentliche Quellen militärischer Macht der 
neu unabhängigen Länder mit Ausnahme der chinesischen und der vietnamesi-
schen Revolution.  
– Angesichts breiter Klassenallianzen waren die ökonomischen Projekte für die Un-
abhängigkeit unscharf in einer Kombination zwischen Staat und Markt. Dem Staat 
sollten wie immer breit zu definierende „Commanding hights“ zugebilligt werden. 
5.9. Die Großmächte und die Entkolonisierung 
– Angesichts des Demokratiegebots und der demokratischen Traditionen der kolo-
nialen Metropolen bildeten sich schon während der Weltwirtschaftskrise Koalitio-
nen zwischen Befreiungsbewegungen und Kräften in den Metropolen. Dazu gehö-
ren:  
1. die Zusammenarbeit zwischen Liberalen in Kolonialmetropolen und säkularen 
Nationalisten; 
2. das antikolonialistische Engagement von Intellektuellen, die in den Befreiungs-
bewegungen unterschiedlicher Orientierung ein neues revolutionäres Subjekt 
zur Kompensation ihrer häufigen Isolation in den kolonialen Metropolen sahen; 
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3. die Kirchen, insbesondere die katholische Kirche angesichts ihrer Öffnung ge-
genüber der unterentwickelten Welt unter dem Zwang, Legitimität in Lateiname-
rika, ihrem mitgliederstärksten Kontinent, zu schaffen.  
– Solche Allianzen haben sich konkretisiert durch Aktionen der sozialistischen und 
kommunistischen Parteien. 
– Allerdings gelang den Kommunisten nach 1935 nie mehr eine starke Einflussnah-
me auf die nationalen Befreiungsbewegungen. Im Rahmen der weltpolitischen 
Strategie der Sowjetunion wollte die kommunistische Internationale den repräsen-
tativ-demokratischen Teil der kapitalistischen Welt als Bündnispartner gegen den 
aggressiven Teil der kapitalistischen Welt, den Faschismus, sichern. Sie geriet 
damit in Distanz zu den sich radikalisierenden Forderungen der nationalen Befrei-
ungsbewegungen. 
– Kooperationsbeziehungen gab es auch auf der Ebene der Gewerkschaften. Nach 
Ausbruch des Kalten Krieges waren die Gewerkschaften des Westens unter Füh-
rung der amerikanischen Gewerkschaften wichtige Ressourcen für den Aufbau 
von Gewerkschaftsbewegungen und gleichzeitig wichtige Akteure bei der Isolie-
rung kommunistischer Gewerkschaften in der unterentwickelten Welt, um den 
Preis der Übernahme der Forderungen der nationalen Befgreiungsbewegungen 
nach Unabhängigkeit.  
– US-amerikanischer Antikolonialismus zwischen Polen der 
1. Bekämpfung der Radikalisierung der antikolonialistischen Bewegungen in der 
unterentwickelten Welt. Die USA wollen Radikalisierung verhindern: Kommu-
nismus und Extremismus durch „möglichst“ gemäßigte Nationalisten bekämp-
fen.  
2. Rücksichtnahme auf europäische Verbündete durch Gradualismus der Emanzi-
pation.  
3. Einbindung der neuen Nationalstaaten in westliche Einflusssphären, wenn mög-
lich Bündnissysteme.  
– Entwicklungshilfe, vor allem Militärhilfe, als Instrument der Einbindung.  
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– Wandel der Positionen der kolonialen Großmächte unter dem Eindruck der Un-
möglichkeit, den kolonialen Overstretch durchzuhalten. Versuch der Beschrän-
kung auf Afrika und weltweit die Inseln.  
– Hohe Kosten spätkolonialistischer Reformpolitik machen auch das koloniale Afrika 
unverdaubar. Scheitern der spätkolonialistischen Industrialisierungspolitik selbst 
unter hohen Mitteln und differenzierten Instrumentarien in Algerien. Verzicht auf 
solche kostspielige entwicklungspolitische Strategien in Vietnam.  
– Lokale Brückenköpfe aus lokalen Eliten, denen die Unabhängigkeit gewährt wird, 
wurden billiger als eigene Kolonialverwaltungen.  
– Neokolonialistische Politiken verursachten für Kolonialmetropolen höhere Kosten 
im Vergleich zu den Kosten, die andere kapitalistische Industrieländer in den Wirt-
schaftsbeziehungen mit kolonial abhängigen Ländern bzw. deren ökonomischen 
Konkurrenten als Rohstoffproduzenten zu tragen hatten. Daraus Wettbewerbs-
nachteil für am Kolonialsystem festhaltende kapitalistische Industrieländer. 
Exemplifiziert am Beispiel der Weigerung der Partner Frankreichs in der europäi-
schen Union, die Lasten der kolonialen Reformpolitiken zu übernehmen (1956/57 
Entscheidungsphase).  
– Wachsende Weltkommunikation setzte Brutalität der kolonialen Repression vorher 
nicht bestehende Grenzen. Das wurde von den Kolonisierten auch wahrgenom-
men. Entlegitimierung von rassistischer menschenverachtender Unterdrückung 
durch die Niederlage des Faschismus und Abgrenzung aller kapitalistischen In-
dustrieländer vom Faschismus. Gleichzeitig Fortdauer der Ablehnung der Koloni-
sierten als Gleichberechtigte am Beispiel der französischen Gründe für die Ableh-
nung der Integration in das französische „Vaterland“.  
– Metropolitane öffentliche Meinungen konnten Repressionspolitik in den Kolonien 
nur über kurze Fristen unterstützen. Herrschaftsstabilisierung in der unterentwi-
ckelten Welt setzt aber die Erwartung langer Präsenz der Repressionsmacht vo-
raus. Nur nichtwestliche Mächte waren in der Lage, die lange Präsenz glaubhaft 
zu machen und so auf Dauer nationale Befreiungsbewegungen zu unterdrücken: 
China in Tibet, Indien in Kashmir, Sri Lanka im tamilischen Norden, Irak und Tür-
Seite 124 von 135 
kei in Kurdistan, Thailand und die Philippinen in ihren muslimischen Südregionen, 
Pakistan zumindest anfangs in Bangladesh, Indonesien außerhalb Javas.  
– Dynamische Wachstumssektoren der kapitalistischen Industrieländer profitierten 
nicht von kolonialen Absatzmärkten und sahen die Kolonien als wirtschaftliche 
Last, wenn sie mit spätkolonialistischen Reformpolitiken zu besänftigen waren.  
5.10. Der Aufstieg von Staatsklassen zwischen Legitimität und 
Privilegierungsinteresse in den Ländern der unterentwickelten Welt  
– Gesellschaftliche Grundlagen der Staatsklassen in den antikolonialistischen Alli-
anzen unter Führung der Evolués.  
– Ökonomische Grundlagen der Staatsklassen in Renten, insbesondere Exportren-
ten im Rohstoffexport.  
– Je nach historischer Konstitution haben Staatsklassen unterschiedliche gesell-
schaftspolitische und wirtschaftspolitische Ausrichtungen. Theorem des aus den 
Leiden eines gewaltsamen Befreiungskriegs erworbenen Sozialkapital bestimmter 
Staatsklassen.  
– Rivalität der Staatsklassen um Prestige, Reichtum und Macht und daraus resultie-
rende Tendenzen zur Vergeudung in Analogie zum dynastischen Zyklus Ibn 
Chaldûns.  
– Bedeutung der Klassenbildung anstelle der Klan- und Lineagestrukturen in der 
umgebenden Gesellschaft für die Dynamik der Rivalitäten innerhalb von Staats-
klassen zwischen der an Sekundärmerkmalen orientierten Segmentbildung und 
der an Primärmerkmalen orientierten Segmentbildung. These der Erschöpfung se-
kundärer Merkmale im Prozess des Verschleißes von ineffizienten Politiken und 
dadurch Generalisierung der Segmentbildung durch personelle Kontakte und Ne-
potismus.  
– Die Klientelisierung aller gesellschaftlicher Gruppen, insbesondere einer privile-
gierten Arbeiterklasse im modernen oder im öffentlichen Sektor.  
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– Erfolge von Staatsklassen im Gesundheitssektor, bei der Einschulung, beim Aus-
bau von Infrastruktur und bei Qualifikationserwerb innerhalb insgesamt unrentab-
ler Industrien (Großindustrien) mit möglichen Spin-off-Effekten auf lokale Klein- 
und Mittelindustrie, auch über die Bereitstellung von Nachfrageimpulsen durch 
Staatsunternehmen, die mehr Einkommen bezahlen (durch eine Sekundärvertei-
lung von Renten), als sie als Produktionsergebnis erwirtschaften.  
– Kommunikation als Herrschaftsinstrument innerhalb von Staatsklassen und der 
Verlust des Realitätsbezugs auf allen Ebenen der Staatsklasse, einschließlich der 
Führungsebene.  
– Konzentration der Staatsklassen auf Ressourcenzentralisierung und dadurch (wi-
derspruchsvolle) Beschränkung des Massenkonsums (weil gleichzeitig je nach 
System in unterschiedlichem Ausmaß Umverteilung stattfindet).  
– Blockierung oder Denaturierung der Agrarreform und Abschöpfung von Renten 
aus dem Agrarsektor.  
– Renten und Korruption als wachsendes Problem von Staatsklassen, die zuneh-
mend ineffizient kommunizieren.  
– Zyklen innerhalb von Staatsklassen: regelmäßiger Aufstieg „idealistisch orientier-
ter“ Segmente (Sklar).  
5.11. Die Blockierung der importsubstituierenden Industrialisierung durch 
beschränkte Kapazität, über eigenes Beschäftigungsangebot zur 
gesellschaftlichen Transformation beizutragen, und fehlendes 
politisches Engagement für gesellschaftliche Reformen  
– Vertiefung der importsubstituierenden Industrialisierung als Folge des Exportpes-
simismus der 30er und 40er Jahre.  
– Strukturelle Heterogenität als Ergebnis ungleicher Spezialisierung, Marginalität. 
Die Folge ist Notwendigkeit von Planung.  
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– Notwendige Verletzung des Rentabilitätskriteriums bei Investitionen zur Diversifi-
zierung der Wirtschaft.  
– Ziel der Verletzung des Rentabilitätskriteriums ist die Verfolgung langfristiger Ziele, 
deren Rentabilität sich erst unter der Voraussetzung der Erreichung der Diversifi-
zierung der Wirtschaft einstellt. Dabei angestrebtes Ziel Selbstintegration der des-
artikulierten Wirtschaft (Schwärzung der Kästchen in der Input-Output-Matrix).  
– Staatliche Förderung von an der anfangs (rentenbedingt ungleichen) Nachfrage 
orientierten Industrie. Dies perpetuiert über den (begrenzten) Beschäftigungsef-
fekt, die für die jeweiligen Gesellschaften hohen Qualifikationsanforderungen und 
die Einschränkung der Konkurrenz für die Privilegierten. Ungleichheit der Ein-
kommensverteilung.  
– Blockierung der Wachstumsdynamik durch hohe Incremental Capital Output Ratio 
(Ineffizienz) und Ausbleiben internationaler Wettbewerbsfähigkeit.  
– Blockierung von Wachstum durch Aufrechterhaltung der Abhängigkeit bei Techno-
logien und Vorprodukten. Dabei notwendig falsche Technologiewahl. 
– Double Gap: Ersparnislücke und Devisenlücke.  
– Protektion und Korruption.  
– Erfolge der Importsubstitution in eher großen Ländern: China, Indien, Brasilien. 
Importsubstitution als Ansatzpunkt der Kooperation mit multinationalen Unterneh-
men und als „Baumschule“ für Erwerb von Qualifikationen und Transformation der 
Infrastruktur: Importsubstitution als Voraussetzung für Exportorientierung.  
5.12. Die weltwirtschaftliche Alimentierung der importsubstituierenden 
Industrialisierung und der Staatsklassen  
– Hegemonie der Theorie der Ausbeutung durch Übereinstimmung aller nationalisti-
schen Bewegungen der unterentwickelten Welt im Argument: Unterentwicklung ist 
Folge der Ausbeutung. Ergänzung dieser Hegemonie durch die Rationalisierung 
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antikolonialistischer Bewegungen in kapitalistischen Industrieländern: „Das 
Schluchzen des weißen Mannes“, Edgar Morin.  
– Die weltpolitische Auseinandersetzung um die Verbesserung der Terms-of-Trade. 
Dabei Spaltung innerhalb des Lagers der kapitalistischen Industrieländer. Länder 
mit gemanagtem Außenhandel sind der Verbesserung der Terms-of-Trade geneig-
ter als Länder, die für eine freie Weltwirtschaft eintreten, weil Länder mit gemanag-
tem Außenhandel glauben, von verbesserten Terms-of-Trade als privilegierte 
Partner dann reicherer unterentwickelter Länder durch hohe Marktanteile an deren 
Import zu gewinnen.  
– Der Kauf von Einfluss in der unterentwickelten Welt durch Entwicklungshilfe mit 
Schwerpunkt auf Regionalverteilung und Pro-Kopf-Empfang von Hilfe.  
– Der Kampf um Verstaatlichung zur Schröpfung der multinationalen Unternehmen 
und zur Erzwingung ihrer Einbindung in nationale Entwicklungsziele.  
– Nationalisierung als Kampf um Renten. Erfolge bei der Beschränkung der Forde-
rung um sogenannte koloniale „Extraprofite“ bei Aufrechterhaltung von Durch-
schnittsprofitraten. Mechanismen der detaillistischen Intervention wie Integrations-
gebote, Gewinnrücktransferklauseln. Aufrechterhaltene Filialen von multinationa-
len Unternehmen tendieren dazu, mehr an Renten abzuwerfen als verstaatlichte.   
– Die Gründung der OPEC und die Auseinandersetzung um die Erdölrente.  
– Die Mechanismen zur Durchsetzung der Ölpreissteigerung 1973 bis 1979 und die 
amerikanische Interessenlage. Die Herausbildung einer Achse Ryadh–
Washington.  
– Die Vergeudung der Ölrenten: Dutch Disease bei (linken) Industrialisierungspro-
grammen und oligarchische Rentenaneignung bei exportorientierten Verwer-
tungsmodellen für die Ölrente. Konvergenz der Rentierstaaten.  
– Rente stärkt Selbstprivilegierung von Staatsklassen.  
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– Die Weigerung der Ölländer, mit den „Verdammten dieser Erde“ (Fanon) Solidari-
tät zu üben. Scheitern der Programme für Preissteigerungen für andere Rohstoffe. 
Dabei  
1. OPEC und Vierte Welt 
2. US-französische Divergenzen in der Frage der Steuerung der Handelsbezie-
hungen durch Regierungsabkommen  
3. Politisierung des OPEC-Kapitalexports.  
– Der Einsatz von Ölrenten zum Kampf gegen säkulare Staatsklassen und ihren 
„Sozialismus“ in Kooperation zwischen den USA und Saudiarabien. Steigbügelhal-
ter für den Islamismus.  
– Hoffnung der Non-OPEC-World auf Wiederholbarkeit der Aneignung von Renten 
und Bereitschaft (auch von Ölländern: Mexiko, Nigeria), im Vorgriff darauf, sich im 
Ausland zu verschulden.  
– Bereitschaft der westlichen Banken, hohe Liquidität unseriös zu verleihen.  
– Umkehr der Machtrelation rohstoffexportierende unterentwickelte Welt und kapita-
listische Industrieländer in der Schuldenkrise. Scheitern von Schuldnerkartellen. 
Sanierung der westlichen Banken ohne Kooperation mit der unterentwickelten 
Welt vornehmlich durch die westlichen Steuerzahler. Neue Vormundschaft von 
Weltbank, IMF, Pariser Club, Londoner Club über (Teile der) unterentwickelten 
Welt. Sehr viel tiefere Penetration der politischen Institutionen der verschuldeten 
Welt als während des Kolonialsystems.  
– Rente als Quelle der Akkumulation und erfolgreiche Modelle (Khan/Jomo).  
Seite 129 von 135 
5.13. Renten, Ressourcentransfers und die Verhandlungsmacht der 
Staatsklassen der unterentwickelten Welt als Folge des Ost-West-
Gegensatzes und Niedergang der Staatsklassen als Folge des 
Zusammenbruchs des realen Sozialismus  
– Die Rivalität beider Supermächte um Klienten und die geringe inhaltliche Ausprä-
gung der Politik der Blockfreiheit in der Praxis.  
– Die Rechtfertigung der Entwicklungspolitik beider Supermächte mit gummiweichen 
Kategorien wie Entwicklungsdiktaturen (Löwenthal, Westen, Modernisierungstheo-
rie) und Theorie des nichtkapitalistischen Entwicklungswegs (Osten).  
– Der Westen kann Umstürzler nicht mehr entmachten wegen der Zunahme des 
weltpolitischen Gewichts der UdSSR: Mossadegh gegen Khadhafi. Ausnahmen 
der lateinamerikanische Hinterhof: Brasilien 1964, Chile 1973. Ähnlich französi-
sche Chasse Gardée im westlichen subsaharischen Afrika.  
– Abnehmende Relevanz der Systemkonkurrenz durch wirtschaftlichen Niedergang 
der Sowjetunion. Diese hat kein Geld mehr für die Stützung von Staatsklassen im 
Süden. Scheitern der sowjetischen Dritte-Welt-Politik im Afghanistan-Krieg. An-
ders als die USA nach dem Vietnam-Krieg hat die Sowjetunion nach dem Afgha-
nistan-Krieg tatsächlich keine Ressourcen für eine aktive Dritte-Welt-Politik.  
– Niedergang des Ölpreises seit Beginn der 80er Jahre als Folge der dramatischen 
Senkung der Kosten alternativer Ölquellen (Tiefbohrungen, Tiefseebohrungen) 
und Ende der Hoffnung einer primär auf Transfer von Ressourcen beruhenden 
„neuen internationalen Wirtschaftsordnung“, illustriert am Beispiel der Eindäm-
mung des integrierten Rohstoffprogramms von UNCTAD durch die kapitalistischen 
Industrieländer.  
– Niedergang der Einheit der Gruppe der 77 
1. Verminderung der Ölrente und Scheitern anderer Formen der Kartellierung  
2. OPEC verliert Rolle als Vorreiter der 77 
3. Erpressbarkeit über Verschuldung 
Seite 130 von 135 
4. Interessendivergenz zwischen exportorientiert sich industrialisierenden Ländern 
und Rohstoffrenten, auch durch amerikanische Politik der Verweigerung des 
Marktzugangs für verarbeitete Produkte aus Ländern, die sich an Rohstoffkar-
tellen mit „unreasonably high prices“ beteiligen 
5. Ende der Ost-West-Konfrontation.  
– Die nicht eingestandene keynesianische Wirklichkeit: Den kapitalistischen Indust-
rieländern ging es durch die Nachfrageerweiterung infolge der Ölpreissteigerun-
gen gut. Damit: Umverteilung ist ökonomisch durch kapitalistische Industrieländer 
gut verkraftbar. Nur Reallohndelle, keine Reallohnstagnation wie seit den 1990er 
Jahren.  
– Entdeckung der Bad Governance der Staatsklassen. Moralische Diskreditierung 
der Entwicklungsdiktaturen.  
– Neoliberale Kritik aller Formen geplanter Industrialisierung als Vergeudung und 
Fehlinvestition.  
– Bindung von Entwicklungshilfe an Good Governance und Klientelisierung der Län-
der des Südens durch den Westen.  
– Einmischung des Westens in innere Angelegenheiten. Ende der Souveränität. Pa-
rallelen zum Kolonialsystem als kollektiver Kolonialismus oder Ultraimperialismus 
im Sinne von Kautsky.  
– NGOs als rechtfertigender Regenschirm. Die Rückkehr zum „guten Wilden“, den 
der Westen vor seinen Ausbeutern hier den korrupten Eliten, schützt.  
5.14. Entlegitimierung der Staatsklassen der Dritten Welt  
– Scheitern beim Einkommenswachstum, sehr viel höheres Wachstum des Kapital-
stocks. Ineffiziente Investitionen. Rasch wachsende Kapitalkoeffizienten in der In-
dustrie. Erschöpfung der finanziellen Ressourcen trotz hoher, aber tendenziell sin-
kender Renten.  
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– Zerstörung der internen Kohärenz durch Segmentbildung und Dezentralisierung 
von Bereicherung und Einfluss.  
– Unfähigkeit zur Absorption einer wachsenden vom erfolgreichen Erziehungssektor 
produzierten Jugend im Arbeitsmarkt.  
– Sinkende Patronagekapazität aufgrund sinkender wirtschaftlicher Ressourcen.  
– Mit sinkender Patronagekapazität erscheint der Staat als ein räuberischer Fiskus. 
Im Rahmen der staatlichen Industrialisierung entstandene private Industrie will 
sich von staatlicher Bevormundung befreien, um der Abführung von Ressourcen 
an den zunehmend bankrotten Staatsapparat zu entgehen.  
– Abbildung der Ressourcenknappheit an der sozialen Basis als Korruption, weil die 
Empfänger von Patronage immer kleiner werden müssen, die Zahl potentieller 
Empfänger aber im Rahmen der Modernisierung wächst und die von Zuflüssen an 
Patronage Ausgeschlossenen den Zufluss von Patronage an Begünstigte als 
Form von Korruption interpretieren.  
– Entlegitimierung der Staatsklassen schafft Raum für den Aufstieg neuer kulturell-
identitärer Bewegungen.  
– Ende der Dynamik der importsubstituierenden Industrialisierung schafft Raum für 
die Forderung nach mehr Weltmarktintegration.  
5.15. Übergang zur exportorientierten Industrialisierung bedeutet nicht Ende 
der Rente  
– Beginn exportorientierter Industrialisierung schon im 19. Jh. auf der Grundlage 
relativ geringer Reallohndifferenzen.  
– Wieder Beginn der exportorientierten Industrialisierung in den 60er Jahren in roh-
stoffarmen unterentwickelten Ländern.  
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– Vom Zuzug von Arbeitslosen aus einem Hinterland geschützte Metropolen in der 
Dritten Welt können Entwicklung nicht vermeiden: Kolkata, Mumbai, Shanghai 
sind tendenziell so entwickelt wie Hongkong und Singapur, aber nicht ohne ein-
strömende Armut.  
– Die erfolgreichen Tigernationen: Gleichheit, „shared development“, große aber 
jeweils unterschiedliche Rolle des Staats bei Diversifizierung und Technologieför-
derung.  
– Wettbewerbsfähigkeit bei exportorientierter Industrialisierung auf der Grundlage 
der Abwertung unter Kaufkraftparität, dadurch massive Verbilligung von Arbeit bei 
sehr viel besseren Reallöhnen. Dadurch Versorgung der Arbeitskräfte aus dem in-
ternen Überschuss notwendig.  
1. Keine Kaufkraftparität der Währungen.  
2. Erfolg der Reislandwirtschaften nach der Grünen Revolution mit entsprechen-
den landwirtschaftlichen Überschüssen.  
3. de facto: Subvention von Arbeit im Exportsektor durch niedrige Agrarpreise.  
 
– Exportorientierte Industrialisierung als Ergebnis der Grünen Revolution. 
– Exportorientierte Industrialisierung, im Extremfall Kanalisierung einer Rente im 
landwirtschaftlichen Sektor zu den im Exportsektor Arbeitenden. Weil dies teuer: 
staatliche Förderung der Diversifizierung in der Nachfolge der Tigernationen, fi-
nanziert aus schon wettbewerbsfähigen Sektoren (Holtgrave, Mytelka).  
– Renten stammen aus dem Landwirtschaftssektor, aber auch aus bei höherem 
Wechselkurs schon wettbewerbsfähigen Branchen mit niedriger Arbeitsqualifikati-
on.  
– Erfolgreiche exportorientierte Industrialisierung in Flächenstaaten, sofern agrari-
scher Überschuss. Deshalb kein Erfolg im subsaharischen Afrika und (neben 
Dutch Disease) in Nordafrika und im mittleren Osten.  
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– Rückwirkung exportorientierter Industrialisierung auf kapitalistische Industrielän-
der: Billigkonkurrenz, die durch Lohnbegrenzung nicht unterlaufen werden kann. 
Renten in Hochtechnologieexportsektoren, die hohe Wechselkurse und damit 
auch hohe internationale Löhne erlauben, dazu noch im Sektor der nicht handel-
baren Güter. Die unter Importkonkurrenz geratende Arbeitskraft in den westlichen 
Industrieländern kann bei gleichen Nominallöhnen wie in den exportorientiert sich 
industrialisierenden Ländern der unterentwickelten Welt niedrigere Reallöhne er-
halten, weil die Lebenshaltungskosten höher sind.  
– Lohnspreizung schwierig, wegen hoher Kosten der nicht handelbaren Güter, bei 
denen Globalisierung keinen Wettbewerbsdruck auslöst.  
– Globalisierung führt zu Disziplinierung von Arbeit: Entmachtung der Organisatio-
nen von Arbeit in den kapitalistischen Industrieländern ohne gleichzeitigen Macht-
zuwachs von Arbeit in den vom Export begünstigten aufholenden Ländern. Aus-
schalten des Mechanismus zur Herstellung von Knappheit von Arbeit. Die Real-
löhne steigen nirgends mehr entsprechend dem Produktivitätswachstum.  
– Ubiquität von Renten im Weltsystem und Bedrohung von Profit und Arbeit. 
– Szenario einer unterkonsumtionistischen Krise.  
5.16. Als Konklusion: die Alternative von Globalisierung von Rente oder 
Globalisierung von Profit10 
Grenzen des abwertungsgetriebenen Wachstums bei Schaffung von Vollbeschäfti-
gung. Ohne komplementäre Maßnahmen allein über Exporte wenig wahrscheinlich.  
– Exportorientierung und Demokratisierung: Trotz Globalisierung kein Empowerment 
von Arbeit in der Dritten Welt. In der Folge eher beschränkte Demokratisierung. 
Theorie der Regimehybride (Zinecker).  
– Unwahrscheinlichkeit der Globalisierung von Profit.  
10  Elsenhans, Hartmut: "Globalisierung von Profit oder Globalisierung von Rente", in: Jahrbuch für 
Wirtschaftswissenschaften, 3 (2004); S. 263-289. 
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– Internationale Zivilgesellschaft gekennzeichnet durch Fehlen von Arbeit und Do-
minanz von NGOs, deshalb politökonomisch rentenabhängig.  
– NGOs können die Einkommensverteilung schwer verändern, weil sie die Situation 
insgesamt kleiner Zielgruppen verändern, ohne die Verhandlungsmacht großer 
Segmente von Arbeit zu beeinflussen.  
– Entmachtung des Proletariats der kapitalistischen Industrieländer ohne Substituti-
on.  
– So lange Renten in unterentwickelten Ländern angeeignet werden können, wer-
den vorkapitalistische Solidaritätsgemeinschaften wie Clans nicht zugunsten der 
Herausbildung sozialer Klassen zerschlagen.  
– Vorkapitalistische Solidaritätsstrukturen stärken in unterentwickelten Ländern die 
Unternehmer.  
– Fragmentierung von Arbeit und gesellschaftlichen Großgruppen in kapitalistischen 
Industrieländern. Dadurch Import sozialer Strukturmerkmale aus der Dritten Welt.  
– Kapitalistischer Eigentumsschutz für nichtkapitalistische Rente aufgrund Ausschal-
tung der Preiskonkurrenz zwischen Unternehmern. Beispiel auf Beziehungen be-
ruhende monopolistische Wertschöpfung der Unternehmer und Manager bei Feh-
len von Konkurrenz.  
– Wachsende Bedeutung öffentlicher Güter wie Umweltschutz, die nicht über de-
zentrale Kaufentscheidungen auf einem anonymen Markt bewertet werden, son-
dern deren Nachfrage letztlich Folge ausgehandelter Finanzzuweisungen und Be-
wertungen von Akteuren ist, die neben dem Ziel, sich als Marktteilnehmer verhal-
ten, langfristige Ziele verfolgen, aufgrund derer sie Verhandlungsmuster wie 
Staatsklassen entwickeln.  
– NGOs als Feigenblätter einer defizitären weltweiten Zivilgesellschaft.  
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– Denkbarkeit des Endes des Kapitalismus ohne Ende der Geschichte. Übergang zu 
einer neuen Form tributärer Produktionsweisen in dann staatlich fragmentierten 
Gesellschaften, die durchaus Großreiche sein können.  
– Wiederaufstieg des Staatensystems mit einer kleinen Zahl von „Emerging Po-
wers“. Nie hat ein vergleichbar großer Anteil der Weltbevölkerung innerhalb des 
kapitalistischen Systems auf dem Gebiet der politischen Führungsmächte des glo-
balen Systems gelebt.  
– Verhandlungsfähig sind viele Politikbereiche und Güter zwischen den großen 
Mächten, doch behalten diese letztlich ihre Souveränität.  
– Multiethnischer Charakter der Großmächte und Ende der ethnischen Nation, nicht 
aber Ende des „National“staats auf der Grundlage der vom Staat durchgesetzten 
Treue der Bürger zum Staat.  
– Durchsetzungsfähigkeit der Großmächte im Inneren aufgrund wechselseitiger Ga-
rantien und Fehlen von Irredenta-Problemen bei nicht ethnischem Charakter der 
Nationen.  
– Wachsende Wirkungslosigkeit der Guerilla.  
– Ende der Geschichte durch Rückkehr zur tributären Produktionsweise. Denkbar-
keit der Nostalgie der progressiven Kräfte für den Kapitalismus. 
 
